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Editorial 


Recherchefehler werden uns von Lesern relativ oft vorgeworfen. Wer das Gebiet mal gelegentlich 
beackert, wird feststellen, daß es fünf Jahre nach der Einigung recht schwierig ist, über denselben 
Gegenstand bei den verschiedenen Seiten ein wenigstens faktisch übereinstimmendes Bild zu 
erhalten. Und das auch bei den Ostdeutschen, die früher dafür bekannt waren, anderen zuzuhören 
und, von sich absehend, Gegenargumente gelten zu lassen. Der Rechercheur wird also wie ein 
Ping-Pong-Ball zwischen den Fronten hin und hergeworfen. Überdies gibt es einige Leute, mit 
denen kein Gespräch mehr möglich ist oder die in der Kürze nicht erreichbar sind, sodaß man bei 
Zweiten und Dritten Informationen sammeln muß. Weil der Redaktionsschluß bedrohlich näher- 
rückt, muß dann unter Zuhilfenahmre von Erfahrungen über die Dinge und die Menschen aus den 
widersprechendsten Darstellungen ein stimmige Geschichte gemacht werden. Das ist nicht leicht 
und auf keinen Fall ohne Fehler möglich, schon gar nicht in winzigen Akzentsetzungen, die oft nur 
den politischen Vorlieben oder Abneigungen des einen oder der anderen entsprechen. Wer es 
besser kann, soll es selbst machen. Jedenfalls sind aber die Recherchen im „telegraph“ sehr viel 
genauer als beispielsweise die im angemaßten Zentralorgan der bundesdeutschen Presse, dem 
„Spiegel“. Immer dann, wenn sich mal ein Artikel faktisch vor Ort überprüfen läßt - beispielsweise 
letztens der über den Untergang der Techno-Diskos in Berlin - zeigt sich, daß fast gar nichts stimmt. 
Wie werden wir dann erst bei der Auslandsberichterstattung an der Nase herumgeführt werden! 

Beispielsweise beklagt sich Uwe Kulisch aus Schmölln darüber, daß er nicht, wie im Bohley- 
Kohl-Bericht im letzten „telegraph“ dargestellt, schon im Vorfeld vom Kanzlerbesuch wußte. Das 
mag sein. Die Information unseres Autors stammt aus einer Jenenser Quelle, die eigentlich sonst 
recht zuverlässig ist. Wenn wir Uwe Kulisch (und anderen ) Unrecht getan haben, tut uns das sehr 
leid. Bernd Gehrke beschwert sich in einem längeren Leserbrief, der aus Platzgründen erst beim 
nächsten Mal erscheinen kann, über unsere Darstellung der Entstehung der Vereinigten Linken. In 
diesem Fall geht es hauptsächlich um eine andere, wenn auch nicht uninteressante Wertung der 
Dinge. 

Ansonsten glauben wir wieder mal ein recht interessantes Heft zusammgestellt zu haben. 
Ihr werdet ja selbst sehen. Redaktion „telegraph“ 


telegraph 10/95 | 3 


Im Auftrag westlicher Unternehmen gegen 
die Gewerkschaften 
Die weißrussische Regierung bekämpft eine Streikwelle mit 
dem faktischen Ausnahmezustand 


Gegen die Unterdrückung der Gewerkschaften 
in Weißrußland fand am 6. Oktober vor der alten 
sowjetischen Botschaft Unter den Linden in 
Berlin eine Demonstration statt. Beteiligt waren 
20 deutsche Gewerkschaftler. Dem weißrussi- 
schenKonsul wurde eine Protesterklärung über- 
geben. Die nationale und internationale Presse 
glänzte durch Abwesenheit. 

Anlaß war die gewaltsame Niederschla- 
gung einer Welle von Streiks im August durch 
die weißrussische Regierung. Die U-Bahn in 
Minsk stand vom 17. bis zum 21. August still, 
zunächst um die wieder einmal seit zwanzig 
Tagen nicht mehr gezahlten Löhne einzufor- 
dern - im ganzen Gebiet der früheren Sowjet- 
union ist es in Staatsbetrieben üblich geworden, 
den ohnehin kargen Lohn oft Monate lang nicht 
zu zahlen. Außerdem ging es den Minskern um 
den Beginn von Tarifverhandlungen und die 
Einhaltung von Betriebsvereinbarungen, die 
wenigstens minimale Rechte der Belegschaft 
festschreiben. Gestreikt wurde auch von den 
Arbeitern des wissenschaftlichen und Produkti- 
onsbereichs des Betriebes “Integral” in Minsk 
und im öffentlichen O-Bus-Unternehmen in 
Gomel. Ausdruck der dramatischen Situation 
ist, daß die Streiks diesmal sogar von den 
früheren staatlichen, den sogenannten “freien 
Gewerkschaften” organisiert wurden, die im 
Unterschied zu den neuen, den “unabhängigen 
Gewerkschaften” kaum für radikale Gesinnun- 
gen bekannt sind. 

In Weißrußland existiert immer noch 
das zu Sowjetzeiten gewählte Parlament, der 
Oberste Sowjet. Parlamentswahlen im Mai 


scheiterten an mangelndem Interesse der Be- 
völkerung. Dafür bekam bei den Präsident- 
schaftswahlen Alexander Lukashenko, ein star- 
ker Mann, der versprach, Korruption und Miß- 
wirtschaft zubeenden, 80% der Stimmen. Dem- 
zufolge ist seine Macht kaum begrenzt. Er 
regiert das Land per Ukas, Presse-, Meinungs- 
und Versammlungsfreiheit sind erheblich ein- 
geschränkt. Das Parlament wird als lästiger 
Bittsteller behandelt. Auf Befehl Lukashenkos 
besetzte die Armee im Frühjahr den Obersten 
Sowijet und schlug und verhaftete Abgeordnete, 
die sich im Hungerstreik befanden. 

Begrenzt wird der Machtrausch von 
Lukaskenko nur durch das Bestreben, westli- 
chen Regierungen, Kreditgebern und Investo- 
ren zu gefallen und deshalb werden noch ge- 
wisse formale Grenzen aufrechterhalten. 

Andererseits aber gehen die Forderun- 
gen westlicher Investoren oftin eine ganz ande- 
re Richtung - der Erhaltung Weißrußlands als 
Billiglohnland. 


‚Aus diesem Grunde ist Weißrußland gerade für 


deutsche Banken und Konzerne eininteressan- 
tes Ziel. Im Kombinat “Integral” beispielsweise, 
das im August bestreikt wurde, ist Bosch-Sie- 
mens engagiert. Die Vertreter des westlichen 
Kapitals stellten an die Leitung des Kombinats 
eine Reihe von Bedingungen, die für die Reali- 
sierung des Projekts notwendig seien. Dazu 
gehört unter anderem, daß es bis zur Eröffnung 
des Joint Ventures im Unternehmen keinerlei 
Art von Gewerkschaft mehr geben darf, auch 
nicht die früheren staatlichen. 

Auch der IWF will die weißrussische 
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Regierung mit einem Kredit über 280 Mllionen 
Dollar unterstützen und stellt seine aus der 3. 
Welt bekannten Bedingungen. Präsident 
Lukashenko und seine Genossen aus der alten 
Nomenklatur, die willens sind, die neue Unter- 
nehmerschicht des Landes zu werden, sind 
vollauf bereit, mit Massenentlassungen und 
Senkung des Lebensstandards die Erwartun- 
gen des IWF und anderer westlicher Investoren 
zu erfüllen. 

Am Abend des 20. August kündigte 
Lukashenko im Fernsehen schärfste Maßnah- 
men gegen die Streiks an. In der überall in der 
Welt, besonders aber im alten Ostblock übli- 
chen Art wurden ausländische Geheimdienste 
und Gewerkschaften beschuldigt, die Streiks 
finanziert zu haben, um Weißrußland zu 
destabilisieren. Ein böser Witz, weil das glatte 
Gegenteil zutrifft. 

Seit dem 21. August herrscht in Weiß- 
rußlandfaktisch der Ausnahmezustand: InMinsk 
wurde die Streikversammlung von polizeilichen 
Spezialeinheiten aufgelöst und der Vorsitzende 
der Gewerkschaft , Makartschuk, mit vorgehal- 
tener Pistole verhaftet. 24 Streikende wurden 
ohne Angaben von Gründen für 12 Stunden von 
der Polizei festgehalten. 16 Arbeitern wurde 
sofort fristlos gekündigt, die Entlassungswelle 
von am Streik Beteiligten hält bis heute an. Der 
Vorsitzende des Dachverbandes der freien Ge- 
werkschaften, Gennadij Bykow, wurde eben- 
falls verhaftet, der sympathisierende Abgeord- 
nete des Obersten Sowjets, Antonschik, wurde 
ohne Angabe von Gründen für zwei Tage fest- 
genommen. Im Büro der Freien Gewerkschaf- 
ten und des Kongresses der demokratischen 
Gewerkschaften führten KGB und Polizei Haus- 
suchungen durch. Die Kontender Gewerkschaf- 
ten wurden eingefroren und die Telefone abge- 
schaltet. Noch härter muß das Vorgehen gegen 
die streikenden O-Busfahrer in Gomel gewe- 
sen sein, aber von dort ist nur wenig Genaues 
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zu hören. Bekannt ist immerhin, daß allein 142 
Busfahrer entlassen wurden, die sich am Streik 
beteiligten. Über 20 Teilnehmer sollenzehnTage 
ohne Prozeß und Anklage auf einem Militär- 
gelände eingesperrt worden sein. 

Nachträglich ließ man sich von Gerich- 
ten die Rechtswidrigkeit der Streiks und die 
Legalität der Polizeiaktionen bestätigen. Laut 
Verfassungsind neben Staatsbediensteten auch 
Arbeiter von Energiebetrieben sowie solcher 
Betriebe, bei denen ein Streik Gefahr für Leben 
und Gesundheit der Bevölkerung bedeuten 
würde vom Streikrecht ausgenommen. Da die 
straf- und zivilrechtlichen Ausführungsbestim- 
mungen widersprüchlich sind, war der 
Interpretationslust der willfährigen Richter kei- 
ne Grenze gesetzt, immerhin aber vorerst der 
Strafbemessung. Der Gewerkschaftschef 
Bykow und ein Betriebsgewerkschaftsvor- 
sitzender der Eisenbahnergewerkschaft wur- 
den zu je zehn Tagen Arrest verurteilt, 
Makartschuk zu 15 Tagen, vermutlich, weil er 
einen anderen Anwalt gefordert hatte. Weitere 
Ermittlungsverfahren gegen angeblich Verant- 
wortliche des Streiks dauern noch an . 
Schadensersatzforderungen in Höhe von 
150.000 DM sind angemeldet. 

Die Zeitungen veröffentlichten am 1. 
September einen Ukas des Präsidenten, nach 
dem die Gewerkschaften in Weißrußland bis zu 
einer Neufassung der Gewerkschaftsgesetze 
verboten sind. Angekündigt wurde das Verbot 
aller Parteien und Organisationen, die illegale 
Streiks organisieren oder unterstützen. Die 
Immunität von Parlamentsangehörigen vor 
Haussuchungen und Telefonüberwachungen 
wurde aufgehoben. Damit sich die Presse da- 
durch nicht zu irgendwelchen bissigen Kom- 
mentaren veanrlaßt fühle, warnte Lukashenko 
zugleich die Chefs aller Zeitungen und Zeit- 
schriften, jegliche Kritik am Präsidenten zu 
unterlassen. 


ıNn 


Die Tatsache, daß es bei den weißrus- 
sischen Ereignissen bisher an spektakulären 
Toten oder Gerichtsurteilen fehlte, sonden nur 
. das schon sprichwörtlich gewordene russische 
Elend vertieft wurde, hat offenbar dazu geführt, 
daß die internationale Presse bisher keine No- 
tiz genommen hat. Indess sind in dieser Sache 
noch nicht alle Messen gesungen. lin einer 
Reihe von Prozessen gegen Streikende wird 
die weißrussische Obrigkeit versuchen, ein Ex- 
empel zu statuieren. Das wird nur mißlingen, 


wenn wenigstens einige westeuropäische - ich 
sage mal: Menschenrechtsgruppen - hörbar 
mißbilligend an dieser Angelegenheit teilneh- 
men. Die Zeichen wenigsten sind alarmierend: 
Zum ersten Mal nach 1989 wurden in Ost- 
europa wieder Gewerkschaften verboten. Weil 
das, wenn nichtim Auftrag, so doch wenigstens 
in der Intention westlicher und auch deutscher 
Investoren geschah, ist es unsere Verantwor- 
tung, uns darum zu kümmern. 

W. Rüddenklau 


Beschnittener Ikarus 


Zur Untersuchung eines gewendeten DDR-Wissenschaft- 
lers über die Bürgerbewegungen 


In der renommierten Beilage der Zeitschrift 
“Das Parlament”. “Aus Politik und Zeitgesche- 
hen” veröffentlichte ein gewisser Detlev Pollack 
Ende September eine Studie zur Frage, “was 
aus den Bürgerbewegungen und Oppositions- 
gruppen der DDR geworden ist”. Pollack (P.) ist 
in der Umwertungsszene kein neuer Mann. 
1990, 1992 und neuerdings wohl in diesem Jahr 
noch einmal führte er eine Umfrage bei “31 
einstmals führenden Vertretern der politisch 
alternativen Gruppen in Berlin und Leipzig’ 
durch. 1994 veröffentlichte er zusammen mit 
Hagen Findeis und Manuel Schilling eine Aus- 
wertung dieser Interviews und der bis dahin 
erschienen Literatur. “Die Entzauberung des 
Politischen” ist ein schönes Beispiel für die Art 
von fantasielosem Abschreiben, gewürzt mit 
Fehllinterpretationen und Mißverständnissen, 
die in der Geschichtswissenschaft üblicherwei- 
se als “platte Kompilation” bezeichnet wird. 
Immerhin sollte man P. nicht insofern 
Unrecht tun, daß man ihm Motivlosigkeit in 
einem westlichen Sinne, sine ira et studio, 
vorwirft. Nein, der Mann hat längere Zeit seines 
Vorwendelebens als Religionssoziologe an der 


staatlichen theologischen Fakultät in Leipzig 
verbracht. Wenn er dabei Studienaufenthalte in 
Zürich und Princeton einlegen durfte, so bedeu- 
tete das in der DDR mit völliger Sicherheit eine 
Auszeichnung für staatskonformes Denken und 
Handeln. Wie für viele Staatsangestellte stürzte 
wahrscheinlich auch für P. 1989 eine Welt 
zusammen. Nur, daß er sich im Unterschied zu 
seinen Leidensgenossen nicht in die Schmoll- 
ecke zurückzog, sondern berufliches Interesse 
und private Abneigung zu einer Untersuchung 
über die Bürgerbewegung und eben auch die 
\okalen Oppositionsgruppen nutzte. Insofern ist 
der Vorwurf der Kompilation vielleicht zu leicht- 
fertig, denn im Unterschied zum Rudel seiner 
westlichen Soziologenkollegen weiß er immer- 
hin doch noch, daß zwischen diesen beiden 
Phänomenen durchaus ein Unterschied be- 
steht. 

Jedenfalls wird man P. keine Sympa- 
thie für die DDR-Oppositionsgruppen unterstel- 
len dürfen, ehestens noch eine Verwunderung 
über eine Erscheinung, die sich gänzlich seinen 
bisherigen banalen Lebensvorstellungen ent- 
zog, und den Willen, diese Sphäre endlich auch 


ee ee u 


6 


telegraph 10/95 


dem rationalen, utilitaristischen und oppor- 
tunischem Denken zugänglich zu machen. Zu 
seiner Ehre muß gesagt werden, daß er zuwei- 
len zugeben muß, daß ihm das nicht gänzlich 
gelungen ist, und daher blinkt auch gelegentlich 
zwischen den Zeilen seines Aufsatzes wieder 
dieser alte Haß auf Ikarus auf, dem endlich die 
Flügel beschnitten werden müssen: 

“Natürlich haltenmanche vonihnennach 
wie vor an den alten Idealen - an den Ideen von 
einer gerechten, solidarischen und egalitären 
Gesellschaft - fest und haben, wenn sie in der 
Öffentlichkeit auftreten -und sie treten oft auf, 
nichts anderes zu tun, als uns ihre Unzufrieden- 
heit mit dem Rechtsstaat, der parlamentari- 
schen Demokratie oder der Aufarbeitung der 
DDR-Vergangenheit mitzuteilen. Die Mehrheit 
der Bürgerrechtler - und ihre Vertreter kommen 
in der Öffentlichkeit nicht so oft zu Wort - bejaht 
aber längst die parlamentarische Demokratie, 
auch wenn sie ihre Ideale nicht vergessen hat 
und manches an dieser Demokratie für verbes- 
serungswürdig hält. Andere kritisieren inzwi- 
schen sogar das moralisierende Politik- 
verständhis von einigen ihrer einstigen Mitstrei- 
ter und sind mittlerweile zu kämpferischen Ver- 
fechtern der Parteiendemokratie geworden.” 

P. ist ja nicht dumm. Er gibt zu, daß sich 
Demonstrationen, Runde Tische und andere 
Formen der direkten Demokratie noch Anfang 
1990 als wirkungsvolle Instrumente der Politik- 
gestaltung erwiesen. Aber die Bürger- 
bewegungen seien wegen ihrer Geringschät- 
zung der ökonomischen Interessen der Bevöl- 
kerung und der Ablehnung einer schnellen Ver- 
einigung rasch marginalisiert worden. Die 
Bürger, meint er, wollten nicht schon wieder 
eine ideologisch aufgeladene Politik unterstüt- 
zen. Nicht die Bürgerbewewegungen seien die 
Initiatorender Massenbewegung gewesen, son- 
dern sie wurden von der Massenbewegung an 
die Spitze geschoben und zum Symbol ge- 
macht. Auf Grund der klaren Verantwortlichkeit 
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Ein Ikarus- Bild war beim re Wilen nicht auf- 
zutreiben. Deshalb an dieser Stelle ein besonders 
obszöner Amor 


der Partei- und Regierungsspitze sei nach der 
Öffnung der ungarischen Grenze eine Massen- 
bewegung entstanden, die sich nach der Off- 
nung der DDR-Grenze ebenso rasch von der 
Bürgerbeweaung trennte. 

Das ist richtig, insofern es immer richtig 
ist. Natürlich wurde beispielsweise die russi- 
sche Revolution auch nicht von Menschewisten 
und Bolschewisten gemacht. Verantwortlich 
dafür ist die Unfähigkeit Nikolaus Il. und der 
russischen Oberschicht und zuletzt des Innen- 
ministers Protopopow, der im Januar 1917 die 
Hauptstadt Petersburg vier Wochen praktisch 
ohne Nahrungsmittel ließ, weil er es vorzog, 
sich während mitternächtlicher Seancen politi- 


sche Ratschläge vom Geist Rasputins geben 
zu lassen. Das machte die Bevölkerung sauer, 
und sie war es dann, die die Februarrevolution 
durchführte. Menschewisten und Bolschewi- 
sten waren davon völlig überrascht. 

Aber während die russischen Revolu- 
tionäre das zaristische Regime völlig beseiti- 
gen wollten, gab es 1989 eine ganz andere 
Situation. Die Gruppen und die 1989 entstehen- 
den Bürgerbewegungen wollten nicht vorder- 
gründig die SED stürzen, sondern strebten über 
sie hinaus einen demokratischen Sozialismus 
an. Als sich zeigte, daß die SED keine realen 
Reformpositionen hatte, sondern stattdessen 
auf Moskauer Ratschlag hin lieber für “*Deutsch- 
land einig Vaterland” plädierte und sich in Arme 
ihrer westlichen Klassenbrüder warf, hatte die 
Opposition keine politischen Positionen mehr, 
auf Grund derer sie die Macht hätte ergreifen 
können oder wollen. Eine Vereinigung mit der 
Bundesrepublik Deutschland und die Einfüh- 
rung des mit dem Euphemismus “soziale Markt- 
wirtschaft” schlecht getarnten Kapitalismus war 
mit ihr nicht zu machen. Das wurde ihr von der 
Bevölkerung übel genommen. 

Als Zeichen der Lebensunfähigkeit der 
Bürgerbewegung gilt P., daß sie- mit der einzi- 
gen Ausnahme der neugegründeten SDP- kein 
ökonomisches Programm hatten. Das liest sich 
ganz nett, wenn man nicht daran denkt, daß das 
Wirtschaftsprogramm der SDP ein vorgefertig- 
tes Muster made in Western Germany war und 
für Neuüberlegungen und erst recht Neukon- 
struktionen etwas mehr Personal und Zeit, et- 
was weniger Druck und vor allem Geld vonnö- 
ten gewesen wären. Daß von westdeutscher 
Seite jederzeit massive politische, wirtschaftli- 

che und mediale Interventionen ausgeübt wur- 
den, die mit Sicherheit ein wesentlicher Faktor 
der Wendezeit gewesen sind, wird von P. ein- 
fach unterschlagen. Wann hatte zum Beispiel 
jemals ein Staat die Bevölkerung eines Nach- 
barstaates einfach mit der Schenkung von 100 


DM pro Nase begierig auf weitere Benefizien 
gemacht? Angesichts dessen ist der Begriff 
“wirtschaftliche Interessen” ein wenig überhöht. 
Vielleicht wäre es richtiger, vom Auslösen von 
vulgärer Begehrlichkeit durch Bestechung zu 
sprechen, verbunden mit der Vermittlung von 
unerfüllbaren Trugbildern, die von der desori- 
entierten Bevölkerung eines in eine Sackgasse 
geratenen Landes als rettender Strohalm er- 
griffen wurde. 

Weil Pollock immerhin wenigstens eini- 
ges von Mentalität und Realität der DDR-Grup- 
pen weiß, ist seine Kritik nicht ganz verfehlt. 
Angesichts des übermächtigen, alles besetzen- 
den Staates sei es gar nicht notwendig gewe- 
sen, konstruktiv kritisch zu sein. Vielmehr sei 
der Dilletantismus in den Gruppen Norm gewe- 
sen und know how durch moralische Haltung 
ersetzt worden. Das mag speziell auf die Leip- 
ziger Gruppenszene, den Arbeitskreis Gerech- 
tigkeit und die IG Leben in hohem Maße zutref- 
fen, die zusammen mit Ausreisewilligen die 
Friedensgebete verrichteten, und sicher auch 
auf die lange Reihe von äußerst gemäßigten 
kirchlichen Friedenskreisen, die jetzt auch in 
der Opposition gewesen sein wollen. Aber in 
Ostberliner Aktivistengruppen undauchinDres- 
den und anderswo mußte je länger je mehr 
professionell gearbeitet werden. Es ist nun mal 
eine gewisse Kontinuität und eine Menge know 
how erforderlich, um beispielsweise unter den 
Bedingungen eines staatlichen Informations- 
monopols mit wenig Geld und Material Zeit- 
schriften herauszugeben. Ich habe das deutli- 
che Gefühl, daß Herr Pollock, der zu dieser Zeit 
noch an der Universität Leipzig staatliche 
Subsidien empfing, sowohl mit einem Kom- 
mentar zu einer der politischen Krisen der letz- 
ten DDR-Zeit als auch dem danach fälligen 
Reparieren und Betreiben einer Wachsmatrizen- 
maschine überfordert gewesen wäre, nicht zu 
reden vom Beschaffen von Druckpapier unter 
den Bedingungen der DDR-Mangelwirtschaft. 
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Es wäre ihm zu schwierig und schmutzig gewe- 
sen- und zu schlecht bezahlt darüber hinaus. 
Unheimlich scheint P. die Tatsache zu 
sein, daß in den Gruppen der DDR politische 
und individuelle Ziele keinen Gegensatz bilde- 
ten, daß man vielmehr der Meinung war, mit der 
Gruppenpraxis der Gesellschaft eine Utopie 
von Freiheit, Gleichheit und Gemeinschaft vor- 
zuleben. P. findet zu der Formulierung, daß “ihr 
politisches Engagement sich aus einer vorpoli- 
tischen, stark gemeinschaftlich geprägten Ein- 
stellung speiste.” Nach einem schwammigen 
Zitat der bekannten Malerin B.B., über das man 
sich rasch einig werden könnte, heißt es: “Die 
Anhänger einer Politik von unten vertraten ein 
harmonisierendes Politikkonzept und verstan- 
den Politik als eine Form von Diskussion zur 
Erreichungeinesbreiten Konsens.” Selbstwenn 
man eine konkretere Formulierung von basis- 
demokratischen Grundsätzen einbringen wür- 
de, ist das natürlich von der Warte der real 


existierenden bundesdeutschen Parteien- 
demokratie Gewäsch und“vorpolitisches”, kind- 
liches Gelalle, das bestenfalls unter den Bedin- 
gungen eines gesellschaftlichen Zwischenzu- 
standes einige Monate halten kann. 

Politik sei nach der Wende ein ernsthaf- 
tes Geschäft geworden, das Zeit koste und 
Einarbeitung erfordere. Wer es betreiben wolle, 
müsse es zu seinem Beruf machen. Politik und 
Leben seien, werden frühere Mitglieder von 
Gruppen zitiert, nicht mehr miteinander zu ver- 
binden, das, was man persönlich tun könne, sei 
politisch irrelevant. Religion und Politik seien in 
einer modernen Gesellschaft funktionell diffe- 
renziert. Ihre Verbindung im Realsozialismus 
sei der Reflex auf eine Überpolitisierung der 
Gesellschaft gewesen. Nach der Entflechtung 
von Religion und Politik nach der Wende (?!) 
habe sich das Phänomen der kirchlichen Basis- 
gruppen aufgelöst. Am ehesten, heißt es weiter 
unten, ließen sich die Bürger für ihre unmittel- 


"Und paßt mir ja achön auf Euer Erbe auf!" 
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baren Belange interessieren, überindividuelle 
Ziele stünden nicht mehr im Mittelpunkt ihres 
Interesses. 

Dieses anderenorts unter der Formel 
der “Arbeitsteiligen Industriegesellschaft” ge- 
würdigte ‚Phänomen wäre nun eigentlich ein 
Grund zur Anklage. Das heißt doch, offen zuzu- 
“geben, daß die Selbstbestimmung und Mitbe- 
stimmung des Einzelnen in hohem Grade un- 
möglich geworden ist (es sei denn, man verfügt 
über die nötigen Finanzen und heißt etwa 
Reemtsma oder Reuter). Mitbestimmung ist 
nur für Professionelle möglich, die das dumme 
Wahlvolk aber nicht mit der Wahrheit hinter 
dem Ofen hervorlocken können. Und als Bei- 
spiel für das peinliche Erwachsenwerden von 
Bürgerrechtlern, fügt P. auch noch diese Argu- 
mentation des Bundesverdienstkeuzträgers 
Werner Fischer ein: “Ich weiß, daß man mit 
wirklich guten Argumenten zu Sachfragen kei- 
nen Hund unter dem Ofen hervorlocken kann... 
Jetzt muß man sich also darüber Gedanken 
machen, wie - und jetzt sage ich es mal in der 
Sprache der Journalisten - verkauft man es am 
besten.” Ist das nicht traurig und wäre das nicht 
ein Anlaß, über Demokratieformen nachzuden- 
ken, die tatsächlich wieder Selbstbestimmung 
für die Leute auf der Straße möglich machen? 
Aber für P. ist es ein Anlaß aufzutrumpfen, daß 
dies die Realität sei. 

Schließlich beschreibt P. die Phase, in 
der frühere Oppositionsgruppen sich unter dem 
Zwang der bundesdeutschen Verhältnisse zu 
Vereinsgründungen entschlossen und die Tat- 
sache, daß der Zugang zu ABM-Mitteln und die 
notwendige Kenntnis der Förderstruktur und 
des Steuerrechts zur Institutionalisierung, Pro- 
fessionalisierung und Okonomisierung der 
Vereinsarbeit führte. Und genießerisch fügt er 
an,.daßdie meisten Vereinekeine lokale Gegen- 
politik machen oder Konzeptionen des System- 
wechsels verfolgen, sondern ihre Arbeit als 
komplementär zu den von Staat und Wirtschaft 


erbrachten Leistungen verständen. Überdies 
seien die neuen Vereine keineswegs die alten 
Gruppen, vielmehr hätten nur die wenigsten 
personell und korporell überlebt. Vielmehr re- 
krutierten sich viele Vereine und Initiativen aus 
anderen Bevölkerungssegmenten, nicht selten 
(und hier hört man ihn förmlich kichern) aus 
früheren systemtragenden Bereichen. 

Auch die Parteienbildung, fährt P. tri- 
umphiefend fort, sei dadurch beschleunigt wor- 
den, daß “die gesetzlichen Bestimmungen die 
Freigabe finanzieller Fördermittel an den 
Parteienstatus binden”. Alle Einschnitte in der 
Entwicklung der Bürgerbewegungen und -in- 
itiativen, trumpft P. auf, seien von außen be- 
dingt gewesen. “Offenbar sind die Bewegungen 
des "Bewegungssektors” in hohem Maße von 
den rechtlichen, politischen und wirtschaftli- 
chen Kontextbedingungen abhängig.” 

Lacht da die Geschichte oder höhnt P. 
oder versucht er, mit der Geschichte uns zu 
verhöhnen? Aber niemand wird leugnen kön- 
nen, sobald man sich in das Fahrwasser des 
bundesdeutschen Staates begab, war mandes- 
sen Systemzwängen unterlegen. Wenn man 
etwas bewirken wolle, so P., müsse man mit 
den neuen, institutionalisierten Interessen- 
vertretungs- und Konfliktregelungsmecha- 
nismen umgehen lernen. Davon absehendes 
alternatives Handeln und Denken begebe sich 
daher außerhalb des Politischen. 

P., vom Untergang der Parteidiktatur 
DDR zutiefst beunruhigt, hat sich einem stärke- 
ren Herrn an den Hals geworfen, der bundes- 
deutschen Parteiendemokratie (mit der realen 
Wirtschaftsdiktatur im Hintergrund). Und nach 
sorgfältiger Prüfung kommt er zu dem Ergeb- 
nis, daß die Gefahr für seinen neuen Brötchen- 
geber von Seiten der Opposition nicht allzu 
groß ist: Beruhigt schließt er seinen Aufsatz: 
“Offenbar besitzt die moderne funktional diffe- 
renzierte Gesellschaft eine solche Durchset- 
zungsfähigkeit, daß sie auch emanzipativ-kriti- 


telegraph 10/95 


sche Tendenzen aufnehmen und in das breite 
Spektrumihrer Anpassungs- und Opportunitäts- 
strukturen zu integrieren vermag.” 

Daß es das aber dennoch gibt, daß 
nicht alle ehemaligen DDR-Oppositionellen in 
Leipzig den Bundespräsidenten mit dem Lied 
“Herr gib uns Deinen Frieden jeden Tag” besin- 
gen, das kann er sich nicht erklären, das macht 
Herrn P. nun wirklich wütend: “Daneben”, muß 
er uns mißlaunig erklären, “gibt es auch noch 
Reste des Neuen Forums, der Initiative Frieden 
und Menschenrechte und der Vereinigten Lin- 
ken, die politisch den Anschluß verloren haben 
und gesellschaftlich kaum ins Gewicht fallen.” 
An dieser Stelle möchte ich schamhaft hinzufü- 
gen, daß selbst die Umwelt-Bibliothek Berlin 
und der “telegraph” noch vorhanden sind. Und 
nicht nur das, es ist auch diese oder jene neue 
Gruppe hinzugekommen. Da kann P. von den 
universitären Höhen der "bundesdeutschen 
Gesellschaft nur noch ohnmächtig höhnen: “Ei- 
nen Platz für politisches Prophetentum sieht die 
moderne Gesellschaft nicht vor, auch wenn sie 
diejenigen, die sich diesen Aufenthaltsdort wäh- 
len, gelegentlich mithochdbotierten Preisenehrt.” 

Es soll sogar Leute geben, die wollen 
nicht mal diese Preise entgegennehmen. ua 0 AEEEEEERE 

W. Rüddenklau Die ehemalige ER tlerin Ulrike Poppe beim 
Kuscheln mit dem Bundespräsidenten 


DDR-Bürgerrechtler (und solche, die es gewesen sein wollen), die in 
Leipzig am 7. Oktober 1995 als Dank für ihre Taten das Bundesverdienst- 
kreuz entgegennahmen 


Birthler, Marianne, Berlin; Bohley, Bärbel, Berlin; Dittmann, Ulla, Dresden; Ducke, Dr. Karl-Heinz, 
Monsignore, Berlin; Fischer, Werner, Berlin; Führer, Christian, Pfarrer; Leipzig, Gauck, Joachim, 
Berlin; Glüer, Dietlind, Rostock; Gutzeit, Martin, Berlin; Haschke, Udo, Jena; Havemann, Katja, 
Grünheide; Hoppe, Hanna, Dresden; Irgen, Erich, Präsident des Sächsischen Landtags, Dresden; 
Jaekel, Hans-Christoph, Quedlinburg; Küttler, Thomas, Superintendent, Plauen; Loheit, Uta, 
Schwerin; Meckel, Markus, MdB; Berlin, Nooke, Günter, Berlin; Oltmans, Gesine, Leipzig; Pahnke, 
Rudi, Borksdorf/Nordbahn; Poppe, Ulrike, Berlin; Schwabe, Uwe, Leipzig; Tschäpe, Dr. Rudolf, 
Potsdam; Vaatz, Arnold, Staatsminister; Cossebaude; Weiß, Konrad; Berlin; Kl Bernd, 
Hermersdorf: Wonneberger, Christoph, Pfarrer i.R. 
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Kommentar: Endlich daheim 


Erinnert sich noch jemand an die ulkigen Bilder, 
die die Aktuelle Kamera regelmäßig am „Vor- 
abend“ von Staatsfeiertagen im Programm hat- 
te? Etliche Menschen waren in Reih und Glied 
im großen Saal des Staatsratsgebäudes ange- 
treten. Alle machten ernste und möglichst wür- 
devolle Gesichter. Der Staatsratsvorsitzende 
und Parteichef ging von einem zum nächsten, 
manchmalmußtensie auch vortreten, unddrück- 
te ihnen eine Mappe und eine kleine Schachtel 
in die Hand. Die Menschen bedankten sich artig 
beim Herrn Staatsratsvorsitzenden und traten 
wieder zurück ins Glied. Aus dem Off erklärte 
uns ein Kommentator, daß wir hier Helden 
sehen würden, Helden der Arbeit, der Völker- 
freundschaft, der Wissenschaft und Künste und 
so weiter, Helden jedenfalls, die jetzt und hier, 
vor den Kameras der Aktuellen Kamera den 
verdienten Lohn für ihre Tätigkeiten erhielten: 
einen Orden. 

Heute gibt es wieder Helden. Helden 
der Revolution. Und sie kriegen - einen Orden. 
In etatistischen Ländern wie Deutschland gilt 
dies immer noch als höchste Würdigung. Nur 
daß es heutzutage der Herr Bundespräsident 
ist, der die Urkunden und die Schächtelchen mit 
dem teuren Blech verteilt. Und daß sie heutzu- 
tage auch von denen entgegen genommen 
werden, die noch vor zehn Jahren Ordensver- 
leihungen als mit republikanischen Tugenden 
nicht vereinbar ansahen. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat 
am 8. Oktober, am „Vorabend jener großen 
Demonstration in Leipzig“, 27 Mitglieder ehe- 
maligerBürgerrechtsgruppen und -bewegungen 
mit dem Bundesverdienstkreuz ausgezeichnet. 
Aus der Perspektive der Bundesrepublik 
Deutschland aus betrachtet, ist dies ein voll- 
kommen logischer Vorgang. Aus jenem Blick- 
winkel heraus haben die 27 „stellvertretend“ 
Ausgezeichneten ja in der Tat dazu beigetra- 


gen, die DDR aufzulösen. 

Aus der Perspektive der Ausgezeichne- 
ten heraus ist der Vorgang jedoch keineswegs 
logisch. Nimmt man nämlich jene alten Papiere, 
Aufrufe, Flugschriften und was es sonst noch 
alles im Herbst 1989 gab, zur Hand, findet sich 
darin kein Wort von der Aufgabe der DDR. Im 
Gegenteil: im Herbst vor sechs Jahren war 
allerorten von einem „wirklichen Sozialismus“ in 
einer „eigenständigen DDR“ die Rede. 
Diejeneigen, die sich kürzlich diesen Orden an 
die Brust haben heften lassen, haben damals 
an diesen Papieren mitgeschrieben. Man sollte 
also erwarten, daß die eine oder andere Irrita- 
tion bei der Ordensverleihung zu Tage getreten 
wäre. Doch weit gefehlt. In der Dankesrede, die 
Ulrike Poppe hielt, und deren Inhalt mit allen 
anderen abgesprochen war - Poppe verwendet 
den Begriff „Konsespapier“ - findet sich der 
schöne Satz: „Die Ziele von 1989 sind nicht 
verkommen.“ 

Wie nun? Ging es von Anfang an um die 
Auflösung der DDR, war der Festakt also folge- 
richtig und das Mißverständnis auf Seiten de- 
rer, die damals tatsächlich den Kopf hingehal- 
ten haben, aber etwas ganz anderes wollten? 
Gibt es Spielarten der Demokratie? Ist die 
Demokratie in den Farben der Bundesrepublik 
Deutschland die Spielart, die uns damals vor- 
schwebte? Sind wir endlich daheim? Ingrid 
Köppe, die den Orden ablehnte, gibt in ihrem 
Schreiben eine deutliche Antwort. 

Die Kabarettisten Mensching und Wen- 
zel hatten Mitte der achtziger Jahre eine Persi- 
flage auf das Ordensunwesen der DDR im 
Programm. Zwei Menschen standen auf der 
Bühne und steckten sich wechselseitig aus 
absurdesten Gründen Medaillen an die Brust. 
Auf der Rückseite der Medaillen waren lange 
Messer zu erkennen. Am Ende waren beide tot. 

Wolfram Kempe 
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Offener Brief Ingrid Köppes vom 4. Oktober 1995 an den 
Bundespräsidenten, Herrn Roman Herzog 


Betrifft: Ordensverleihung am 8.10.95 


Sehr geehrter Herr Herzog! 

In einem Schreiben vom 18.9.95 teilte mir die 
Ordenskanzleides Bundespräsidialamtesmit, daß 
Sie beabsichtigen, mich am 8.10. 1995 mit dem 
Verdienstorden der Bundesrepublik Deutschland 
auszuzeichnen. 

Dieser Brief erreichte mich in einer beson- 
deren Situation: Ich stand noch ganz unter dem 
Eindruck der erstwenige Tage zuvor stattgefunde- 
. nen Durchsuchung meiner Wohnung und der Be- 
schlagnahme persönlicher Unterlagen durch die 
Staatsanwaltschaft Bonn und Staatsschutzbe- 
amte des Berliner Landeskriminalamtes. 

Die Staatsanwaltschaft Bonn führt unter 


eleipen 


Ingrid Köppe im September 1990 während des 
Hungerstreiks in der Ostberliner Stasizentrale, mit 
dem das Stasiaktengesetz und die Gauck-Behör- 
der erkämpft wurden 
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dem Aktenzeichen 50 Js 1102/94 gegen mich ein 
Ermittlungsverfahren “wegen Verdachts der Ver- 
letzung einerbesonderen Geheimhaltungspflicht”. 
Dabei geht es um das Bekanntwerden meines 
Abschlußberichtes zum Untersuchungsausschuß 
des Deutschen Bundestages zu Schalck- 
Golodkowski und dem KoKo-Imperium. 

Vielleicht verstehen Siemeine Verwunde- 
rung über so gegensätzliche Erfahrungen mit Ver- 
tretern des Staates in so kurzer Zeit. Einerseits 
verdächtigt mich die Anwaltschaft des Staates, 
eine Straftäterin zu sein. Andererseits wollen Sie, 
der oberste Repräsentant des Staates, mich mit 
einem Orden auszuzeichnen. 

Sie wollen “die Verdienste der Bürger- 
rechtsbewegung von 1989 würdigen und diejeni- 
gen, die mitihrer friedlichen Revolution die Wende. 
in der DDR bewirkt und vorangetrieben haben, in 
einer besonderen Ordensaktion würdigen”. 

Die Entwicklung seither ist teilweise je- 
doch den Zielen der Bürgerbewegung zuwider 
verlaufen, was mich an der realen Bedeutung 
unserer damaligen Bemühungen sowiederVeran- 
lassung, diese jetzt mit einem Orden auszuzeich- 
nen, zweifeln läßt. 

Die Bürgerbewegung von 1989 wollte die 
Gesellschaft von Grund auf neu gestalten. Vorbe- 
dingung fürdie Umgestaltung der Gesellschaftwar 
für uns die Abschaffung des Führungsanspruches 
derSEDunddieBeseitigungderalten Repressions- 
apparate, besonders des Ministeriums für Staats- 
sicherheit, dem "Schild und Schwert der Partei”. 

Wir waren der Überzeugung, daß ein 
Geheimdienst erst dann wirklich aufgelöst und 
abgeschafftist, wenn esnichts Geheimesmehr um 
ihn gibt und forderten deshalb die vollständige und 
schonungslose Offenlegung von Strukturen, Mitar- 


beitern und Arbeitsweise des MfS. 

- _ Ichhabe ander Auflösung des MfS mitge- 
wirkt und war auch 1989 als Abgeordnete in der 
Ostberliner Stadtverordnetenversammlung sowie 
bis 1994 im Deutschen Bundestag mit der Stasi- 
Thematik befaßt. 

Unsere Hoffung auf eine vollständige Of- 
fenlegung der Stasi-Vergangenbheit, auf eine po- 
litische und juristische Aufarbeitung haben sich 
nicht erfüllt. Auch deshalb nicht, weilBehörden und 
Parteien der Bundesrepublik Deutschland dies 
mehrfach verhindert haben: 


- Während wirab 1989 aufder Suche nach Einrich- 
tungen desMIS, konspirativen Objekten und Tarn- 
firmenwaren und versuchten, diegeheimen Struk- 
turen der Stasi zu erkunden, um deren Weiterar- 
beit endgültig zu verhindern, hatten Geheimdien- 
stederBundesrepublik Deutschlandlängstkonkrete 
Kenntnisse über Objekte, Mitarbeiter, Firmen und 
Arbeitsweise des MIS, die jedoch nicht für eine 
Information der Öffentlichkeit, sondern als gehei- 
mes Herrschaftswissen genutzt wurden. 


- Schon zu Wendezeiten standen Einrichtungen 
der Bundesrepublik Deutschland - wie Bundes- 
nachrichtendienst und Verfassungsschutz -inkon- 
spirativen Kontakten zu MfS-Mitarbeitern undkauf- 
ten ihnen ihr Insiderwissen ab, um es weiterhin 
geheim zu halten. 

Detaillierte Angaben dazu finden Sie in 
meinem leider noch immer als “Geheim” klassifi- 
zierten KoKo-Bericht. 


- Wir forderten die Öffnung der Stasi-Akten, um 
"sowohl den Einfluß des MfS auf Einzelschicksale 
als auch auf die gesamte Innen- und Außenpolitik 
der DDR sichtbar machen zu können. 

Zwar ist es heute jedem Bürger und jeder 
Bürgerin möglich, Einsicht in die vom MfS über sie 
angelegten Akten zunehmen. Doch vergessen wir 
nicht:wäre esnach dem Willen der Verhandler des 


sogenannten “Einigungsvertrages” gegangen, lä- 
gen die MfS-Akten jetzt verschlossen im Bundes- 
archiv in Koblenz. Nur der massenhafte Protest 
vieler Bürgerinnen und Bürger Ostdeutschlands 
hat daran letztendlich etwas geändert. 

Die Öffentlichkeit aber kann heute nicht 
nachprüfen, wieviel Akten zu Wende- undin Folge- 
zeiten aus dem Stasi-Aktenbestand ausgesondert 
wurden. Noch immer ungeklärt ist dabei die Rolle 
von Sicherheitsbehörden der Bundesrepublik 
Deutschland. 


- Wir wollten verhindern, daß hauptamtliche und 
inoffizielle Mitarbeiter des MfS erneut Einfluß auf 
die Politik erlangen könnten. Davon hing für uns 
wesentlich die Glaubwürdigkeit eines politischen 
Neuanfangs ab. 

Dieses Ziel haben wir jedoch entschei- 
dend verfehlt. 
Heute läßtsich eine langeLListe der bisher enttarn- 
ten inoffiziellen Mitarbeiter des MfS erstellen, die 
nach 1989als Parteifunktionäre, Abgeordnete und 
Regierungsmitglieder in der Politik tätig waren 
bzw. esheute noch sind. Parteien haben seit 1989 
ehemaligen inoffiziellen Mitarbeitern des MfS Po- 
sten undpolitischen Einfluß verschafft. Die “freiwil- 
ige” Überprüfung von Parlamentariern des Deut- 
schen Bundestages aufeine frühere Tätigkeitbeim 
MfS ist eine Farce. Inoffizielle Mitarbeiter des MfS 
sind auch in den bundesdeutschen Parteien gern 
gesehene und gebrauchte Akteure. 


- Oberste Gerichte der Bundesrepublik Deutsch- 
land haben sich mehrfach für Täterschutz ent- 
schieden und Personen, die in der DDR objektiv 
schweres Unrecht zu verantworten haben, mit 
mildenbzw. verständnisvollen Urteilen, Verfahrens- 
einstellungen oder Freisprüchen bedacht mit der 
Begründung, deren Verhalten habe den Gesetzen 
oder Gepflogenheiten in der DDR entsprochen: 
z.B. Post- und Telefonkontrolleure, Spione, Rich- 
ter und Staatsanwälte, Rechtsanwälte, Denunzi- 
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anten u.a.m. In dieser Begründung liegt faktisch 
eine nachträgliche Anerkennung von Exekutive 
und Justiz der DDR. So droht die juristische Verar- 


beitung der SED-Diktaturähnlich zu mißlingen wie 


einst die des NS-Regimes. 


- Wir haben bei der Auflösung des MfS nicht nur 
Erkenntnisse über diesen Geheimdienstder DDR, 
sondern auch Einblick in Wesen und Arbeitsme- 
thoden jeglicher Geheimdienste gewonnen. Die 
Auseinandersetzung mit der Stasi-Thematik hat 
für mich nicht nur historischen Bezug, sondern ist 
auch Anlaß, darüber nachzudenken, wie Bürger- 
rechte vor staatlicher Kontrolle jedweder Herkunft 
geschützt werden können. 

Heute stehen wir weitreichenden Befug- 
nissen von Geheimdiensten der Bundesrepublik 
Deutschland gegenüber. Der Auslandsgeheim- 
dienst BND darf inzwischen auch im Inland tätig 
werden. Neue Polizeigesetze erlauben dem Staat 
immer stärkere Eingriffe in Persönlichkeitsrechte. 
LängstistdasBrief-, Post- und Fernmeldegeheimnis 
nichtmehr“unverletzlich”.KleineundgroßeLausch- 
und Spähangriffe aufBürgerinnen und Bürger sind 
Realität. Bürgerrechte werden leichtfertig zugun- 
sten staatlicher Überwachung aufgegeben. Solch 
ein politischer Kurs führt geradewegs zum 
Überwachungsstaat. 


- Nach unseren Erfahrungen mit der vor den Bür- 
gerinnen und Bürgern abgeschotteten Geheim- 
politik der SED und ihrer Blockparteien forderten 
wir 1989 Transparenz und Öffentlichkeit von poli- 
tischen Entscheidungen. Heute sind Geheim- 
gremien und unter Ausschluß der Öffentlichkeit 
tagende Ausschüsse in Parlamenten durchaus 
übliche Ebenen der Politikgestaltung. 

Für die Regierung unbequeme Wahrhei- 
ten werden auch hierzulande mit einem “Geheim”- 
Stempel unter Verschluß ge- undderÖffentlichkeit 
vorenthalten. So kann z. B. der Inhalt meines 
Berichtes über den Bereich KoKo sowie dessen 
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vielfältige Verstricklung auch mit der westdeut- 
schen Politik und Wirtschaft bis heute nicht öffent- 
lich zur Kenntnis genommen und debattiert wer- 
den. 


- Bei den laufend widerkehrenden Forderungen 
nach einer Amnestie bzw. "begrenzter Straffrei- 
heit” nach einer Schließung der Akten bzw. nach 
einem Schlußstrich' unter die Geschichts-Aufar- 
beitung bilden inzwischen selbst führende Reprä- 
sentanten von Staat und Politik (allen voran ihr 
Amtsvorgänger sowie der Bundeskanzler) eine 
faktische Koalition mit der SED-Nachfolgepartei 
PDS. Diese Forderungen widersprechen den Zie- 
len der Bürgerbewegung von 1989. 


Angesichts dieser - hierkurzzusammengefaßten- 
Bilanz des Wirkens der Bürgerbewegung, mußich 
heute feststellen: Unsere Bemühungen vor allem 
um gesellschaftliche Transparenz sowie um Frei- 
heit vor staatlicher Überwachung hatten keine an- 
haltenden Auswirkungen aufdie Politik in Gesamt- 
deutschland. Das Vorhaben, nun einigen damals 
exponierten Personen einen Orden der Bundesre- 
publik Deutschland zu verleihen, steht im Gegen- . 
satz zur realen Geringschätzung der Anliegen der 
Bürgerbewegung in der Bundesrepublik Deutsch- 
land. 

Dies empfinde ich durchaus - wie ein- 
gangs geschildert - auch in Bezug zu meiner per- 
sönlichen Situation. 

Einen Ordender Bundesrepublik Deutsch- 
land für mein persönliches Engagement 1989 leh- 
neich deshalb ab. 

Ichweiß, daß Sie, Herr Bundespräsident, 
sich in der Vergangenheit mehrfach gegen ein 
Verdrängen und Vergessen unserer Vergangen- 
heit geäußert haben. Inder Hoffnung, daß Siesich 
persönlich auch in Zukunft für diese Anliegen ver- 
wenden, verbleibe ich mit freundlichen Gruß. 
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Indonesisches Schmierentheater 
Waffendeal mit NVA-Kriegsschiffen trieb die indonesische 
Diktatur in eine Krise 


Auf der Rückseite des letzten “telegraphs” wurde für die Beteiligung an einer Demonstra- 
tion am 10. Oktober gegen die Verurteilung zwei der Schiffsbesetzer von Peenemünde, Ulf 
Thämelt und Holm Vogel geworben. Damit sollte offensichtlich ein Exempel an den 
Beteiligten der wohl erfolgreichsten ostdeutschen Aktion nach der Wende statuiert werden. 
Am Pfingstwochenende 1993 waren einige der NVA-Kriegsschiffe besetzt worden, die im 
Rahmen eines umfangreichen Waffendeals an die indonesische Diktatur geliefert werden 
sollten. Mit der für den Prozeß gegen die beiden am 10. Oktober angekündigten Demonstra- 
tion gab es ein peinliches Malheur: Der Richter wurde kurzfristig krank und die Verhandlung 
wurde verschoben. Böse Interpretationen, das Wolgaster Amtsgericht habe die allzu 
erfolreiche Mobilisierung sabotieren wollen, lassen sich jedenfalls nicht belegen. Der neue 
Prozeßtermin ist mit dem 3. November um 9 Uhr (siehe Rückseite) schön knapp angelegt, 
aber wir hoffen, daß sich auch diesmal wieder genügend Leute finden, die ungebrochen 
gegen die Waffenexportpolitik der Regierung Kohl protestieren. Falls wider Erwarten wieder 
verschoben wird, werden wir wie beim letzten Mal telefonisch diejenigen zurückrufen, von 
denen wir wissen, daß sie nach Wolgast fahren wollen. 

Daß sich trotz der scheinbaren politischen Eiszeit durch Aktionen hier in Deutsch- 
land dies und jenes hier und anderswo bewegen läßt, zeigt der folgende Artikel von Rolf 
Weiß, einem Mitarbeiter der Menschenrechtsgruppe Watch Indonesia und intimen Kenner 
der deutsch-indonesischen Verhältnisse. 


1. Aufzug: Deutsche Kriegsschiffe 
beschießen die Demokratie 


Szene: Ein verlassener NVA-Marinehafen in 
Peenemünde. Mehrere hundert Demon- 
strantInnen besetzen drei dort vor Anker liegen- 
de Kriegsschiffe. 

Als im März 1993 verschiedene Grup- 
pen und Organisationen drei (von insgesamt 
39) zum Verkauf nach Indonesien bestimmte 
Kriegsschiffe besetzten, setzten sie der desola- 
ten Menschenrechtssituation in Suhartos Insel- 
reich und dem andauernden Krieg im indone- 
sisch besetzten Ost-Timor ein Zeichen. Die 
Aktion fand in Indonesien nur wenig Gehör. Zu 
ängstlich waren die Zeitungen des Landes, als 
daß sie gewagt hätten, ausführlich über die 


Aktion zu berichten. Nur sehr gründliche Zei- 
tungsleser wurden damals auf ein Agenturbild 
aufmerksam, das mit wenigen Zeilen Text ver- 
sehen, über die Aktion berichtete. 

Doch weder für die Presse, noch für die 
Demokratiebewegung des Landes eignete sich 
die Besetzungsaktion als Thema zur Öffentli- 
chen Diskussion. Zu groß ist die Angst, das 
allmächtige Militär zu kritisieren oder die Beset- 
zung und Annektion Ost-Timors als 27. Provinz 
Indonesiens in Frage zu stellen. 

Dennoch verfehlte die Aktion keines- 
falls ihre Wirkung. Davon zeugt nicht nur die 
offenkundige Freude aller indonesischen 
AktivistInnen, die später bei Besuchen in 
Deutschland Videoaufnahmen aus Peene- 
münde sahen, sondern auch die gesteigerte 
Sensibilität, die sowohl die deutsche als auch 
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NVA- Kriegschiffe, die nach Indonesien geliefert er Hier 3 Teil, der 19931, im alten Bea von 
Peenemünde lag und zu Pfingsten von einem Bündnis ostdeutscher Gruppen besetzt wurde. 


die indonesische Regierung seither dem The- 
ma Rüstungsexporte einräumen. Erst vor kur- 
zem vereitelte Außenminister Kinkel, der als 
Mitglied des Bundessicherheitsrates keine Ein- 
wände gegen den Kriegsschiffverkauf hatte, 
den Export von Wiesel-Panzern nach Indonesi- 
en.Kinkels offizielleBegründungfür das Export- 
verbot klang, als ob er sie aus einem in 
Peenemünde kursierenden Flugblatt abge- 
schrieben hätte: Die Panzer könnten in Ost- 
Timor gegen die Bevölkerung eingesetzt wer- 
den. 

Ein gutes Jahr nach Peenemünde sorg- 
ten die Kriegsschiffe dann doch noch für Wirbel 
in der indonesischen Öffentlichkeit. Nachdem 
eines der Landungsschiffe während der Über- 
führung nach Indonesien bereits in der Biskaya 
in Seenot geriet und von der spanischen Kü- 
stenwache abgeschleppt werden mußte, hegte 
man in Indonesien Zweifel, ob das scheinbare 
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Schnäppchen - 39 Kriegsschiffe für nur US $ 20 
Millionen - in Wahrheit nicht eine sinnlose Ver- 
geudung von Staatsgeldern darstellte. Hatte 
der Deutschlandkenner und Rüstungsspezialist, 
Technologieminister Habibie, das GeldinSchrott 
angelegt? 

Nicht ganz, meinte das Nachrichten- 
magazin TEMPO, das berichtete, daß der 
Gesamtumfang des Geschäfts den Kaufpreis 
von 20 Millionen $ bei weitem überstieg. Sage 
und schreibe 1,1 Milliarden $ sollten insgesamt 
für Kauf, Reparatur und Modernisierung, Über- 
führung, Bewaffnung und Munition, Ausbildung 
der Besatzung sowie für die notwendige Infra- 
struktur in den Marinebasen ausgegeben wer- 
den. 

Ein Großteil dieser Gelder sollte in die Kassen 
von Minister Habibie fließen, der nicht nur das 
Geschäft selbst tätigte, sondern - ganz neben- 
bei - auch noch oberster Boss der PT PAL- 
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ährend der Schiffsbesetzung in 
Millionen DM zerstört 


Werft in Surabaya und der Rüstungsschmiede 
PT Pindad in Bandung sowie weiterer strategi- 
scher Großbetriebe ist. 

Führende Militärs übten heftige Kritik 
an Habibie, weil dieser sich getraut hatte, ohne 
Rücksprache mitihnen den Militäretat von meh- 
reren Jahren für Waffensysteme seiner Wahl 
auszugeben. Ins gleiche Horn stieß Finanzmi- 
nister Muhammad, der sich rundweg weigerte, 
Gelder in der von Habibie gewünschten Höhe 
freizugeben. TEMPO und zwei weitere Zeit- 
schriften, EDITOR und DETIK, nutzten die Ge- 
legenheit, um über den handfesten Streit im 
Kabinett zu berichten und brachten Habibie, 
Ziehkind von Präsident Suharto und einer der 
aussichtsreichsten Anwärter auf dessen Nach- 
folge, damit noch mehr in Bedrängnis. 
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Peenemünde, Pfin 


sten 1993, wurde Kriegsmaterial in Höhe von 1 ‚5 


DER 3 


Der Bote wird geköpft 


Suharto sah sich schließlich gezwungen, sich 
öffentlich vor seinen angeschlagenen Vertrau- 
ten zu stellen, und nahm in einer Rede im 
Marinestützpunkt Lampung sämtliche Verant- 
wortung für den Rüstungsdeal auf seine Kappe. 
Aus Rache für diese Schmach wurde dann der 
Bote, der die schlechte Nachricht überbracht 
hatte, geköpft. Ende Juni 1994, nur eine Woche 
nach Suhartos Rede, erließ Informationsminister 
Harmoko, ein weiterer enger Vertrauter des 
Präsidenten, das Verbot der drei Zeitschriften 
TEMPO, EDITOR und DETIK. Auf deutsche 
Verhältnisse übertragen hieß das in etwa so- 
viel, wie das gleichzeitige Verbot von SPIE- 
GEL, FOCUS und ZEIT. 

Das Verbot bedeutete einen schweren 
Rückschlag für die Demokratie in Indonesien. 
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Die erst wenige Monate zuvor verkündete “po- 
litische Öffnung” war miteinem Schlag zu Ende. 
Seither bläst nicht nur der Presse, sondern 
auch der Demokratiebewegung des Landes, 
die getragen wird von Nichtregierungs- 
organisationen, MenschenrechtlerInnen, 
Arbeiterlnnen und Studentinnen, wieder ein 
eisiger Wind ins Gesicht. 

Ein Großteil der über Nacht arbeitslos 
gewordenen JournalistiInnen wollte sich nicht 
mit dem plötzlichen Tod der freien Presse abfin- 
den. Zusammen mit Gleichgesinnten in den 
Redaktionen noch zugelassener Pressemedien 
gründeten sie die “Allianz Unabhängiger Jour- 
nalisten (AJl)”, die seither mit einem selbstver- 
ständlich ungenehmigten - eigenen Magazin 
namens INDEPENDEN (seit kurzem: SUARA 
INDEPENDEN) mutig gegen die Unterdrük- 
kung der Pressefreiheit anschreibt. Aber auch 
zuanderen Themen, von Politik über Wirtschaft 
bis hin zur Kultur, enthält INDEPENDEN gut 
recherchierte kritische Berichte und Kommen- 
tare. Neben AJl geben inzwischen noch ver- 
schiedene andere Gruppen regelmäßig alter- 
native Zeitschriften heraus. Als wichtigste sei 
hier die in Jakarta ansässige, regierungs- 
kritische Gruppe PIJAR genannt. 


Berufsverbote 


Obwohl ein Gericht in Jakarta am 3. Mai 1995 
ein überraschendes Urteil fällte, das der Klage 
seitens des ehemaligen TEMPO-Herausgebers 
Goenawan Mohamad und einer Reihe seiner 
früheren Beschäftigten auf Wiederzulassung 
der Zeitschrift recht gab, steht es weiterhin 
schlecht um die Pressefreiheit in Indonesien. 
Das offenbar zur Beruhigung internationaler 
Beobachter gedachte Urteil bleibt vorerst be- 
deutungslos, da Informationsminister Harmoko 
umgehend Berufung einlegte. 

International weniger beachtet dachte 
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sich Harmoko neue Gemeinheiten aus, mit 
denen er die Presse knebeln kann. Der 
regierungstreue Journalistenverband PWI 
(Persatuan Wartawan Indonesia) rief im Som- 
mer alle regionalen Sektionen dazu auf, gegen 
Mitglieder vorzugehen, die die Rolle des PWI 
als einzig legale Journalisten-Organisation in 
Frage stellen. Diese Dissidenten sollten aus der 
PWI ausgeschlossen werden, erklärte Vor- 
standsmitglied SofyanLubis. Selbstredendrich- 
tete sich diese Anordnung gegen die Existenz 
des ungeliebten Konkurrenten All. 

In Jakarta wurde die Mitgliedschaft von 
13 Journalisten im PWI, die sich gegen das 
Verbot der drei Zeitschriften eingesetzt hatten, 
zwangsweise für beendet erklärt. Die ausge- 
schlossenen Journalisten hatten die sogenann- 
te Sirnagalih-Erklärung mitunterzeichnet - die 
Gründungsurkunde von All. Unter ihnen befan- 
den sich Goenawan Mohamad, der noch als 
Redaktionsleiter des Wirtschaftsmagazins 
SWASEMBADA geführt war, der ehemalige 
Chefredakteur von TEMPO, Fikri Jufri, und 
Eros Djarot, ehemaliger Herausgeber von 
DETIK. Gleichzeitigwurden Zeitungen und Zeit- 
schriften dazu aufgefordert, sich von Mitar- 
beiterInnen zu trennen, die nicht Mitglied im 
PWI sind. Verschiedene Presseorgane beug- 
ten sich dem Druck und entließen “widerspen- 
stige” Redakteure bzw. versetzten sie in die 
Anzeigenredaktion oder in die Verwaltung. 

SUARA INDEPENDEN kommeniierte, 
den Ausschluß der Journalisten aus dem PWI 
könne man akzeptieren. Die Tatsache jedoch, 
daß das Ende der Zwangsmitgliedschaft im 
PWI einem Berufsverbot gleichkomme, verlet- 
ze die Menschenrechte. Der Zwang, zur Aus- 
übung eines Berufes einer Ständeorganisation 
angehören zu müssen, sei selbst in Indonesien 
einmalig, urteilt SUARA INDEPENDEN mit 
Verweis auf die Berufsverbände von Arzten und 
Rechtsanwälten. 


Feldzug gegen alternative Presse 


Die neuerlichen Beschränkungen der Presse- 
freiheitfolgten einer Erklärung von Informations- 
minister Harmoko, erwolle Schritte gegen Mas- 
senmedien einleiten, die AJl-Mitglieder beschäf- 
tigten. 

Mit Blick auf INDEPENDEN und das 
von PIJAR herausgegebene Bulletin KABAR 
DARI PIJAR bekräftigten Harmoko und seine 
Verbündeten auch ihre Absicht, gegen 
regierungskritische Untergrundzeitungen vor- 
zugehen. 

Ende März lösten Polizeikräfte in Zivil 
eine Feierlichkeit von AJl im Hotel Wisata in 
Jakarta auf und nahmen mehrere Personen 
fest. Bis auf Danang, einen bei der AJl ange- 
stellten 18-jährigen Bürogehilfen, wurden aber 
zunächst alle Verhafteten wieder auf freien Fuß 
gesetzt. In den folgenden Tagen führte die 
Polizei Razzien in den Büros von All und PIJAR 
durch und beschlagnahmte Computer, Disket- 
ten, Adressverteiler und dergleichen mehr. Der 
PIJAR-Mitarbeiter Tri Agus Santoso (Spitzna- 
me TASS) sowie Ahmad Taufik und Eko Maryadi 
von All wurden verhaftet. 


Willkürliche Verurteilungen 


In drei parallel geführten Verfahren wurde in 
den Sommermonaten den Angeklagten Ahmad 
Taufik, Eko Maryadi, Tri Agus Santoso und 
Danang der Prozeß gemacht. Im In- und Aus- 
land stießen die Verfahren auf heftige Kritik, 
insbesondere weil die Anklage in allen vier 
Fällenwillkürlicherschien. Danang, Eko Maryadi 
und Ahmad Taufik wurde vorgeworfen, die Zeit- 
schrift INDEPENDEN illegal in Umlauf gebracht 
zu haben. Doch erwiesenermaßen waren die 
beiden AJl-Redakteure weder für den Inhalt 
noch für den Vertrieb von INDEPENDEN ver- 
antwortlich. Danang, der bei All als Bürogehilfe 
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jobbte, um sich das Geld für sein geplantes 
Studium zu erarbeiten, beschwor vor Gericht, 
er habe niemals vorgehabt, etwas Verbotenes 
zu tun und verstehe nicht, warum und wofür er 
auf der Anklagebank säße. Mehrere Zeugen 
bestätigten, daß Danang in keiner Weise mit 
den Aktivitäten von All zu tun hatte, geschwei- 
ge denn dafür verantwortlich war. Dennoch 
entschied das Gericht, Danang wegen ‘Beihilfe 
beider Verbreitung regierungsfeindlicher Schrif- 
ten” zu 20 Monaten Haft zu verurteilen. 

Nach Danangs Verurteilungwegen ‘Bei- 
hilfe” konnte das Gericht eine Woche später gar 
nicht anders, als Eko Maryadi und Ahmad Taufik 
wegen der Verbreitung regierungsfeindlicher 
Schriften zu verurteilen. Die beiden wurden zu 
32 Monaten Haft verurteilt. Vier Tage vor dem 
Urteil wurde dem früheren TEMPO-Redakteur 
Ahmad Taufik, der letztes Jahr als Gast der 
Bundesregierung auch Deutschland besucht 
hatte, von dem US-amerikanischen Committee 
to Protect Journalists (CPJ) für sein Wirken der 
Internationale Preis für Pressefreiheit (Interna- 
tional Press Freedom Award) verliehen. 

Auch der Prozeß gegen den vierten 
Angeklagten, den PIJAR-Mitarbeiter Tri Agus 
Santoso Siswowihardjo war von Willkür ge- 
prägt. TASS wurde vorgeworfen, mit der Über- 
schrift eines Artikels im Bulletin KABAR DARI 
PIJAR den Präsidenten beleidigt zu haben. 
Doch erwiesenermaßen stammte die umstritte- 
ne Überschrift “Dieses Land wurde von einem 
Menschen namens Suharto ins Chaos gestürzt” 
nicht aus der Feder von TASS. Eshandelte sich 
vielmehr umeinen Ausspruch von AdnanBuyung 
Nasution, Direktor des Rechtshilfeinstituts LBH, 
den dieser anläßlich der Pressezensur 1994 
von sich gab. Buyung selbst sagte sogar als 
Zeuge vor Gericht aus, wurde aber bislang von 
den Behörden nichtwegen seines Ausspruches 
behelligt. TASS wurde zu zwei Jahren Haft 
verurteilt. 
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Knast und Berufsverbot 


2. Aufzug: Knast für Demonstrationen in 
Deutschland? 
Szenenwechsel. Die Handlung nimmt ihren 
Anfang wieder in Deutschland, diesmal nicht in 
Peenemünde, sondernin Hannover undinDres- 
den. Esbleibtbei den Hauptdarstellern Suharto, 
Habibie und einer größeren Anzahl an 
Demonstrantinnen. Auch ex-TEMPO-Chef 
Goenawan Mohamad durfte wieder eine Ne- 
benrolle besetzen. Neu dabei sind Dr. Sri- 
Bintang Pamungkas und Yeni Rosa Damayanti. 
Szene: Deutsche Menschenrechts- 
gruppen, Solidaritätsbewegungen und Rü- 
stungsgegner demonstrierten bei einem Staats- 
besuch anläßlich der Hannovermesse gegen 
Diktator Suharto. Dessen Reaktion beweist ein- 
mal mehr, wie berechtigt die Proteste waren. 


Sri-Bintang Pamungkas und Yeni Damayanti, 
zwei oppositionellen IndonesierInnen sollen als 
Sündenböcke in den Knast. 

Aus Protest gegen die Ausblendung 
jeglicher kritischer Betrachtung der wahren 
Zustände in Indonesien wurde die Hannover- 
messe und der Staatsbesuch von Präsident 
Suharto von einer Vielzahl von Protestaktionen 
begleitet. Ein breites Bündnis von Organisatio- 
nen, darunter amnesty international, dieBUKO- 
Kampagne “Stoppt den Rüstungsexport!”, die 
Evangelische Kirche Deutschlands, Watch 
Indonesia! u.v.a. hatte zu den Gegenaktionen 
aufgerufen. Wo immer sich Präsident Suharto 
während seines Staatsbesuches bewegte, sah 
er sich mit Demonstrationen konfrontiert. Ei- 
nem Aufruf von amnesty international zu einer 
zentralen Demonstration am’ 1.4.95 in Hanno- 
ver folgten etwa 1.000 Personen aus Deutsch- 
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Demonstration während des Besuchs des indonesischen Diktators in Dresden 
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land, den Niederlanden und Portugal. 

Höhepunkt der Proteste war Suhartos 
Besuch in Dresden, wo er von mehreren hun- 
dert Demonstrantinnen empfangen wurde, die 
ihn dazu nötigten, zwischen ihnen Spalier zu 
laufen und ihn mit einem Regen herab- 
geworfener Flugblätter bedeckten, gegen den 
ihn seine Leibwächter mit Regenschirmen zu 
schützen suchten. 

Die Kampagne verfehlte nicht ihr Ziel. 
So gut wie alle Nachrichtensendungen und 
Pressemedien wiesen in ihrer Berichterstat- 
tung über Suhartos Besuch auch auf die mise- 
rable Menschenrechtslage in Indonesien hin 
und stellten die wirtschaftliche Annäherung 
zwischen Deutschland und Indonesien in Fra- 
ge. Präsident Suharto zeigte sich von dieser 
massiven Kritik empfindlich getroffen. 


Suhartos Wutausbruch 


Drei Tage nach Beendigung seines Deutsch- 
landbesuches, befahl Suharto dem Militär- 
kommando in Jakarta, Maßnahmen gegen 
IndonesierInnen zu ergreifen, die das Staats- 
oberhaupt im Ausland “schlechtgemacht” hät- 
ten. Suharto schimpfte und zeigte sich derart 
aufgebracht, daß er bei einem Interview in 
seine Regionalsprache Javanisch zurückfiel, 
anstatt die Nationalsprache Indonesisch zu 
benutzen. 

“Sie gehören zu den Irren. Sie sind nicht 
mehr rational. Gegen Leute, die nicht mehr 
rational sind, müssen harte Maßnahmen ergrif- 
fen werden. Sie verkaufen sogar ihre Nation in 
einem fremden Land”. Noch nie hatten Fern- 
sehzuschauer in Indonesien ihren Präsidenten 
derart in Rage erlebt wie bei diesem Interview. 
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Die “Vaterlandsverräter” 


Mit dem Vorwurf, sie hätten in Deutschland 
“Untergrundaktivitäten” betrieben, liefen in In- 
donesien Ermittlungen gegen zunächst drei 
Personen an: Sri-Bintang Pamungkas, Yeni 
Rosa Damayanti und Goenawan Mohamad. 
Den angeblichen “Vaterlandsverrätern” drohen 
langjährige Haftstrafen. Es ist offensichtlich, - 
daß infolge von Suhartos Wutausbruch wegen 
der Vorfälle von Dresden und Hannover ver- 
sucht wurde, den Nächstbesten die Schuld 
zuzuschieben. Die drei Beschuldigten, die sich 
zufällig kurz vor bzw. während der Hannover- 
messe in Deutschland aufhielten, waren daher 
willkommene Sündenböcke - zumal alle drei 
aus verschiedenen Gründen bereits vorher 
Suhartos Groll auf sich gezogen hatten: 
Sri-Bintang Pamungkas hatte sein Man- 
dat als Abgeordneter im Parlament dazu “miß- 
braucht”, im Haushaltsausschuß harte Fragen 
zur Sache zu stellen, anstatt einfach die Vorga- 
ben der Regierung abzunicken. Bereits vor 
seinem Deutschlandbesuch wurde daher seine 
Abberufung aus dem Parlament eingeleitet. 
Yeni Damayanti saß ein Jahr in Haft, weil sie an 
einer Demonstration in Jakarta teilgenommen 
hatte, bei der gefordert wurde, Suharto solle 


sich vor der Volksversammlung enzpleı 


Oberhaus) verantworten. 

Goenawan Mohamad hatte zieh als 
Herausgeber von TEMPO unbeliebt gemacht 
(s.o.). Alle drei befanden sich kurz vor bzw. 
währendder Hannovermesse zu Vortragsreisen 
in Deutschland. Sri-Bintang Pamungkas und 
Yeni Damayanti wurden dabei auch am Rande 
zweier Demos in Hannover gesehen, wo sie 
aber keine aktive Rolle spielten. Keine der drei 
beschuldigten Personen war jemals in Dres- 
den. Doch ausgerechnet für die dortige Demon- 
stration brauchte Suharto “Schuldige”. 


telegraph 10/95 


Als bislang einziges Mitglied der Regierung 
erhob Forschungs- und Technologieminister 
B.J. Habibie die Stimme der Vernunft. Habibie, 
der in Deutschland zahlreiche wirtschaftliche 
Interessen verfolgt und einer der Protagonisten 
des “Partnerlandes Indonesien” auf der 
Hannovermesse war, befürchtet offenbar, daß 
die Verfolgung von Sri-Bintang Pamungkas, 
Yeni Damayanti und Goenawan Mohamad zu 
einer Verschlechterung des deutsch-indonesi- 
schen Verhältnisses führen könnte. Doch gera- 
de Habibie war es auch, der versuchte, mit 
gezielter Falschinformation von den wahren 
Gegebenheiten abzulenken. Mehrfach behaup- 
tete Habibie in der indonesischen Presse, er 
habe vom indonesischen Honorarkonsul in 
München, Schöller, der sich mit einigen 
DemonstrantiInneninDresdenunterhaltenhabe, 
erfahren, daß die DemonstrantInnen von Am- 
nesty International für ihre Aktion mit US$ 50 
pro Person bezahlt worden seien. “In einem 
Gespräch zwischen ihnen (den Demonstran- 
ten) und unserem Honorarkonsul in München 
erklärten sie, daß sie sogar höher bezahlt wur- 
den, da sie bereit waren, die Demo nachts 
durchzuführen, zusätzlich bekamen sie Frei- 
bier,” sagte Habibie weiter. Für die ferngesteu- 
erte indonesische Presse stand fest, daß Sri- 
Bintang Pamungkas, Yeni Damayanti und 
Goenawan Mohamad im Zusammenspiel mit 
“frustrierten Indonesiern” - u.a. im Ausland le- 
bende Ost-Timoresen, Papuas und Molukker 
sowie Leuten aus dem Umfeld der früheren 
kommunistischen Partei (Indonesiens) - “Hip- 
pies, Betrunkene und unwissende Jugendliche” 
zu den Aktionen gegen Suharto angestachelt 
hatten. Mit keiner Zeile wurde das wahre Anlie- 
gen der DemonstrantInnen erwähnt oder gar 
hinterfragt. Die gesamte Berichterstattung war 
geeignet, die Vorfälle als kriminelle Taten er- 
scheinen zu lassen, insbesondere, da allein der 
Begriff ‘Demonstration’ in Indonesien schon 
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nach ‘Straftat und ‘Subversion’ riecht. Selbst 
Sachsens Ministerpräsident Biedenkopf wur- 
den Worte in den Mund gelegt, nach denen er 
eine Überprüfung des Demonstrationsrechtes 
in der Bundesrepublik erwäge. In Wirklichkeit 
hatte Biedenkopf öffentlich Verständnis für das 
Anliegen der DemonstrantiInnen geäußert. (Ja, 
ja, wirklich). 


Indones.Polizei in Deutschland? 


Während gegen Sri-Bintang Pamungkas inzwi- 
schen gar wegen Staatsstreichs und versuch- 
ten Mordes am Präsidenten (!)ermittelt wurde, 
holte sich die indonesische Polizei bei den 
deutschen Behörden eine Abfuhr nach der an- 
deren. Drei Ermittlungsbeamten der indonesi- 
schen Polizei, deren Abreise zur Spurensuche 
in Deutschland bereits verkündet war, wurden 
von deutscher Seite die Einreisevisa verwei- 
gert. 

Auch Anfragen zur Überlassung von 
Beweismitteln wie etwa Videoaufnahmen der 
deutschen Polizei wurden von den Behörden 
abschlägig beantwortet. Im Gegenteil erklärten 
verschiedene deutsche Politiker, daß Demon- 
strationen in Deutschland hundertprozentig le- 
gal seien und es somit kein Verständnis für das 
Vorgehen der indonesischen Behörden gebe. 

Hannovers OB Herbert Schmalstieg, 
Berlins Ex-Regierender Walter Momper, Ver- 
treter von Landesregierungen und diverse Bun- 
destagsabgeordnete aller Fraktionen sandten 
Protestnoten an die indonesische Regierung. 
Starke Anzeichen sprechen allerdings dafür, 
daß ungeachtet der klaren Ablehnung durch die 
deutschen Behörden, indonesische Ermittler in 
Deutschland verdeckt tätig geworden sind. 

Doch das internationale Interesse, das 
dem Fall entgegengebracht wurde, die Erklä- 
rungen deutscher AktivistInnen und Politiker 
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sowie der Medienrummel im eigenen Land be- 
wirkten in Indonesien in den folgenden Wochen 
einen Stimmungswandel. Erste Folge davon 
war, daß gegen den Beschuldigten Goenawan 
Mohamad keine weiteren Ermittlungen mehr 
unternommen wurden. Zu absurd waren die 
gegen ihn gerichteten Vorwürfe und zu eindeu- 
tig das Alibi, das seine “Unschuld” bewies, so 
daß es offensichtlich auch auf höchster Ebene 
Bedenken gab, den Fall weiter zu verfolgen. 
Kritisch dagegen blieb die Situation für 
Sri-Bintang Pamungkas und Yeni Damayanti. 
Sollten sie ursprünglich für die Demonstratio- 
nen verantwortlich gemacht werden, so schien 
auch in diesem Fall den Regierungsbeamten in 
Jakarta langsam bewußt zu werden, daß sie 
auch für eine noch so absurd konstruierte 
(Mit)Verantwortung der beiden Beschuldigten 
nicht genügend “Beweismaterial” in den Hän- 
den hatten. Zwar tauchten Bilder auf, die Sri- 
Bintang und Yeni auf der Demo in Hannover 
zeigten, doch was war damit schon bewiesen. 
Beide Beschuldigte hatten nie ein Geheimnis 
daraus gemacht, die Gelegenheit einer Indone- 
sien-Demo in Deutschland auch dazu genutzt 
zu haben, für einige Erinnerungsfotos zu posie- 
ren. Die Denkweise der indonesischen Regie- 
rung macht es aber notwendig - komme was 
wolle - Sündenböcke zu finden, auf die die 
Schuld für den eigenen Gesichtsverlust in Han- 
nover und Dresden abgeschoben werden kann. 


Verbindung zu Deutschland wird 

gekappt 
Entsprechend dieser Logik wurden nun neue 
Anklagepunkte formuliert. Dabei richtete sich 
das Augenmerk der indonesischen Ermittlungs- 
behörden nicht mehr so sehr auf die Demon- 
strationen, sondern vielmehr auf einen Vortrag, 
den Sri-Bintang und Yeni Damayanti am 9.4. an 
der TU Berlin hielten. Auffälligerweise interes- 
sierten sich die Ermittler fast ausschließlich für 
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diese Veranstaltung, obwohl zumindest Sri- 
Bintang während seiner Reise noch eine ganze 
Reihe weiterer Vorträge gehalten hatte, bei- 
spielsweise am 10.4. an der Humboldt Univer- 
sität Berlin. 

Das unterschiedliche Interesse der Er- 
mittler läßt sich nur dadurch erklären, daß die 
Zuhörerschaft an der TU ausschließlich aus 
indonesischen StudentInnen bestand, während 
bei fast allen anderen Vorträgen ein gemischtes 
- hauptsächlich deutsches - Publikum zugegen 
war. Somit wird deutlich, daß die Ankläger 
versuchen, aus der Sache einen “rein indonesi- 
schen” Fall werden zu lassen. Komplikationen 
mitder deutschen Diplomatie solldadurch eben- 
so aus dem Wege gegangen werden, wie der 
Einmischung von Vertreterlnnen deutscher 
Menschenrechtsorganisationen. Letztere könn- 
ten nicht nur das gesamte Gebäude der Ankla- 
ge in sich zusammenstürzen lassen, sondern 
auch Inhalte in die Diskussion bringen, die 
Indonesiens Behörden lieber aus dem Verfah- 
ren ausklammern möchten. 

Ein weiteres Motiv für die weitgehende 
Eingrenzung der Ermittlungen auf den Vortrag 
an der TU Berlin ist die hohe Erpreßbarkeit der 
indonesischen StudentInnen in Deutschland. 
Insbesondere das indonesische Konsulat in 
Berlin ist dafür bekannt, seine Schäfchen ge- 
zielt einzuschüchtern. In Berlin lebende 
IndonesierInnen leben in ständiger Angst. Sie 
wissen, daß jeder ihrer Schritte vom Konsulat 
beobachtet wird. 

Mangelndes Wohlverhalten wird durch 
Probleme bei der Paßverlängerung bestraft, in 
extremen Fällen werden mißliebige Zeitgenos- 
sen auch schon mal de facto ausgebürgert. 

So wußten indonesische StudentInnen, 
was es bedeutete, als einige von ihnen zum 
Konsulat beordert wurden, um dort über den 
Vortrag an der TU Berlin zu berichten. Vorge- 
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fertigte Erklärungen lagen zur Unterschrift be- 
reit, durch die sich die StudentInnen Probleme 
vom Leibe halten konnten, wenn sie bereit 
waren, Sri-Bintang Pamungkas zu belasten. 
Ahmad Fahrurozzi, Bayu Dirbantara Setiadji 
und Azhar Rozali, drei der Studenten, die diese 
Erklärung unterschrieben hatten, wurden kurz 
darauf auf Kosten des Konsulates nach Jakarta 
ausgeflogen, um dort als Belastungszeugen 
gegen Sri-Bintang Pamungkas auszusagen. Sri- 
Bintangs Rede wird nun haarklein daraufhin 
überprüft, ob sich darin “Aufforderungen zur 
Revolution” o.ä. wiederfinden. Die drei Zeugen 
sollten dabei behilflich sein, der Polizei Zitate zu 
liefern, die Sri-Bintang in ein schlechtes Licht 
stellen. 

. Aufgrund der Passagen seines Vortra- 
ges, die bislang problematisiert wurden, droht 
dies auch zu gelingen. Die Methode, mit der 
dieser “Beweis” erbracht werden soll, besteht 
allerdings darin, Sätze aus dem Zusammen- 
hang zu reißen, Antworten auf Fragen aus dem 
Publikum mit dem eigentlichen Redetext zu 
vermischen u. dgl. 

Im August brachen drei weitere indone- 
sische Studenten nach Jakarta auf, um zu 
Protokoll zu geben, was Sri-Bintang wirklich 
gesagt hat. Diese drei Entlastungszeugen wa- 
ren nicht irgendwelche willkürlich ausgesuch- 
ten Zuhörer aus dem Publikum wie die drei vom 
Konsulat finanzierten Studenten, sondern der 
damalige Vorsitzende der indonesischen 
Studentenvereinigung in Berlin, der zu dem 
Vortrag eingeladen hatte, der Moderator und 
der Protokollführer der Veranstaltung. Ihre Rei- 
se wurde ermöglicht durch die Solidarität von 
Freunden in Deutschland, da sich Indonesiens 
Behörden bislang weigerten, auch für diese 
Entlastungszeugen die Reisekosten zu über- 
nehmen. 

Die Polizei in Jakarta zeigte sich über- 
rascht über das Auftauchen der Entlastungs- 
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zeugen. Weder hatte man damit gerechnet, 
daß es der Verteidigung möglich sein würde, 
auf eigene Kosten Zeugen aus Deutschland 
einzufliegen, noch war man darauf vorbereitet, 
daß Studenten den Mut haben könnten, eine: 
der Regierung mißliebige Wahrheit zu Protokoll 
zu geben. 

Schließlich mußte die Polizei jedoch 
einwilligen, auch diese Zeugen ordentlich zu 
vernehmen. 


Bintang wehrt sich 


Das Verfahrengegen Yeni Damayantiruhteinst- 
weilen, da sie sich bis dato noch immer in den 
Niederlanden aufhält. Einstweilen konzentriert 
sich die Verfolgung daher allein auf Sri-Bintang 
Pamungkas. Doch derist nicht der Typ Mensch, 
der kampflos aufgibt, um anschließend in Angst 
und Selbstzweifel zu ersticken. Assistiert von 
einem Team erstklassiger Verteidiger des 
Rechtshilfeinstituts LBH zieht Sri-Bintang 
Pamungkas alle juristischen Register, um das 
gegen ihn angestrengte Verfahren anzuzwei- 
feln. Seinerseits erhob Sri-Bintang sogar Klage 
gegen Präsident Suharto. Dieser offensiven 
Verteidigungsstrategie ist es nach Meinung 
seiner Verteidiger zu verdanken, daß Sri-Bin- 
tang Pamungkas nicht schon längst in Untersu- 
chungshaft sitzt. Doch niemand glaubt so recht 
daran, daß sich eine Verurteilung dauerhaft 
abwenden ließe. Zu weit hat sich der 
Regierungsapparat bereits aus dem Fenster 
gehängt. 

Nach den lautstark geäußerten Vor- 
verurteilungen der ersten Wochen gibt es kein 
Zurück mehr. Das nämlich käme dem Einge- 
ständnis gleich, einen Fehler begangen zu ha- 
ben und derlei Eingeständnisse passen nicht 
zur politischen Kultur der Neuen Ordnung 
Suhartos. 

Ende August wurde Sri-Bintangs 
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revolution 
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Die 200. Ausgabe der Gras- 
wurzelrevolution ist im Sep- 
tember erschienen. Zum Jubi- 
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Ermittlungsakte an die Generalstaatsanwalt- 
schaft übergeben. Für die Verteidiger ein kla- 
res Anzeichen, daß es zum Prozeß kommen 
wird. Doch Sri-Bintang Pamungkas sieht der 
wahrscheinlichen Inhaftierungerhobenen Haup- 
tes ins Auge. “Wir werden die Gefängnisse 
noch überfüllen, bevor die Demokratie in Indo- 
nesien gesiegt hat,” sagte er bei einem seiner 
Vorträge in Deutschland. 


Was tun? 


Die beiden geschilderten Beispiele könnten 
den Eindruck hinterlassen, daß jede Aktion, mit 
der in Deutschland Menschenrechte und De- 
mokratie in Indonesien problematisiert wer- 
den, zu einer konkreten Verschlechterung der 
Lage führt. AktivistInnen der indonesischen 
Demokratiebewegung betonen dagegen im- 
mer wieder, daß solche Fälle notwendig sind, 
um den Diskussionsprozeß um demokratische 
Rechte in Gang zu bringen. 

Gerade die Verbindung zum Ausland 
ermögliche dabei vergleichsweise große Hand- 
lungsspielräume. Prominente indonesische 
Menschenrechtler erklärten daher gegenüber 
ihrenbesorgten deutschen Gesprächspartnern: 


“Go on with your action!” 
Rolf Weiß 


(Der Autor ist Mitarbeiter von Watch Indonesia! 


e.V.- Arbeitsgruppe fürDemokratie, Menschen- 
rechte und Umweltschutz in Indonesien) 
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„Rundfunk ist für uns kein 
- T 
Wirtschaftsunternehmen! 
Die Berliner Radioinitiative Pi-Radio kämpft gegen die 
bundesdeutsche Rundfunkverfassung 
Unsere Interviewpartner, Matthias und Tina, gehören zum Berliner “Landesverband Freier 
Radios” und dessen Radioinitiative “Pi-Radio”, die sich für die Durchsetzung freien, 
nichtkommerziellen Gesellschaftsfunks in Berlin engagieren. Derzeit senden sie in Berlin 
auf der Frequenz des Offenen Kanals im Kabelnetz. Pi-Radio ist eines der wenigen 
funktionierenden Ost-West-Projekte in Berlin. Spannend hierbei vielleicht die Anmerkung, 


das in diesem Projekt von den Westberliner Radiofreunden die Ost-Dominanz a wird! 
(Unsere Interviewpartner sind da ausgesucht gemischt) 


telegraph: Radio ist eigentlich das einfachste 
und billigste Medium, das möglich ist. Eigent- 
lich könnte sich jeder aus ein paar Elektronik- 
bausteinen einen Sender bauen und damit zu- 
mindestens die Nachbarn wissen lassen, was 
er zu sagen hat. Das ist in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht möglich. Radiomachen ist 
sehr teuer und an zahlreiche Genehmigungen 
gebunden. 

Matthias: Stimmt. Das hat zum Teil mit der 
deutschen Geschichte zu tun. Als in den 
zwanziger, dreißiger Jahren das Radio aufkam, 
hat der Staat schnell begriffen, daß der Rund- 
funk ein Popagandainstrument sein kann und 
hat sich das Monopol zugeschanzt. Die Nazis 
haben dann erst recht das Radio als Kampfmit- 
tel benutzt, um in die Köpfe der Leute einzudrin- 
gen. Im Osten ging es natürlich in den Fünfzi- 
gern mitdem Rundfunk als Agitationsinstrument 
weiter. Im Westen war auch klar, daß der 
Rundfunk staatlich bleibt. Da gab es dann mit 
dem Offentlich-Rechtlichen System so eine 
Mauschellösung... 

telegraph: Der Versuch, einerseits die Sache 
demokratischer zu gestalten, andererseits da- 
für zu sorgen, daß der Staat das Instrument in 
der Hand behält. 

Matthias: Privatfunk oder freies, nicht- 


telegraph 10/95 


kommerzielles Radio, wie wir es machen wol- 
len - was ich ja auf Grund der Forderung nach 
Staatsferne auch erst mal als Privatfunk verste- 
he - ist im Unterschied beispielsweise zu den 
USA als Tradition in Deutschland gar nicht 
vorgesehen. Ende der siebziger Jahre erstkam 
dann diese Diskussion in Deutschland auf und 
es wurden die ersten kommerziellen Privatsen- 
der zugelassen. 

telegraph: Aber zu sehr teuren Konditionen. 
Matthias: Ja, es gibt in Deutschland immer 
noch dieses Postmonopol - von wegen “wem 
gehört der Äther”. Man darf privat keinen eige- 
nen Sender betreiben, sondern muß bei denen 
einen mieten und sie diktieren die Preise. Dazu 
kommt Lizensierungsgebühr, Leitungsgebühr 
und aller möglicher Scheiß, der kostet. 

Tina: Es ist aber nicht nur eine Geldfrage, 
sondern Du mußt erst einmal lizenziert werden _ 
und lizensiert wirst Du nur dann, wenn Du ein 
Konzept vorlegst, wie Du die Kosten decken 
willst. Du mußt das Geld über Werbeeinnah- 
men reinspielen und gehörige Vorinvestitionen 
nachweisen, sonst wirst Du nicht zugelassen. 
Bei den derzeitigen Spielregeln trägt sich priva- 
ter Rundfunk eben erst nach einiger Zeit. 
Matthias: Hinzu kommt, daß den Gesetzge- 
bern beispielsweise in Berlin noch gar nicht in 
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den Kopf gekommen ist, daß man S 
machen könnte. Wenn ich beispiel 2 
Prenzlauer Berg, Mitte und Friedrichshain el- 
nen Sender von 500 oder 1000 Watt aufs Dach 
stelle, dann... 
telegraph: ...dannkommendie F unkpeilwagen 
und nehmen Dir den Sender weQ. 
Matthias: Ja, wenn es illegal betrieben wird, 
aber so etwas wäre legal - natürlich mit einem 
eigenen Sender - relativ billig. Aber derzeit 
mußt Du den Sender eben mieten und gleich 
landesweit aufmachen und das wird dann super- 
teuer. Du hast unglaubliche Vorinvestitionen. 
Beim kommerziell betriebenen Radio rechnest 
Du wegen der Werbeeinahmen “X mal Ein- 
schaltquote” und ab 6-7% fängt es an, sich zu 
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rentieren. Aber Du brauchst eine ganze Zeit, bis 
Du zu diesem Rahmen kommst. Selbst “Ra- 
dio100” lag meistens darunter. Mittlerweile wird 
die Einschaltquote auch nach kaufkräftigen 
Personengruppen differenziert. Bei 50 Plus, 
das jetzt Spreeradio heißt, hat die Einschalt- 
quote gestimmt, aber die Hörer waren alle über 
Siebzig. Die Kaufkraft der Rentner in diesem 
Land ist nicht so hoch und sie sind als Zielgrup- 
pe für die Werbung nicht so interessant. 

telegraph: Die günstigste Werbegruppe beim 
Fernsehen sollen die Kinder zwischen drei und 
zehn sein, weil die noch sorichtig aufeine Firma 
einzuschwören sind. Deshalb senden Sat 1, 
RTL, Pro 7 und Kabelkanal zu den Zeiten, wo 
Kinder erreichbar sind, morgens und nachmit- 
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tags Trickfilme bis zum Abwinken. 

Matthias: Deshalb sind die Bedingungen für 
ein Alternativradio nicht die Günstigsten. Unse- 
re Zielgruppe, ich sage mal ein Haufen 
lederbejackter Sozialhilfeempfänger, hat ein- 
fach nicht so die Kohle (lacht). Das ist eines der 
Grundprobleme, warum wir auf Nichtkommer- 
zialität bestehen. Der Zwang, möglichst hohe 
Quoten bei Ultrakonsumern zukriegen, schließt 
jegliches Abweichen vom Mainstream aus. Also 
das, was wir eigentlich machen wollen - wir 
würden einfach Pleite gehen. 

telegraph: Dazu kommen wir noch. Es hat 
auch in Ostdeutschland eine Reihe von Versu- 
chen mit Schwarzsenden gegeben. Ich denke, 
der Spektakulärste war der Schwarze Kanal, 
der 1987 in Ostberlin von Oppositionellen pro- 
duziert und von Westberliner Autonomen aus 
dem Mauerstreifen gesendet wurde. Der wurde 
dann von Stasi und Staatschutz gemeinsam 
gejagt und mußte schließlich aufgeben, nach- 
dem die DDR einen Störsender auf die Fre- 
quenz legte. Nach der Wende, in dieser kurzen 
herrschaftsarmen Zeit sind praktisch überall 
Radios entstanden. In Leipzig gab es sogar 
einen Fernsehsender... 

Matthias: Kanal X, glaube ich. 

telegraph: Ich habe jedenfalls noch die Sprü- 
che der Leute von Radio F.R.E.l. aus Erfurt im 
Ohr: “Wir stehen in positivsten Verhandlungen 
mit der Obrigkeit. Demnächst werden wir eine 
Frequenz bekommen!” Was passierte, war, daß 
ihnen mehrmals Sender weggenommen wur- 
den und die Privatrundfunkfrequenz an den 
Holtzbrinck-Konzern ging. Jetzt, nachdem sie 
die Hoffnung aufgegeben haben, betreiben sie, 
wenn ich das richtig gehört habe, eine Wind- 
münhle. 

Matthias: Die Leute von Radio F.R.E.l. haben 
sich nicht als reines Radioprojekt verstanden, 
sondern als Kollektivprojekt: Zusammen woh- 
nen, zusammen leben, zusammen arbeiten. 
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Diese Geschichte mit einem Landprojekt und 
einer Windmühle hatten sie schon relativ früh 
im Kopf und haben das verwirklicht. Das steht 
nicht gegeneinander, sie engagieren sich ja 
immer noch für Freies Radio. 

telegraph: Es gibt natürlich auch Leute, die 
mehr Glück gehabt haben. Das Coloradio in 
Dresden hat eine eigene Frequenz bekom- 
men... 

Matthias: Nur ein Programmienster, ein demo- 
kratisches Feigenblatt. Ein privater Sender, 
diese “Elbwelle” glaub ich, hat diesem Bürger- 
funk das Programmfenster gegeben und trägt 
einen Teil der Kosten. Ich denke, esist eher ein 
Schachzug dieses Senders gewesen, sich als 
Sender für Dresden zu präsentieren und damit 
ihre Chancen im Lizenzierungsverfahren zu 
verbessern. Die Coloradio-Leute haben ja, auch 
durch die Aktionen der “Bunten Republik Neu- 
stadt”, ziemlichen Druck gemacht. 

Tina: Das mit dem Programmienster ist auch : 
am Anfang von uns versucht worden, vom 
Landesverband Freier Radios. Unser damali- 
ger Technischer Träger “Klangwerk” hatte sich 
um die AFN-Frequenz mitbeworben. Die 
Medienanstalt hat uns relativ kühl ablaufen 
lassen und es war klar, daß sich ein weiterer 
Versuch nicht lohnt. 

Matthias: Das waren Leute, die aus dem alten 
DT64-Umfeld kamen und einen Verein aufge- 
macht, -zig ABM-Stellen installiert, sich davon 
abhängig gemacht haben und schließlich daran 
pleite gegangen sind. Sie haben sich als unser 
LFR-Trägerverein verstanden und zusammen 
mit anderen Projekten wie dem FU-Uniradio 
und dem Public Radio Network - weil wohl 
irgendwie Amis dabei sein mußten - einen 
Antrag auf besagte Frequenz gestellt. 
telegraph: Aus welchem Grund wurde das 
abgelehnt? 

Tina: Wegen des Finanzkonzepts. 

Matthias: Der von der FU hatte kein genügen- 
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des Finanzkonzept, wirhabenreingeschrieben, 
daß wir uns vorstellen könnten, daß die Kosten 
die Medienanstalt Berlin Brandenburg über- 
nimmt. Das hat ihnen offensichtlich nicht gefal- 
len. 

Tina: Das, was wir gemacht haben, ist natürlich 
nicht vorgesehen. Wir haben es als Joke ge- 
macht, um zu zeigen, daß es keinen Zweck hat, 
sich unter den gegenwärtigen Berliner landes- 
mediengesetzlichen Bedingungen um eine Fre- 
quenz oder auch nur um ein Fenster zu bewer- 
ben. Man wird zwangsläufig abgelehnt, wenn 
man kein werbefinanziertes Finanzkonzept hat. 
telegraph: Eure Truppe ist aus dem “Radio P” 
entstanden, ein Schwarzsender, der ab 1990 
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im Prenzlauer Berg sendete und gelegentlich 
auch, wie man hört, in Nachbarhäusern gehört 
werden konnte, wenn man den Leuten vorher 
Bescheid gesagt hatte. Aber man muß wohl 
zugeben, daß esLeute gab, die Radio P hörten. 
Es litt, nachdem sich die Bundespest auf den 
Sender eingeschossen hatte, darunter, daß der 
Sender ständig auf der Fluchtwar, den Standort 
und die Sendezeit wechseln mußte, so daß es 
zum Schlußkeinkontinuierliches Publikum mehr 
gab. Ist Pi-Radio eine Fortsetzung oder eine 
Erweiterung von “Radio P"? 

Tina: Radio P war lediglich der Initiator, der den 
“Landesverband Freier Radios” gegründet hat, 
das “Pi-Radio”-Projekt steht in der Kontinuität 
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von verschiedenen Gruppen, neben “Radio P”, 
“Radio Kabelbrand”, “Medieninitiative Babels- 
berg” oder “Radio100000" . 

telegraph: Wie erklärtsich eigentlichderName? 
Jemand von uns hat es irrtümlich “Psi-Radio” 
genannt. Auf der Eso-Welle seid ihr hoffentlich 
nicht und habt nichts mit der örtllichen Silo- 
Sekte ‘Die Bewegung” zu tun, die es sich zur 
ZeitauchindenKopfgesetzthaben, ein Stadtteil- 
radio zu gründen? 

Matthias: Mit denen haben wir nichts zu tun. 
Diese Sekte schwingt sich auf alle möglichen 
Geschichten drauf, bei denen sie das Gefühl 
haben, daß sie dabei Leute rekrutieren können. 
Wie sie in Spanien auf Partei gemacht haben, 
simulieren sie hier im Prenzlauer Berg ein Kiez- 
zentrumodereine Bürgerbewegung. Wenn man 
sich ihre Vorstellungen von direkter Kommuni- 
kation, wie sie das nennen, betrachtet, möchte 
ich nicht wissen, wie ihre Direkte Kommunika- 
tion per Radio aussieht. Sie haben sich bei uns 
irgendwann mal gemeldet und wollten irgend- 
welche Ratschläge haben. Wir haben Ihnen 
etwas zu unserem Verhältnis zu Sekten gesagt 
und aufgelegt. Seitdem haben sie sich nicht 
mehr bei uns gemeldet. 

Tina: Radio P hatte mal ein kritischen Bericht 
über sie gemacht, Pi-Radio später auch.Wir 
bleiben da auch dran. 

Matthias: Der Name war uns zunächst gar 
nicht wichtig. Wir haben versucht, Strukturen 
für das gemeinsame Projekt zu bilden, und 
versucht miteinander zu arbeiten. Dann haben 
wir festgestellt: “Scheiße, wir haben noch gar 
keinen Namen!” Irgendwie kamen wir dann auf 
“Pi Radio”. 

Tina: Wir wollten nicht heißen, wie alle mögli- 
chen Radioinitiativen, die “Radio Hörsturz” hei- 
Ben oder “Radio Ohrensausen” und all solche 
Sachen, die sich nach einer Kanalinitiative an- 
hören. Wir wollten etwas Kurzes und Prägnan- 
tes haben, nicht tausend Worte. Und Pi ist 
etwas lustig, weil Pi eine unberechenbare Kon- 
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stante ist. 

Matthias: Mit dem Namen Pi gibt es die ver- 
schiedensten Spielmöglichkeiten, beispielswei- 
se Piratenradio und dergleichen. Außerdem 
fanden wir es auch schön, daß das “P” darin 
vorkommt. 

telegraph: Ihr seid jetzt im Offenen Kanal 
angesiedelt. Steht Ihr derzeit weiter in Ver- 
handlungen um eine freie Frequenz oder habt 
Ihr das aufgegeben? 

Matthias: (sehr ärgerlich) Was heißt hier im 
Offenen Kanal angesiedelt - wir sind auf dersel- 
ben Frequenz und senden aus unserem eige- 
nen Studio. Wir haben eine Art Kooperations- 
vereinbarung mit dem Offenen Kanal. Aber gut, 
zunächst zur eigenen Frequenz: Esistklar, daß 
wir werbefreien, nichtkommerziellen Funk ma- 
chen wollen und auch anders strukturiert sind 
als die Kommerziellen. Wir können das in Berlin 
auf Grund der derzeitigen Gesetze zur Zeit 
einfach nichtmachen. Nichtkommerzieller Rund- 
funk ist im Landesmediengesetz nicht vorgese- 
hen, Werbung wollen wir nicht, und auf Investo- 
ren hatten wir keinen Bock - Rundfunk ist für 
uns kein Wirtschaftsunternehmen. Es ist zur 
Zeit überhaupt nicht möglich, eine freie Fre- 
quenz zu kriegen. Vielleicht wäre noch eine 
Fenstervariante bei einem Privaten drin gewe- 
sen, obwohl von Landesmedienanstalt und 
Medienrat Aussagen kamen, daß sie nach die- 
ser Radio-100-Geschichte auf Splitting keine 
Lust mehr haben. Da war ja dieses Spielchen, 
daß um 17.00 Uhr Radio 100,6 mit der National- 
hymne der Bundesrepublik aufgehört hat und 
17.00 Uhe undeine Sekunde begann Radio 100 
mit der Klospülung. 

Tina: Auf diese Zwischenvariante mit dem Of- 
fenen Kanal haben wir uns geeinigt, um Sende- 
erfahrung zu kriegen, denn eskann keine Initia- 
tive für ein Freies Radio geben, die kein Radio 
macht. Über das Radiomachen finden wir uns 
zusammen und gruppieren uns. Wie gestalten 
also zunächst einen Block im Offenen Kanal. 


s 


Matthias: Wir wollten uns von den normalen 
Nutzern des Offenen Kanals abheben, für die 
Öffentlichkeit und von unserem Selbstverständ- 
nis her. Wir verstehen uns eben nicht als Nutzer 
des Offenen Kanals, grenzen uns da eher ab, 
damit klar ist, daß wir etwas anderes wollen. 
Deshalb haben wir ein halbes Jahr verhandelt, 
mit dem Chef des Offenen Kanals, der uns 
gegenüber eher auf Integration setzt, und spä- 
ter mit dem Chef der Medienanstalt. Die haben 
uns verarscht. Das lief zum Schluß auf einen 
Kooperationsvertrag hinaus. Als es zur Unter- 


schrift unter das Papier kommen sollte, das der - 


Chef der Medienanstalt vorher abgesegnet hat- 
te, haben sie die Unterschrift verweigert, weil 
das politisch zu sehr... 

telegraph: Ausufernd war? 

Tina: Wir wollten anfangs einen völlig selbst- 
ständigen Block haben, eine Art Fenster, unab- 
hängig von den sonstigen Strukturen des Offe- 
nen Kanals, z.B. daß sich jeder Nutzer als 
Person für jede Stunde anmelden muß u.s.w.. 
Wir wollten, daß das über den Landesverband 
läuft und wir vom Offenen Kanal unabhäng in 
der Offentlichkeit als unabhängiger Block auf- 
treten können. Das ist erst mal gescheitert. 
Aber wir haben immerhin diesen Vierstunden- 
Block im Stück und wir gestalten ihn selbst. Der 
ist immer Montags von 18 bis 22 Uhr. 
Matthias: Mündlich sind wir jetzt mit Hege, 
dem Chef der Medienanstalt, immerhin überein 
gekommen, daß wir aus unserem eigenen Stu- 
dio senden - was demnächst im Pfefferberg ist 
- und der Offene Kanal die Leitungskosten 
bezahlt. 

telegraph: Braucht man zum Empfang einen 
Dekoder oder kann man normal über Antennen- 
kabel ins Radio gehen? 

Tina: Du brauchst einen normalen Kabelan- 
schluß. Viele wissen gar nicht, daß der Kabel- 
anschluß auch für Radio ist. 
Matthias:Dasistdereinzige Vorteilder Zwangs- 
verkabelungen in Berlin, daß jetzt alle Pi-Radio 


32 


hören können. Du gehst einfach mit dem An- 
tennenkabel, das Du sonst in den Fernseher 
steckst, von der Kabelbuchse zum Radio. Der 
Skalenbereich ist dann etwas verschoben, weil 
die Sender eine andere Frequenz haben als die 
terrestrischen, aber Du findest uns dort auf der 
normalen Skala auf 92,6 MHz. 

telegraph: Ihr habt während des “Hörfestivals 
des Bundesverbands Freier Radios” in Berlin 
vom 6.-8.Oktober für 48 Stunden auf einer 
terrestrischen Frequenz senden können. Wel- 
chen Status hatte das? War das ein Kompen- 
sationsgeschenk oder ein Vorgriff auf künftige 
Möglichkeiten? 

Matthias: Für Pi-Radio war es so was wie ein 
Gesellenstück. Von Seiten des Medienrates 
war es, daß Sie uns die Gelegenheit geben, zu 
zeigen, was wir können. Es war wie ein sehr 
langes Demoband, wenn Du es mit einer Band 
vergleichen willst. 

Tina: Es war eine Demonstration für Freies 
Radio. Was kann es sein, wer kann da mitma- 
chen, wen interessiert es, wer hört es, wie hört 
es sich an, ist es möglich? Wir reden sehr viel, 
aber abgesehen von der Geschichte mit dem 
Offenen Kanal hört uns kaum jemand. In diesen 
drei Tagen haben viele Leute Freies Radio 
hören können. 

telegraph: Und wie habt Ihr Euch geschlagen? 
Matthias: Mit der Frequenz bin ich persönlich 
ganz zufrieden gewesen. Es war teilweise sehr 
chaotisch, das muß man schon sagen. Aber 
das ist vernünftig, denn wir haben einen ande- 
ren Anspruch an Radioästhetik und Professio- 
nalität. Ich habe.in meiner Sendung z.B.dafür 
gesorgt, daß die Studiotür offen ist. Im norma- 
len Radio hast Du eine sterile Athmosphäre. Es 
gibt einen abgedämmten Raum, in dem ein 
Mikro steht und Du hörst eben nichts außer 
dieser abgedämmten Stimme. Alles sehr sau- 
ber und steril. Bei manchen Radios haben sie 
dann noch einen Harmonizer dazwischen- 
geklemmt, damit die Stimme noch netter wird. 
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Ich mag da eher, daß die Lebendigkeit rüber- 
kommt. 

Tina: Bei uns hingen die Leute um das Mikro- 
phon herum und haben sich über irgendwelche 
Sachen unterhalten. Teilweise kamen sogar die 
Streitigkeiten, die im Hintergrund abliefen, über 
den Sender. 

Matthias: . Neulich waren wir im Abgeordne- 
tenhaus und haben uns mit dem medien- 
politischen Sprecher der SPD unterhalten. Wir 
saßen in der Lobby und neben uns standen die 
Abendschau-Reporter, die sich mit Diepgen 
und Landowsky unterhalten haben. Bevor das 
Interview anfing, haben sie mit diesen Typen 
Hände geschüttelt und Witze gerissen, so daß 
man sagen konnte: Wenn sie jetzt schon auf 
“Du” sind, dann ist es mit der freien Berichter- 
stattung schon vorbei. Als das Interview dann 
losging, waren Sie wieder völlig steif und so 
unglaublich objektiv. Abgesehen davon sahen 
sie wie tot aus, geschminkt und künstlich wie 
Schaufensterpuppen. Ich habe da persönlich 
einen anderen Anspruch von Wirklichkeit in den 
Medien. Im Studio unterhalten sich halt Leute, 
da wird nebenbei gearbeitet und diskutiert und 
gestritten und das kann zu hören sein. 

Tina: Andererseits sollte man sagen, daß es so 
chaotisch, wie es teilweise war, nicht werden 
sollte. Es wurde mir gesagt, daß teilweise auch 
eine ziemlich gespannte Stimmung rüberkam. 
Das hing natürlich damit zusammen, daß wir im 
Vorfeld eine ganze Menge zusätzlichen Streß 
hatten. Unser Trägerverein, das Klangwerk, 
hat Konkurs gemacht und unser Sendestudio 
brach weg. Wir mußten innerhalb von wenigen 
Wochen ein neues Studio auf die Beine stellen. 
Daneben mußte noch das Festival “B.U.R.N.!” 
vorbereitet werden. Dafür waren wir ziemlich 
unterbesetzt. Wir hätten, wenn wir diesen Streß 
nicht gehabt hätten, bessere Sendungen ma- 
chen können. 
Matthias: Es war das größte Ding, das wir je 
gemacht haben. In 12 Clubs liefen unter diesem 
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Motto, “B.UsR.N.!”, Benefizveranstaltungenvon 
ungefähr 35 Bands. Verschiedenste Gruppen 
und Initiativen wurden angesprochen, bzw. 
waren auf der Frequenz mit Ihren Sendungen 
dabei. 

Aber mal was Kritisches: Es war eigent- 
lich das Hörfestival des Bundesverbandes Frei- 
er Radios. Berlin hatte die Ausrichtung über- 
nommen. Aber die Unterstützung von Seiten 
des Bundesverbandes war Null. Der große 
vereinsgegründete Bundesverband samt Vor- 
stand, mit Freiburg und Hamburg an der Spitze, 
hates nicht mal auf die Reihe gekriegt, auch nur 
eine Presseerklärung zu schreiben. Wir wurden 
da ziemlich hängen gelassen. Vielleicht hatte 
es auch mit den Streitigkeiten zu tun, die auf 
dem letzten Bundeskongress in Kassel gelau- 
fen sind. Es gibt da eine ziemlich spannende 
Strukturdebatte. Wir hier in Berlin und einige in 
Ostdeutschland sehen den Bundesverband 
mehr als informelle Struktur, als Vernetzung 


der Projekte mit gemeinsamen Arbeitsplattfor- 
men, während auf zumeist westdeutscher Seite 
mehr eine traditionelle Vereinsstruktur gewollt 
wird, mit einem Vorstand, der arbeitet. Manch- 
mal hatte man das Gefühl, die wollen eine 
Partei gründen! 

Wir wurden in der Vorbereitung ziem- 
lich hängen gelassen, es gab Riesenstreß und 
dementsprechend hat sich das auf das Radio- 
programm ausgewirkt. Da hingen Leute, die 36 
Stunden nicht. geschlafen hatten, in irgend- 
welchen Nachtsendungen vor den Mikros und 
das kam natürlich auch rüber. Es ist zum ande- 
ren auch gut, daß das rüber kommt. Wenn der 
Moderator miese Laune hat, sollte das zu hören 
sein. Warum nicht? | 
Tina: Die Resonanz auf diese 48 Stunden war 
trotzdem ziemlich gut. Die Leute, die ich gehört 
habe, sagten, daß auf jeden Fall eine ganz 
andere Stimmung herrschte als normalerweise 


beim Radio. Ziemlich oft wurde es mit Radio : 


100 verglichen. 

telegraph: Wie sehen die Perspektiven aus? 
Die Vertragsverhandlungen zur Vereinigung 
Berlins und Brandenburgs sind gelaufen. Vom 
künftigen gemeinsamen Parlament wird wohl 
dann erst eine Landesverfassung ausgearbei- 
tet werden. Da bestünden vielleicht einige Aus- 
sichten, daß das Landesmediengesetz geän- 
dert wird. 

Tina: Wir werden in jedem Fall weiter darauf 
drängen, daß das Landesmediengesetz oder 
dieser Rundfunkstaatsvertrag geändert wer- 
den. In Niedersachsen oder auch in Baden- 
Würtemberg gibt es Regelungen, daß nicht- 
kommerzieller lokaler Rundfunk vorgesehen ist 
und aus den Rundfunkgebühren oder aus Ab- 
gaben aus den Werbeeinnahmen der Privaten 
finanziert wird. Das wollen wir auch erreichen. 
Eine Mischvariante aus beidem wäre nicht 
schlecht! Allerdings muß vorher der Rundfunk- 
Staatsvertrag zwischen Berlin und Branden- 
burg neu verhandelt werden. Das würde einige 
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Zeit dauern. 

Matthias: Das schönste für uns wäre ja eine 
rot-grüne Koalition. 

telegraph: Noch besser wäre für Euch sicher 
eine Zweidrittel-Mehrheit der Grünen, nur daß 
es eben nicht zu haben ist. 

Tina: Wer weiß? 

Matthias: Gesetzt der Fall, es würde eine rot- 
grüne Koalition geben, dann würde es- jeden- 
falls versprechen das die AL'ler - eine Ande- 
rung des Berlin/Brandenburger Rundfunk- 
staatsvertrages,.und eine Genehmigung für den 
nichtkommerziellen Rundfunk geben. Im gro- 
ßen bundesweiten Verttrag ist Freies Radio als 
Kann-Bestimmung ja schon drin. Aber niemand 
vonder SPD hat.derzeit Lust, den Staatsvertrag 
nachzuverhandeln unddannschonwieder Streß 
mit Brandenburg zu haben. Sie wollen lieber 
warten, bis sie selbst Gesetze machen können. 
Wurde uns jedenfalls so von SPD- Parlamenta- 
riern versichert. Wir stehen natürlich weiter in 
Verhandlungen, mit den Grünen und auch mit 
der PDS, und wir haben die Zusage, daß wir mit 
ihnen zusammen einen Vorschlag zur Ande- 
rung des Landesmediengesetzes erarbeiten. 
Tina: Eine wichtige Sache, die dagegen für 
eine Veränderungsmöglichkeit spricht, ist, daß 
die Landesmedienanstalt keine Lust hat, neue 
Privatsender zu lizensieren. Der Werbekuchen 
ist aufgeteilt. Die derzeit sendenden Berliner 
Privaten sind eh schon sauer. Deshalb ist viel- 
leicht die Bereitschaft, eine ganz neue Variante 
von Sender zu lizensieren, doch nicht so fern! 
Matthias: Wir denken, nach dem “B.U.R.N.!- 
Festival ist unsere Verhandlungsposition auch 
eine andere. Wir haben bewiesen, daß wir 
bestimmte Dinge machen können, und es gibt 
eine Forderung nach einem solchen Radio. Wir 
sind gerade in Verhandlungen mit der Medien- 
anstalt, um zusammen mit dem Offenen Kanal 
auf eine terrestrische Frequenz zu gehen. Als 
Zwischenschritt. Wirwolleneine Fenstervariante 
verhandeln. Für uns wäre ein täglicher vierstün- 
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diger Sendeblock als Fenster im Offenen Kanal 
leistbar, bzw. auf einer Frequenz mit dem Offe- 
nen Kanal, mit finanzieller Unterstützung von 
Seiten der Medienanstalt. Auf Antenne aller- 
dings. 

telegraph: Worauf stützt sich Euer Optimis- 
mus inhaltlich. Welchen öffentlichen Auftrag, 
um mal die hiesigen Mediengesetze zu zitieren, 
glaubt Ihr zu haben? 

Matthias: Die Aufgabe für ein nichtkommer- 
zielles Radio in Berlin wäre, ein Podium für 
Leute zu sein, die sonst keine Öffentlichkeit 
habe, als Kommunkationsmedium beispiels- 
weise für Bürgerinitiativen, für die Kulturszene, 
die Bandszene. Da können Berliner Bands lau- 
fen. Da ist Platz für Experimente im Radio- 
Performance-Bereich, im Soundkollagen-Be- 
- reich, die sich natürlich nur Minderheiten anhö- 
ren und die deshalb auf einem Privatkanal nicht 
laufen würden und im Öffentlich-Rechtlichen zu 
kurz kommen. Es bestünde die Möglichkeit, 
Stadtteilradio, sagen wir mal “Innenstadt- 
bereich”, “Berlin- Nord” und so weiter zu ma- 
chen, und das Ganze mit einer selbstorgani- 
sierten, halbwegs basisdemokratischen Struk- 
tur! 

Tina: Es geht auch um eine andere Art von 
Journalismus, einer, der von Leuten gemacht 
wird, die selbst involviert sind. 

Matthias: Subjektiver Rundfunk, weg von die- 
sem verlogenen Pseudobjektivismus angeblich 
unabhängiger und so superprofessioneller 
Journallie-Vertreter. Die Leute sollen selbst 


über sich berichten und sollen in Diskussion. 


miteinander treten, nicht mehr diese Alibi- 
Talkshows. Wir wollen mehr: eine Beteiligung 
des Hörers oder des Betroffenen. Rundfunk soll 
auch als Kommunikationsmittel dienen. Das 
Geld dafür ist sicherlich vorhanden, wenn ich 
mir angucke, daß der Offene Kanal letztes Jahr 
von seinem Budget Dreihunderttausend West- 
“mark nicht ausgegeben hat. Was würden wir 
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mit Dreihunderttausend DM alles machen kön- 

nen! Ä 

telegraph: Zum Schluß noch einmal: Wan 

seid Ihr zu hören? 

Tina und Matthias (im Chor): Jeden Montag 

von 18-22 Uhr auf 92,6 MHz im Berliner Kabel. 
(Das Gespräch führte W. Rüddenklau) 


| Das Antifaschistische Infoblatt gibt es seit 
'87. Es erscheint alle 2-3 Monate bundes- 
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10961 Berlin 


Fünf Jahre danach und fast vergessen 
Über die Hausbesetzerbewegung in Ostberlin 
Teil 2 


Während im ersten Teil („telegraph“ Nr. 9) im wesentlichen über Entstehung und Verlauf der 
Besetzerbewegung und die Vertragsverhandlungen, die ein wesentlicher Bestandteil wa- 
ren, berichtet wurde, soll es in diesem Teil speziell um zwei zentrale Themen innerhalb der 
damaligen Häuserbewegung in Ostberlin gehen. Zum einen um die Abwehr faschistischer 
Angriffe und antifaschistischen Gegenaktionen und zum anderen um die „Besetzer- 
InnenZeitung“ (BZ), die als quasi Verlautbarungs- und Diskussionssblatt wenigstens 
zeitweise eine zentrale Rolle innerhalb der Besetzerszene einnahm, dadurch aber auch ihr 


Spiegelbild war. 


Naziüberfälle auf besetzte Häuser 


und Antifaschistische Gegenwehr 

Von Anfang an waren die besetzten Häuser in 
Ostberlin Angriffsziel für Faschisten und 
Fußballhooligans. Während es fast nach jedem 
Heimspiel des BFC (Fußball-Club-Berlin) zu 
spontanen, kaum organisierten undleicht abzu- 
wehrenden Angriffen auf besetzte Häuser im 
Prenzlauer Berg kam, wurden in Mitte und 
Friedrichshain Häuser oft gezielt und organi- 
siert in der Nacht oder am frühen Morgen 
angegriffen. 

Die nachfolgenden Vorfälle sollen die 
Zustände von damals deutlich machen, und 
sind nur ein kleiner Auszug; In der Nacht des 4. 
April 1990 überfielen 12 Nazis in einer, anschei- 
nend mit langer Hand geplanten Aktion ein 
besetztes Haus in der Kreuziger Straße. Die mit 
Gasmasken ausgerüsteten Nazis versprühten 
CS-Gas und schlugen eine Bewohnerin 
Krankenhausreif . 

Am35. und 6. 4. griffen Nazis die besetz- 
ten Häuser in der Adalbertstraße an und zer- 
schmissen Fensterscheiben. Pikanterweise 
wurde die Häuser am 14.4. von der VP vorüber- 
gehend mit der Begründung geräumt, sie stell- 
ten Angriffsziele der Faschisten dar. 

Am 20. April 1990 zogen etwa 500 bis 
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600 Skinheads und Hooligans, nach einem 
Fußballspiel des FC Berlin gegen 18.00 Uhr vor 
das besetzten Haus Schönhauser Allee 20/21. 
Dort hielten sie an, riefen „Rote raus“ und 


a en DR 


Nach einem Spiel des BFC Dynamo: rechte Hools 
und Nazis posieren vor dem Haus Schönhauser 
Allee 20/21. Im Kreis: Christian Franke; damals 
FührungskaderderBerlinerNationalistischen Front. 
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„AP“. Die Polizei ging gegen sie mit Schlag- 
stöcken vor und trieb die Hooligans in Richtung 
Alex. 

Am 26.5.1990 versuchten ca. 300 rech- 
te Skinheads und Hooligans nach einem Punkt- 
spiel des FC Berlin (BFC) einen Überfall auf das 
besetzte Haus Lottumstr. 10a im Prenzlauer 
Berg. Die Bewohner waren jedoch vorbereitet 
und schlugen den Angriff nach kurzer Zeit zu- 
rück. 

Am 1. Juni überfielen Faschisten das 
Kunsthaus Tacheles (ehemals Camera-Kino) 
in der Oranienburger Straße. Sie hatten keine 
große Mühe, die Cafe-Tür aufzubrechen und 
brutal gegen die Besetzer vorzugehen. Eine 
Frau wurde von einem Molotow-Coktail getrof- 
fen und mußte in ein Krankenhaus eingeliefert 
werden. 

Aufgrund schlampigen Wachdienstes 
konnten sich in der gleichen Nacht in das be- 
setzte Haus in der Kastanienallee 86 einige 
Nazis einschleichen, die Gashähne in einer 
leerstehenden Wohnung aufdrehen und die 

Wände mit „Rote verrecke“ beschmierten. 

Am Samstag, den 2. Juni, versuchten 
die Faschisten und Hooligans, scheinbar er- 
muntert durch die ‘Erfolge’ in der Nacht, ein 
Straßenfest in der Kreuziger Straße anzugrei- 
fen. Als die Besucher des Festes die Hooligans 
in die Flucht schlugen, ging die Polizei dazwi- 
schen, lud einige Kinder-Hooligans und einige 
Straßenfestbesucher aus den besetzten Häu- 
sernauf LKWs undbrachte sie zur Personalien- 
feststellung in eine Schule. 

Durch die massiven Attacken der Nazis 
wurden die besetzten Häuser sofort zum Hort 
von antifaschistischem Widerstand. Jedoch re- 
duzierte sich dieser Antifaschismus meist ledig- 
lich auf die unmittelbare Abwehr von Nazi- 
Überfällen und stellte keinen kontinuierlichen 
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Kampf gegen Faschismus dar. Die meisten 
Besetzer hatten überhaupt kein Interesse an 
theoretischeroderinhaltlichtiefgreifender Antita- 
Arbeit. Zwar wurde und wird von West- 
Besetzern, besonders aus dem Stadtbezirk 
Friedrichshein, behauptet, daß sie unter der 
Führung der Leute in der Mainzer Straße über- 
haupt erst den Kampf gegen die Faschisten 
aufnahmen, während angeblich die Antifas aus 
dem Osten zu dumm gewesen wären und die 
Westberliner Antifas keine Lust gehabt hätten. 
Ein bösartiger Unsinn, der sich jedoch leider bis 
heute hält. 

So hefteten sich die ehemaligen Be- 
wohner der Mainzer Straße auch die Organisie- 
rung der Antifta-Demo gegen das Nazi-Haus in 


Paradoxie des sich Wendens: Die Genossen-Bür- 
ger Volkspolizei-Beamten schützen das besetzte 
Haus Schönhauser Allee 20/21 vor einem Nazi- 


überfall 
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der Lichtenberger Weitlingstraße ans Jacket. 
Dies war allerdings alles andere als ihr Ver- 
dienst. Zwar waren sicher auch Besetzer aus 
Friedrichshain und aus der Mainzer bei diesen 
oder jenen Treffen, doch trugen den Löwenan- 


teil der Organisierung und Durchführung ver- 


schiedenste Antifa-Zusammenhänge aus bei- 
den Stadtteilen. 

Wesentlichen Anteil hatten Mainzer- 
Leute tatsächlich dann an der Randale, die 
gegen jede Absprache vor dem Ende der Demo 
vom Zaun gebrochen wurde und dazu beitrug, 
der Presse und rechten Parteien ausreichend 
Stoff zur Hetze und Diskreditierung der Demo 
zu geben. 


Ein heiligesTabu wurde gebrochen: Ostnazis be- 
setzten das Haus Weitlingstr. 122 in Berlin-Lich- 


tenberg 
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Das Nazi-Haus in der Lichtenberger 
Weitling-straße und 
die Antifa-Aktionen dagegen 

Ab edwa Februar 1990 besetzten Ostberliner 
Nazis der neugegründeten „Nationalen Alter- 
native“ (NA) mehrere Häuser in der Lichten- 
berger Weitlingstraße. Von nun ab war ein Tabu 
innerhalb der rechten Szene gebrochen und 
Hausbesetzung nicht mehr allein Privileg links- 
orientierter Kräfte. Während das Haus 
Weitlingstr. 122 die wesentliche Zentrale dar- 
stellte, wurden die Häuser 115, 117 undLückstr. 
24 lediglich von Kids aus dem Umfeld der 
Lichtenberger Nazis frequentiert. Über einen 
Tarnverein namens „Wosan e.V." verhandelte 
die NA mit der Kommunalen Wohnungs- 
gesellschaft (KWV) und erlangte bereits am 
20.04.90 Vertragsabschlüsse. Obwohl bereits 
seit März 1990 ein Ermittlungsverfahren gegen 
die NA eingeleitet worden war. Diese Häuser 
wurden schon bald zur Ausgangsbasis für die 
Osterweiterungspläne der faschistischen Sze- 
ne um den westdeutschen Naziführer Michael 
Kühnen. Schnell häuften sich propagandisti- 
sche und gewalttätige Aktionen in Ostteil Ber- 
lins sowie im gesamten Umland der Stadt. Fast 
ständig gaben sich führende Nazis in der 
Weitlingstraße die Klinke in die Hand. 

Die Besetzung gerade dieser Häuser 
hatte einen historischen Hintergrund. Bereits 
1986 wurden sie schon einmal von Nazis be- 
setzt. Damals waren diese Wohnungen vorran- 
gig an ehemalige Strafgefangene vergeben. 
Jedoch standen oft Wohnungen leer, weil Be- 
wohner wieder ins Gefängnis kamen oder un- 
bekannt verschwanden. In diese Wohnungen 
zogen damals Nazis ein und hielten die übrigen 
Bewohner über längere Zeit durch Gewalt unter 
Kontrolle. Aus Furcht vor Schlägen trauten sie 
sich nicht Anzeige zu erstatten. Erst durch die 
Anhäufung von Anzeigen und Beschwerden 
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von Anwohnern andere Häuser sah sich die 
Stasi (wie jede ordnungsliebende Behörde ein 
wenig blind nach rechts) genötigt, die besetzten 
Wohnungen zuräumen unddierechten Besetzer 
kurzzeitig festzunehmen. 

Mit dem zunehmenden Terror, der von 
den Nazi-Häusern ausging, regte sich mehr 
und mehr Widerstand. Etwa im Mai 1990 schlos- 
sen sich Menschen ausLichtenberg und Antifas 
aus beiden Teilen Berlins zusammeln, .um ei- 
nen organisierten Widerstand in Lichtenberg zu 


entwickeln. Es wurden verschiedenste 


Propagandaaktionen gegen die rechten Haus- 
besetzer durchgeführt. Von Flugblatt- und 
Briefkastenaktionen über Plakat- und Sprüh- 
kampagnen, bis hin zu fast täglichen militanten 
Aktionen direkt gegen die Häuser der Nazis. An 
diesen Aktivitäten beteiligten sich zunehmend 
auch Hausbesitzer aus Mitte, Prenzlauer Berg 
und Friedrichshain. Nach einer Spontan- 
demonstration von knapp 100 Leuten als Reak- 
tion auf den Überfall aufs Kunsthaus Tacheles, 
die direkt zu den Häusern in der Weitlingstraße 
führte, wurde als nächster Schritt beschlossen, 
eine große antifaschistische Bündnisdemon- 

stration gegen die Nazi-Häuser zu organisiren.. 


Die antifaschistische Demonstration 
gegen das besetzte Nazi-Haus 


in Berlin - Lichtenberg 
Von rechts bis links boten die großen Zeitungen 
am Montag nach der Demo ihren Lesern das 
gleiche: „Die blutige Schlacht der West-Chao- 
ten“ (Bild), „400 Radikale inszenierten blutigen 
Krawall“ (ND), „Extremistische Krawalle nach 
antifaschistische Demonstration“ (Berliner Zei- 
tung), „Am Ende siegte nur der Haß (Junge 
Welt). Derartige Ergüsse waren der Höhepunkt 
der Pressekampagne, mit der schon im Vorfeld 
versucht wurde, die Demo zu diskreditieren. 
Auch seitens der zuständigen Regierungsstel- 
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len wurde vorher alles versucht, um die De- 
monstration zumindestens einzudämmen. Erstt 
versucht der Stadtbezirksbürgermeister, die 
Route umzulegen, sie in die Seitenstraßen oder 
wenigstens möglichst weit weg von dem Grund 
der Demonstration zu drücken. Als das nicht 
klappte, wurden 2500 Volkspolizisten zusam- 
mengezogen, und das Gebiet um die Weit- 
lingstraße wurde weiträumig abgeriegelt. 
Trotz umfangreicher Vorbereitungen 
und 41 Unterstützergruppen von Autonomen, 
Antifa Gruppen bis hin zu Grünen, Vereinigte 
Linke, Jugendorganisationen, war die Demo zu 
ca. 90 % durch das autonome Spektrum ge- 
prägt. Schwarze Kleidung, vermummte Ge- 
sichter, Helme, optische Demoausrüstung aus 
jahrelanger Erfahrung mit Polizei und Kameras 
im Westen, aber auch der Angst vor den Faschi- 
sten. Die Vertreter und Unterstützer aus dem 
Bürgerbewegungs- und Parteienspektrum 
glänzten durch Abwesenheit. Wie auch heute 
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Für, faschisten 


Was so begann... 
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immer wieder zu merken ist, heißt das in 
diesen Organisationen, ein Aufruf mit zu unter- 
stützen, nicht automatisch, selbst zu mobilisie- 
ren, geschweige denn, persönlich zu erschei- 
nen. Politikern solcher Organisationen ist of- 
fensichtlich die Unterschrift unter einen Aufruf 
antifaschistisches Bekenntnis genug. Folglich 
kamen lediglich 5000 Menschen, obwohl es gut 
und gerne Zehntausende hätten sein können. 

Das Ergebnis des Ganzen war ein sich 
militant gebärdender Schwarzer Block, der 
durch Lichtenberg zog und sich, entnervt von 
langweiligerLatscherei, mitgelegentlichen, voll- 
mundigen und kampflüsternen Parolen gegen 
Nazis und Polizei, halbwegs bei Laune hielt. Ein 
nicht unbeträchtlicher Teil fieberte dem Ende 
der Demo und dem erhofften Show-Down mit 
den Nazis oder zumindestens mit den Vopos 
entgegen. Doch dieses Ende wurde erst gar 
nicht abgewartet. An der dem Nazihaus am 
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nächsten gelegenen Polizeisperre, einige hun- 
dert Meter vor dem Abschlußpunkt der Demo, 
hielt es die Straßenkämpfer nicht mehr in den 
Ketten. Etwa 500 „Militante“ ließen Demo Demo 
sein und versuchten, den Volkspolizisten, das 
zugeben was sie den unerreichbaren Nazis, die 
auf den sichere Häuserdächern feichsend zu- 
sahen, nicht geben konnten. Allerdings war das 
auch nur eine Illusion. Nach anfänglicher Irrita- 
tion seitens der Ost-Polizei, die bis dahin kaum 
Erfahrungen mit entschlossenen militanten 
Demonstranten hatte, sich erst einmal zurück- 
zog und mehrere ihrer LKW’s den Molotow- 
Coktails der Angreifer überließ, schlug sie nur 
Minuten später die Demonstranten zurück.. 
Damit war der große Kampf schon beendet. 
Zum Glück war der größte Teil der Demon- 
stranten vernünftig genug, die Demonstration 
zu Ende zu führen. 

Richtig ist, daß die militanten Aktionen 


u 


..endete so! 
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während der Demonstration zur u. erwähnten 
Hetzkampagne in den Medien führten. Immer- 
hin war die Demonstration nicht vollig umsonst 
gewesen Der Druck gegen das NA-Haus in der 
Weitlingstraße 122 erhöhte sich zunehmend 
und trug wesentlich dazu bei, daß dieses Nazi- 
nest sehr bald aufgegeben werden mußte. Ei- 
ner der wenigen Erfolge, die durch eine hart- 
näckige und gruppenübergreifende Antifa-Ar- 
beit erreicht wurde. 


Die Besetzer-Zeitung (BZ) 

Der Versuch, ein freies Medium zu schaffen 
oder die auf Papier gedruckte Unfähigkeit 
vieler Hausbesetzer, selbstorganisiert zu 
handeln. 

Pressearbeit ist ein wichtiger Bestandteil für 
politisches Handeln in der neuen Gesellschafts- 
ordnung, das war auch den Hausbesetzern 
schon von Anfang an bekannt. Während die 
Schönhauser Allee 20/21 inden ersten Wochen 
nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung keine 
Probleme hatte, ohne viel eigenes Zutun in den 


Schlagzeilen zu stehen, war das für dieanderen ° 


Häuser nicht mehr so selbstverständlich. Nun 
gibt es zwei Möglichkeiten, Medienöffentlichkeit 
zu Schaffen, entweder indem man intensiv ver- 
sucht, Kontakte zu Journalisten herzustellen 
und zu pflegen und dadurch Texte und Erklä- 
rungen in große bürgerliche Medien zu lancie- 
ren, oder aber eine eigene Zeitung zu schaffen 
und zu versuchen, über diese eine eigene Of- 
fentlichkeit herzustellen. Während die Hausbe- 
setzer von 1990 Ersteres immer wieder, jedoch 
nur halbherzig und sehr dilettantisch versuch- 
ten und nur mäßigen Erfolg damit hatten, 
wurde von Anfang an das letztere Modell favo- 
risiert. Bereits Anfang 1990 erschien der Proto- 
typ. Das „BesetzerInnen-Info-Blatt‘, mit Hand 
geschrieben und primitiv auf Ormeg vervielfäl- 
tigt, hatte sie sehr viel Ähnlichkeit mit DDR- 
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Untergrundzeitungen der achtziger Jahre. Die- 
ser Ausgabe, in der sich die ersten elfbesetzten 
Häuser mit einer selbstverfaßten Darstellung 
präsentierten, folgte jedoch erst einmal keine 
weitere. Etwa Mitte Mai 1990 erschien eine 
„Haus-Besetzer-Innen Selbstdarstellung‘, inder 
sich sechzehn von fünfzig besetzten Häusern 
vorstellten. 

Am 6. August 1990 erschien dann die 
offizielle 00 Ausgabe der „BesetzerInnen Zei- 
tung“, das offizielle Sprachrohr der Haus- 
besetzerbewegung. Sie begann einen wirren 
Weg zwischen Auflagenboom und Bedeutungs- 
losigkeit, bis sie dann Mitte 1994, endgültig 
bedeutungslos geworden, sang und klanglos 
verschwand. Bis dahin wurde viermal das Kon- 
zept geändert, stand die Zeitung fortwährend 
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BR. Non Ber Dan... - 
Auf schlechten DDR- a nie "Omi 
drucktechnik produziert und kaum lesbar, ganz im 
Stil von DDR-Untergrundblätchen: das erste Be- 
setzerInnen-Info-Blatt 
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am Rand des Bankrotts. 

Noch bevor die 00 Ausgabe erschien, 
wurde am 31. Juli 1990 eine Vorab-Notnummer 
1 herausgegeben. Der Magistrat hatte die Räu- 
mung des eine Woche vorher besetzten Hau- 
ses in der Oranienburger Str. 186 angewiesen, 
und die „Volkspolizei“ führte diese Räumung 
am 30. Juli durch. Damit wurde die angekündig- 
te „Berliner Linie“ des Magistrats umgesetzt. 
Von nun an sollte jede Neubesetzung sofort 
geräumt werden. Die Notnummer diente zur 
Schaffung von Gegeninformationen zur bürger- 
lichen Presse und zur Mobilisierung für Gegen- 
aktionen und der ersten Hausbesetzer- 
demonstration in Ostberlin, die am Samstag 
darauf stattfand und zu der mehrere tausend 
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Noch kurz vorderOO-Nummer der Besetzerinnen 
Zeitung (BZ) erschien eine "Vorab-Notnummer" 
als Reaktion aufdie erste Räumung eine besetzten 
Hauses nach Verkündigung dersogenannten "Ber- 
. liner Linie" des Magistrats. 
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Menschen kamen, 

Die Schaffung dieser Hausbesetzer- 
zeitung war eine unmittelbares Folge der Dis- 
kussionen der, einige Zeit vorher stattgefun- 
den, Hamburger Häuserkampftage und der 
Nachbereitungstreffen. Schon in dieser Phase 
war man sich nicht einig über die Ausrichtung 
der Zeitung und darüber, ob es eine feste 
Redaktion gegen sollte. Es wurde sich geeinigt 
daß die 00- und 0-Nummern von einer festen 
Redaktion, und die weiteren Ausgaben ftotie- 
rend von jeweils anderen besetzten Häusern 
getragen werden sollte. Über die Ausrichtung 
der Zeitung kristallisierten sich zwei Vorstellun- 
gen heraus. Erstens: „...eine interne Besetzer- 
Innen-Info-Zeitung als Forum zur Organisie- 
rung der Bewegung, zur Gewährleistung des 
Informatinsflusses, zur Selbstdarstellung und 
inhaltlichen Auseinandersetzung“. Und zwei- 
tens: „... eine offene Häuserzeitung für die 
breiteMasse’ zur Darstellung und Veranschau- 
lichung unserer Ideen und Lebensformen, zur 
Öffentlichkeitsarbeit im Allgemeinen...“ Fata- 
lerweise wurde bereits zu dieser Zeit die erstere 
Variante favorisiert. Das wurde von einem Ma- 
cher der 00-Nummer damit begründet, daß es 
„...m Augenblick effektiver, einfacher zu bewäl- 
tigen und vor allem wichtiger...“ wäre „...erst 
einmal eine Zeitung für uns zu machen...“ Der 
extreme Dogmatismus und die Ignoranz, die 
sich weitestgehend in Desintresse und Ableh- 
nung eines beträchtlichen Teils der Hausbeset- 
zer gegenüber der übrigen Bevölkerung Berlins 
äußerte und Ausdruck der über Jahre gehegte 
Getto- und Einigelungspolitik der Westberliner 
Autonomen war, führte dazu, daß die BZ von 
Anfang an zur internen Vereinpostille degra- 
diert wurde, die sich im westentlichen mit Haus- 
tratsch befaßte und sich oftmalsin unendlichen, 
kleinkarieten Debatten verlor, die über Wochen 
kostbare Seiten verschwendeten und von nie- 
mandem gelesen wurden. 
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In Aufmachung und Inhalt ähnelte die 
BZ stark dem autonomen Verlautbarungsblatt 
„Interim“ und es kam schon mal vor, das Artikel 
gleichzeitig in „BZ“ und „Interim“ erschienen 
und einige Wochen danach noch in der Antiimp- 
Zeitung „Radikal“. 

Das Konzept der „BesetzerInnen- 
Zeitung“ wurde den Lesern erstmals in der 
Nummer 1 vom 22.08.1990 kund getan: „...In 
dem Haus, das sich bereiterklärt hat, die Zei- 
tung zu machen, findet das offene Redaktions- 
treffen statt (jeweils Freitags, 20 Uhr). Das 
heißt, daß neben den - hoffentlich - vielen aus 
dem Haus auch noch andere, die z.B. die 
vorherige(n) Nummern gemacht haben, die 
Redaktionmachen undeinzelne Aufgabenüber- 
nehmen. Wichtig ist, daß auch welche aus 
Häusern kommen, die zukünftig eine Nummer 
machen wollen, vor allem aber welche aus dem 
Haus, das die nächste Nummer macht. Die 
Redaktionsarbeit besteht hauptsächlich darin, 
die Artikel zu sichten (die sind im Briefkasten, 
Mainzer 5, abzuholen) und den Aufbau der 
Zeitung zu diskutieren. Darüber hinaus müßten 
sich welche bereit erklären, das B-Rat-Proto- 
koll vom darauffolgenden Montag zu schreiben 
sowie Ter-mine zu sammeln. Das Layout, also 
die Druckvorlage zu erstellen, ist vielleicht 2-3 
Stunden Arbeit. (...) Dann müßten sich noch 2 
oder 3 bereiterklären, beim Druck mitzuhelfen. 
Das ist zwar schon mehr Arbeit (ca. 8 Stunden), 
macht aber doch Spaß - von wegen selbst- 
bestimmt arbeiten ... Für die Verteilung gibt es 
mittlerweile einen festen Schlüssel, der in vier 
Bereiche gegliedert ist: Westberlin, Mitte, 
Prenzelberg und Friedrichshain. Innerhalb der 
einzelnen Bereiche geht die Verteilung relativ 
schnell...“ 

Allerdings war es schon von Anfang an 
nicht sehr weit her mit dem Engagement der 
Besetzer. Zwar gingen die ersten Nummer weg 
wie warme Semmeln, jedoch mit dem Produ- 
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zieren der Zeitung wollten nur wenige Häuser 
zu tun haben. Schon in der 0-Nummer finden 
sich erste Verstimmungen der Aktivisten: 
„Frustig ist es ja schon, wenn mensch so denkt: 
Zeitung von uns für uns - ist schon geil. Müßte 
eigentlich jede/n interessieren. - Und dann sitzt 
mensch nach drei Wochen Zeitungsplenum nur 
noch mit einem Drittel der anfängliches begei- 
sterten BesetzerInnen an einem kleinen runden 
Tisch. (...) Alles ziemlich konfus, denn keine/r 
weiß, wie.es weitergehen soll, wenn die näch- 
ste Nummer fertig ist...“ 

Gegen alle Befürchtungen lief es dann 
doch anwie geplant und die BZ erschien Woche 
für Woche ohne größere Probleme. Auf durch- 
schnittlich zwanzig bis dreißig Seiten stand 
alles, was den Besetzern in der vorherigen 
Woche teuer und in der nächsten Woche wich- 
tig schien. Ob es das B-Rat-Protokoll war, 
Vertragsverhandlungen, Selbstdarstellungen, 
Erklärungen, Frustgedanken, Feten oder 
Straßenfeste. | 

Jedoch sackte die Auflagen-Höhe kon- 
tinuierlich bis kurz vor der Räumung der Main- 
zer Straße auf 800 Exemplare ab, um nach der 
Räumung kurzzeitig wieder auf 1000 zu steigen 
und dann rapide erst auf 700 und dann bis 
Anfang April 1991 auf 500 Exemplare abzusak- 
ken. 

Am 16.01.91 erschien dann unter dem 
Titel „BZ in NOT“ die erste Notausgabe mit 
gerade 6 Seiten „...Die Vertriebsstruktur der BZ 
liegt ziemlich danieder. Wir wissen nicht, wo 
wieviele Zeitungen verkauft werden bzw. in der 
Eckeliegen undvergammeln, geschweige denn, 
wo das Geld bleibt, das durch den Verkauf des 
einen oder anderen Exemplars eingenommen 
wurde. (...) Die Kohle von mindestens einem 
Viertel der Auflage müßte also zurückfließen, 
um Kosten zu decken. Da dies in derletzten Zeit 
nicht mehr klappt, halten wir es für notwendig, 
daß sich ein paar Menschen zusammenseizen, 
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um den Vertrieb zu reorganisieren, und um 
auch festzustellen, wieviele BZ’s tatsächlich 
gebraucht werden.“Keine drei Monate leitet der 
nächste Hilferuf „Drucken heißt kämpfen“ in 
einer weiteren achtseitigen Notausgabe das 
Ende ein: „Die Situation tendiert in’s Hoffnungs- 
lose. Falls Ihr bemerkt habt, gibt es seit 2 
Wochen keine Häuser mehr, die Redaktion 
machen. Die Beiträge dieser BZ erreichen uns 
mehr zufällig. 

Umnoch einen Versuch zu starten schla- 
gen wir am Do 4.4. 18.00 Uhr in der Köpenicker 
137 ein Treffen vor für die nächsten Redaktio- 
nen. Außerdem wäre es angesagt, über den 
Sinn und Zweck der BZ zu reden.“ 

Das waren bereits direkte Auswirkun- 
gen des Verfalls der Häuserszene. Nach der 
Räumung der Mainzer dividieren sich die Häu- 
ser zunehmend auseinander. Während einige 
Häuser in panikartigen Alleingängen alles un- 
terschreiben, was ihnen seitens der Vermieter 
vorgelegt wurde, versuchten andere im Boden 
zu versinken, um nicht aufzufallen und selbst 
Ziel von Räumungen zu werden. Wie bereits im 
ersten Teil (telegraph 9/95) beschrieben, ging 
ein beträchtlicher Teil der Häuser in Prenzlauer 
“Berg und Mitte zu separaten Verhandlungen in 
den Stadtbezirken über. Das brachte die mei- 
sten Besetzer in Friedrichshain auf die Palme . 
Worte wie Verrat, Spaltung oder Revisionisten 
wurden laut. Auch das Haus in der Westberliner 
Marchstraße blies in dieses Horn. Nachdem 
Anfang 1991 dann die Verhandlungen abge- 
schlossen wurden, und der Schock über die 
Räumung der Mainzer Straße langsam ver- 
blaßte, schlief die Besetzerbewegung endgül- 
tig ein. In der Notnummer vom 4.4 1991 schrei- 
ben die Macher: „Der Verfall der Inhaltlichen 
Auseinandersetzung in dem Zentralorgan der 
BesetzerInnenbewegung ist der konkrete Spie- 
gel der Bewegung selbst...“ Die wenigen, üb- 
riggebliebenen BZ-Aktivisten resignierten. 
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Bereitis in der Nummer 26 Anfang März 1991 


schreiben sie ihre Resignation ins Editorial: 
„Das UÜbliche... 

wir sind müde... (1/2 6 halt) 

uns fehlen die Worte... 

Vorworte... (gähn) 

uns fehlen EURE worte, Ideen, Artikel... 
allgemeine Sprachlosigkeit ??? 

ja ja 

Das übliche... 

erst Winterschlaf dann Frühlingsmüdigkeit... 
Eine Zeitung, herausgegeben nur ein einziges 
Mal; als Abschiedsgeschenk von mir an diese. 
traurige Neue Linke, von dir und mir. Die ande- 
ren mögen ihre Zeitungen machen aus Pflicht- 
bewußtsein, ausKommerzgründen, Profitsucht, 
protestantischer Ethik: wir warten auf eine Zeit, 
in der Zeitungen wieder von unten entstehen, 
wachsen, Sprecher werden, authentische, des- 
sen, was sich wirklich tut in der Gesellschaft, 
Basisorgane, Zeitungen, in denen und mit de- 
nen sich Menschen verwirklichen und ausdrük- 
ken. Machen wir also dies, unser Blatt, den 
glücklichen Arbeitslosen, Jahrgang 1; Nummer 


"Sag niemals nie" 

Am 14.November 1995 jährt sich zum fünften 
mal die Räumung der Mainzer Straße. Auf 
diesen Anlaß möchte die Umwelt-Bibliothek 
Berlin mit einer Veranstaltung eingehen. Ne- 
ben dem Film "Sag niemals nie" über das 
Leben der besetzten Mainzer Straße und die 
Räumung, wird es eine Diskussionsrunde mit 
ehemaligen Bewohner und einem ehemali- 
gen Sprecher des Runden Tisch Instand- 
besetzung Prenzlauer Berg über die damali- 
gen Ereignisse, ihre Folgen und die Lehren 
für die heutige Zeit, geben. 
Ort: Umwelt-Bibliothek Berlin e. V. 

Schliemannstr. 22 

10437 Berlin 


Zeit: 20 Uhr 
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1, erste und letzte Ausgabe, und warten und 
arbeiten wir mit daran, daß wieder Zeiten kom- 
men, in denen wir - unter anderem- unsere 
Zeitungen machen, kollektiv. Wie Olle Charly 
sagte: morgens angeln, mittags vögeln, nach- 
mittags ein bißchen arbeiten, seis bei der Müll- 
abfuhr, im Gezeitenkraftwerk, in der 
Genossenschaftsbäckerei oder bei der Verwal- 
tungder Sachenwelt, abendskomporieren.oder 
ZEITUNGEN MACHEN.....“ 


BZ 1b, Zeitung der besetzten Zone , ZZBZ - der 
lange Siechtot eine längst gestorbene Zeitung 
Obwohl sich April 1991 die Besetzerzeitung 
eigentlich erledigt hatte und die letzte Ausga- 
ben krampfartig nur mit großen Abständen und 
niedrigem Niveau erschienen waren, versuch- 
ten die letzten Aktivisten eine Restaurierung 
der Zeitung mit neuem Konzept 

Am 15.05.1991 erschien die Nr. 1 des 
sogenannten Jahrgang 1b. Im Editorial wurde 
das Konzept der neuen BZ vorgestellt. Doch 
eigentlich war nicht sehr viel neu. Ab diesen 
Zeitpunkt gab es eine feste Redaktion, die die 
eingehende Texte layouten und zu einer Zei- 
tung zusammenstellen sollte. Außerdem wollte 
man die Gruppen außerhalb Berlin erreichen 
und auch „NichtbesetzerInnen die Möglichkeit 
geben, an den Diskussionen teilzunehmen. “Ab 
diesen Zeitpunkt war also das Konzept im Prin- 
zip vollends identisch dem der „Interim“. 

Doch es ist immer so eine Sache mit 
sogenannten „Bewegungszeitungen“, denen 
nicht so recht klar ist, wer sich da bewegt, oder 
denen ihre Bewegung schon längsten abhan- 
den gekommen ist, und so dümpelte die Zei- 
tung gut zwei Jahre vor sich hin. Während die 
erste Ausgabe im Wesentlichen noch immer mit 
Hausbesetzungen- wenn auch im weitesten 
Sinne- zu tun hatte und ein großer Teil der 
Artikel selbst verfaßt wurde, glich die BZ An- 
fang 1993 einer scheinbar zufälligen 
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AneinanderreihungvonFlugblättern, hauptsäch- 
lich zu Antifa. Das Thema Hausbesetzung um- 
faßte in der Regel zwischen zwei und vier 
Artikeln, die meist ans Ende der Zeitung gerückt 
wurden. Auch ließ, wie schon in der BZ zuvor, 
die Regelmäßigkeit-des Erscheinen - sowieso 
bereits Vierzehntägig - sehr zu wünschen übrig. 

Die Ausgabe Nr.41 vom 18.02.1993 
leitetden zweiten Niedergang. der BZ ein: „Nach- 
dem Ihr, nach dem unregelmäßigen Erschei- 
nen Ende letzten Jahres nun über vier Wochen 
gar nichts mehr von uns hörtet, seidihr vielleicht 
schon selber drauf gekommen: wir debattieren 
untereinander mal wieder, ob und wenn ja wie 
wir die BZ weitermachen wollen und können. 
Auf der einen Seite haben wir etliche organisa- 
torische Schwierigkeiten, die die Arbeitsbela- 
stung für einzelne im Kollektiv (...) unangemes- 
sen steigert. Die deswegen einsetzende Dis- 
kussion förderte unter uns aber viel tiefer- 
liegende, grundsätzliche Probleme zu Tage. 
Einige von uns (...) fragen sich angesichts 
täglicher Erfahrungen und der von überall ein- 
treffenden Katastrophenmeldungen über den 
Zustand der „Szene“ immer öfter und lauter, 
warum wir die BZ eigentlich noch machen und 
vor allem: für wen. Als wir darüber sprachen, fiel 
uns auf , das wir das eigentlich alle nicht so 
genau wissen. Wir verschicken zwar ungefähr 
150 Exemplare in der ganzen Republik, wenige 
ins europäische Ausland und rund 350 verkau- 
fen wir in Berlin - der Rücklauf aber ist nach wie 
vor dürftig (...). Wirhaben gelinde gesagt, keine 
Ahnung, wie das Heft, das wir machen, von den 
LeserInnen aufgenommen wird, ob sie es lesen 
oder ob es auf dem Klo landet..." 

Und um eben hinter diese tiefgreifende 
Frage zu kommen, erschien in diesem Heft ein 
Fragebogen der alledem recht lustig gemacht 
auf den Grund gehen sollte. Das Ergebnis muß 
immerhin etwas Aufschluß gegeben haben, 
denn es wurde mit unguten Gefühlen mutig 
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Zeitung ausder besetzten Zone: der krampfhafte 
Versuch, das schwerleckgeschlagene Schiff"BZ", 
durch eine Osterweiterung wieder auf Kurs zu 
bringen. Doch als dies nicht gelang... 


weiter BZ-tet. Die nächsten Nummer vom 
4.3.1993 wurde wieder einmal als Notnummer 
deklariert. Dieser Status wurde als bleibend 
benannt „... solange wir‘ mit der Diskussion 
über den Sinn „nicht zu einem Schluß gekom- 
men sind...“. 

In der Nr. 43 vom 26.3.93 dann das 
Endergebnis der Diskussionen. „Dies ist die 
vorläufig letzte Notausgabe der BZ." Und doch 
war es wieder kein Ende sondern ein weiterer, 
völlig anderer Neuanfang, der eigentlich nichts 
mehr mit der Besetzerbewegung und mit dem 
Konzept ihrer Zeitung zu tun hatte. 

Auf dem dritten, in Magdeburg stattge- 
funden Treffen ostdeutscher Gruppen wurde in 
einer Zeitungs-AG eine weiter Herzschritt- 
maschine für die BZ eingebaut. Unter dem 
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Arbeitstilel: „Zeitung für die besetzten Gebiete‘, 
setzte sich. eine neue Redaktionsgruppe mit 
Leuten „aus den Städten Halle, Magdeburg, 
Guben, Saalfeld, Weimar, Rostock, Berlin, 
Potsdam, Stendal und Dessau sowie aus dem 
alten BZ-Kollektiv zusammen. (...) Die Zeitungs- 
radaktion wird Ex-DDR-weit sein. Wir hoffen, 
daß sich noch Leute aus anderen Städten an- 
schließen. (...) Die Erscheinungsweise ist mo- 
natlich, immer zu Beginn eines Monats. (...) 
Jede Ausgabe wird zunächst von Berlin und 
einer anderen Stadt zusammen gemacht. (...) 
Obwohl es uns an Geld fehlt, haben wir keine 
Lust, die bisherige Zahlungsmodalitäten zu än- 
dern, da das mitwesentlich mehr Arbeit verbun- 
den wäre. Deshalb hier noch einmal der Aufruf 
an alle Gruppen und Einzelmenschen: Erhöht 


- eure Zahlungsmoral!!!! (...) Inhaltlich soll ein 


Mix aus aktuellen Sachen und jeweils einem 
Schwerpunktthema pro Ausgabe entstehen. 
Aktuelles kommt grundsätzlich als Nachrichten- 
überblick, damit es nicht immer nur die übliche 
Flugblattsammlung gibt. Die Schwerpunkte 
werden von allen beteiligten Städten gemein- 
sam festgelegt. Damit sich möglichst viele Leu- 
te an der Diskussion zu diesen Themen beteili- 
gen können, werden sie zusammen mit den 
jeweiligen Redaktionsschlüssen immer recht- 
zeitig bekanntgegeben. (...) Außerdem wird es 
einen Terminkalender für nichtkommerzielle 
Veranstaltungen, wie, Demos, Treffen, Konzer- 
ten, Feten, Voküs usw. geben.“ 

Doch auch dieser Versuch ging den 
Weg seiner Vorgänger. Mit dem Zusammen- 
bruch der Ostgruppenvernetzung im Frühjahr 
1994 war die Zeitung wieder einmalohne Rück- 


. halt. Ohnehin bestand die Redaktion fast aus- 


schließlich aus Berlinern. Die Gruppen aus den 
übrigen Oststädten wurden ihrer anfänglich 
gegeben Zusagen nie richtig gerecht. Fast völ- 
lig auf sich gestellt, resignierte die Berliner 
Gruppe endgültig und gab auf. Ein allerletzer 
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. Zweite Zeitung der Besetzten Zone 


.. und der Kahn endgültig zu sinken begann, 
kletterten einige aufrechte Leichtmatrosen in den 
Mastkorb, setzten eine neue Flagge und versan- 
Eu EBamiOn mit dem Schiff, aufrecht und strah- 
end. . 


Rettungsversuch wurde im Juli/August von Halle 
aus unter dem Titel „zweite Zeitung der besetz- 
ten Zone“ (ZZBZ) gestartet. Diese Zeitung im 
handlichen a5-Formatsollte einen weiteren Ver- 
such eines überregionalen Ost-Infos darstel- 
len. Allerdings kam die „ZZBZ“ meines Wissen 
nicht über diese eine Nummer hinaus und ver- 
schwand sang und klanglos in der Versenkung. 

Somit überlebte die Bewegungszeitung 
ihre Bewegung immerhin um drei Jahre, zwar 
mit Herzschrittmacher und Elektroschock am 
Leben gehalten, aber sie überlebte - welch ein 
Wunder moderner Medizin. 

An dieser Stelle unterbrecheiich erneut. 
Der ursprünglich für diesen Teil geplante Ab- 
schnitt über die Mainzer Straße wird erst im 
Novemberheft erscheinen. Und dies aus gutem 
Grund: Am 14. November ist der fünfte Jahres- 
tag der verlorenen Schlacht um die besetzten 
Häuser in dieser Straße und die paramilitäri- 
sche Räumung durch die Berliner- und west- 
deutsche Polizei. 


D. Wolf 


Eine Million für Farrakhan 
Die US-Sekte “Black Muslims” versucht rassistische und 
soziale Konflikte biologisch zu deuten 


Durch den “One Million Men March” am 16. 
Oktober in Washington, wahrscheinlich die bis- 
her größte Demonstration in den USA, ist die 
politisch-religöse Organisation “Nation of Is- 
lam” und ihr Führer Louis Farrakhan ins Ram- 
penlicht der internationalen Presse gerückt. 
Dieser Artikel soll - im Gegensatz etwa zu den 
flachen Darstellung des “Spiegel” - die Hinter- 
gründe und Geschichte dieser stark umstritte- 
nen Organisation erhellen, die so prominente 
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Personen wie Muhammad Ali, Malcolm X, und 
die Gruppe Public Enemy zu ihren Mitgliedern 
bzw. Unterstützern zählt(e). 


Die ersten menschlichen Bewohner der Erde 
waren schwarz und kamen von einem anderen 
Planet. Als ihr Planet explodierte, konnten sich 
die Mitglieder des Stammes der Shabbaz retten 
und ließen sich im Niltal nieder. Nach Jahrhun- 
derten friedvollen Miteinanders begann vor 
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ungefähr 6.600 Jahren ein ehrgeiziger junger 
Mann namens Yakub mit genetischen Experi- 
menten, um weiße Menschen zu produzieren. 
Das Ergebnis war eine genetisch minderwerti- 
ge Rasse, deren lästige Anwesenheit zur Ver- 
bannung nach Europa führte. Wegen ihrer mo- 
ralischen Korruptheit verbreiteten die Weißen 
das Böse, wo immer sie auch hinkamen. Der 
Zenit des Bösen war die Versklavung der 
Schwarzen. 

Dieser Mythos, vom langjährigen Füh- 
rer der “Nation of Islam”, Eliian Muhammad, 
gelehrt, brachte die schwarzamerikanische 
Glaubensgemeinschaft 1959 erstmals in die 
Schlagzeilen. Damit wurde das bis dahin eher 
stille Wachstum der Gruppe beendet, deren 
' Wurzeln sich bis in das Jahr 1929 zurückverfol- 
gen lassen. 


Eine Nation moslemischer Brüder 
und Schwestern 
Gründer der “Nation of Islam”’(NOI) ist Wallace 
D. Fard. Er machte die Schwarzen in Detroit mit 
der religiösen Vorstellung vertraut, daß Schwar- 
ze die wahren Muslime wären. 

Innerhalb weniger Jahre gründete er 
den “Temple of Islam”, eine “University” ge- 
nannte Schule, eine moslemische‘girl'straining 
class” und eine paramilitärische Gruppe “Fruit 
of Islam”(FOI). 1930 kam Elijah Pool von Geor- 
gia nach Detroit, traf Fard und wurde sein 
Jünger. Fard war es auch, der Elijah Pool den 
Namen Elijan Muhammad gab, unter dem er 
später berühmt wurde. Als wenig später Fard 
verschwand, erklärte Poole, er sei der erste 
gewesen, der Fards wahre Natur als wiederge- 
kehrten Christus erkannt habe. Diese Vorstel- 
lung veränderte sich bald zu der Ansicht, daß 
Fard Allah persönlich gewesen sei, der erschie- 
nen war, um die Schwarzen als “das auserwähl- 
te Volk Allahs” zu erwecken. 

Elijah Mohammad lehrte, daß Allah der 
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Rasse der weißen Teufel erlaubt hätte, die Welt 
über 6.000 Jahre hinweg zu regieren. Diese 
Periode endet mit der Zerstörung der Welt und 
danach wird eine neue Welt von gerechten 
Schwarzen regiert werden. Anstatt sich zu inte- 
grieren, sollten Schwarze sich von der weißen 
Gesellschaft fernhalten, weil diese korrupt und 
zum Untergang verurteilt sei. 

Die NOI führte einen strengen Verhal- 
tenscode ein, der unter anderem Diätvor- 
schriften, wie die Enthaltung von Fleisch und 
Drogen, eine familienorientierte Kultur, in der 
Frauen lediglich als Gebärende einer neuen 
Generation gesehen werden, und die Verteufe- 
lung von Tanz und Spiel vorsah. 

Unter anderem nahmen die Mitglieder 
der NOI, die auch als “Black Muslims” bekannt 
wurden, nichtan Wahlenteil, lehnten das Flagge- 
grüßen und den Kriegsdienst ab (was in Zusam- 
menhang mitder Wehrpflichtwährenddes zwei- 
ten Weltkriegs zu zahlreichen Inhaftierungen 
führte). 

1975 starb Eliian Muhammad und seine 
Nachfolge trat sein Sohn Warith Deen 
Muhammad an. Er veränderte die Grundsätze 
der Organisation in Richtung des traditionellen 
Islam, initiierte eine Neubeurteilung der Wei- 
Ben, die seitdem nicht mehr als Teufel, sondern 
als vollwertige Menschen gesehen werden und 
später sogar Mitglieder seiner Organisation 
werden konnten. Er predigte die Partizipation 
am Öffentlichen Leben. 

Warith Deen Muhammad war es auch, 
der eine zweimalige Namensänderung 1976 
und 1980 durchsetzte, zuletzt in “American 
Muslim Mission”. 

Die Veränderungen der ursprünglichen 
Ideologie führte zu einer Reihe von Abspaltun- 
gen, deren bedeutendste unter der Leitung von 
Louis Farrakhan 1978 stattfand. 

Farrakhan revitalisierte die Vorstellungen von 
Eliian Mohammad und nannte seine Organisa- 
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tion wieder Nation of Islam. 


Farrakhan gegen Malcolm X 
1947 trat Malcolm Little der Organisation bei, 
nannte sich bald Malcolm X (das X steht für den 
nach der Versklavung und Verschleppung aus 
Afrika verlorenen vermeintlich islamischen Na- 
men seiner Vorfahren) und trug durch sein 
Charisma wesentlich zum Wachstum der “Na- 
tion of Islam” bei. Malcolm X gründete viele der 
Tempel der NOI und wurde bald oberster Spre- 
cher für Elijah Mohammad. 

Während der Zeit der Bürgerrechtsbe- 
wegung in den 50er Jahren lehnte Malcolm X 
den gewaltfreien Ansatz von Dr. Martin Luther 
Kingjr.ab. Ermeinte, daß Separatismus, Selbst- 
bestimmung und Militanz notwendig seien, um 
die volle Gleichheit der Schwarzen zu errei- 
chen. | 

Louis Walcott, der später von Elijah 
Mohammad Louis Farrakhan genannt wurde, 
trat 1955 der NOI bei, und wurde Mitglied der 
“Fruit of Islam”. 

1963 verließ Malcolm X die NOI nach 
Streitigkeiten mit Elijian Muhammad und grün- 
dete die Muslim Mosque, Inc. Bald darauf un- 
ternahm er eine Pilgerreise nach Mecca, wo er 
die Toleranz des Islam für sich entdeckte und 
zum traditionellen Islam übertrat. Auch diesmal 
änderte er seinen Namen: in El Hajj Malik EI- 
Shabazz. 

Louis Farrakhan wurde nach dem Aus- 
tritt von Malcolm X aus der NOI einer seiner 
erbittertsten Gegner. Nach der Ermordung von 
Malcolm X am 21. Februar 1965 hielten sich für 
eine lange Zeit Gerüchte, daß Farrakhan die 
Fäden dafür gesponnen hatte. Die später über- 
führten Mörder konnten als Mitglieder der NOI 
entlarvt werden. 

Vorläufig letztes Kapitel dieser Ausein- 
andersetzung ist eine Anklage gegen Qubilah 
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Shabazz, der Tochter von Malcolm X. Ihr wird 
vorgeworfen, ein Mordkomplott gegen Farrak- 
han vorbereitet zu haben. Sie war damals Zeu- 
ge der Ermordung ihres Vaters geworden, und 
die Familie von Malcolm X hatte immer wieder 
vermutet, daß Farrakhan der Hintermann des 
Mordes sei. 


Politische und wirtschaftliche 

Bestrebungen 
Schon in der Anfangsphase erarbeitete Elijah 
Muhammad ein Programm für die NOI, das den 
Aufbau von Unternehmen der “Black Muslims” 
propagierte, um ökonomische Unabhängigkeit 
zu erreichen. Immer wieder erhob er auch die 
Forderung nach einem eigenen Territorium in- 
nerhalb der USA für einen Staat der Schwar- 
zen. 

In den 50er Jahren gründen deshalb 
viele NOI-Mitglieder eigene Unternehmungen. 
Das führte dazu, daß Eliian Muhammad und 
seine Gefolgsleute in den besten Jahren über 
ein wirtschaftliches Imperium verfügten, das 
auf 80 Millionen Dollar geschätzt wurde. 
EliiahMohammads Sohn und Nachfolger Warith 
Deen Mohammad gab die Forderung nach ei- 
nem eigenen Staat auf, während Farrakhan in 
seiner neugegründeten NOI es wieder zu ei- 
nem zentralen Thema machte. 

‚Seit den frühen 80er Jahren suchte 
Farrakhan verstärkt nach Alliierten für die NOI. 
In Jesse Jackson sah er einen möglichen Part- 
ner, unterstützte dessen “Operation PUSH” 
und nahm 1984 aktiv am Presidentschaftswahl- 
kampf für Jesse Jackson teil. Wegen antisemi- 
tischer und rassistischer Äußerungen Farrak- 
hans distanzierte sich Jackson allerdings von 
ihm. 

1985 startete Farrakhan, unterstützt 
durch einen 5-Millionen-Dollar-Kredit aus Liby- 
en, eine Aktion zur Entwicklung einer ökono- 
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misch unabhängigen schwarzen Bevölkerung. 

Farrakhan initierte damit eine ganze 
Reihe von ‚Programmen innerhalb der Black 
Community, die unter normalen Umständen bei 
staatlichen Stellen willkommen wären. Wegen 
des Streits um seine Person mußten sich viele 
Stellen aber aus der Unterstützung zurückzie- 
hen. | 

1986 unterhielt die NOI eigene Schu- 
len, landwirtschaftliche Betriebe, Warenhäuser 
und Geschäftsunternehmen. 

Farrakhans ablehnende Haltung gegen- 
über dem israelischen Staat führte zu Kontak- 
ten mit moslemischen Führern. Er besuchte oft 
den Mittleren Osten, um Unterstützung für sei- 


ne “Nation of Islam” zu erhalten. 

Die vorerst letzte Reise auf der Suche 
nach neuen Partnern führte Farrakhan und die 
NOI 1994 nach Ghana, wo sie ihre erste Jahres- 
versammlung (Saviours-Day) außerhalb der 
USA abhielten. Allerdings stießen Farrakhans 
rassistische Äußerungen und seine für den 
traditionellen Islam häretischen Ansichten auch 
dort (bei islamischen Gruppierungen) auf 
harsche Kritik. Nicht zuletzt sein freundschaft- 
licher Umgang mit den Miltärmachthabern in 
Ghana ließen ihn in den Augen der kritischen 
Presse als Agent der internationalen Finanz- 
mächte erscheinen. 

Matthias Schlegel 


Strategien zur Verfälschung der Geschichte 


Es gibt verschiedene Erklärungen, warum die 
DDR untergehen mußte. Auch gibt es die unter- 
schiedlichsten DDR- Beschreibungen. Manche 
sind so unterschiedlich, daß die Nachwelt eines 
Tages ensthaft mit der Frage beschäftigt sein 
wird, ob es sich tatsächlich nur um den einen 
und selben Staat gehandelt hat, der sich 1990 
von der Welt verabschiedete. 

Ich gebe zu, daß ich den Untergangser- 
klärungen inzwischen mit einem gleichgroßen 
Interesse begegne wie jenen, die noch zu ihrer 
realsozialistischen Zeit gemacht wurden. 

Natürlich reizte es mich schon, eine 
kritische Auseinandersetzung mit der DDR- 
Geschichte aus marxistisch-leninistischer Sicht 
zu lesen. Aber weil ich befürchtete, daß ihre 
Autorinnen beziehungsweise Autoren selbst 
aktiv in diese Geschichte eingebunden waren, 
und mit gewohnter Ignoranz über alles hinweg- 
gehen würden, was die Partei, und vor allem sie 
selbst persönlich belasten könnte, schreckte 
ich davor zurück. Durch einen Zufall kam ich 
nun aber doch dazu. Bei meiner Entscheidung 
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ließ ich mich vom Presserummel um die junge 
Werbeträgerin der Kommunistischen Platform 
der PDS mit trotziger Mine und Rosa- Luxem- 
burg- Frisur beeinflussen, die unter anderem 
wegen ihres Buches „Antisozialistische Strate- 
gien im Zeitalter der Systemauseinander- 
setzung‘ aus dem PDS- Parteivorstand raus- 
gedonnert wurde. Das hieß schon etwas, ver- - 
minderte jedoch nicht meine Skepsis. Aber die 
Hauptsache war, daß sie zu jung ist, um maß- 
geblich in SED Parteikreisen involviert gewe- 
sen zu sein. 

Aber schonnachden ersten Sätzen des 
Vorwortes sah ich mich wieder in meiner Skep- 
sis bestätigt. Sie meint nämlich, daß der Unter- 
gang des sozialistischen Weltsystems aufgrund 
einer fehlerhaften Anlage des Systems selbst 
unbewiesen als Behauptung dasteht, „auf dem 
der linke Zeitgeist seine Denkgebäude errich- 
tet“ (S. 7). Das hieße ja, daß es keine linke 
Geschichtsforschung gibt. Und es stimmt auch 
nicht, daß wer so denkt, früher oder später in 
Bad Godesberg ankommt, also bei der 
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flachbrüstigen Sozialdemokratie der Bundes- 
republik. Glücklicherweise gibt es noch radikale 
Sozialismusutopien, wenn sie auch nicht in ein 
kommunistisches Schema passen, beispiels- 
weise unter der Prämisse „herrschaftsfrei“. (So 
gesehen hat es nämlich keinen Sozialismus 
gegeben, bestenfalls einen übel verzerrten 
Ansatz.) 

Die Autorin urteilt richtig, daß man das 
Scheitern des sozialistischen Weltsystems nicht 
nur systemimmanent untersuchen darf. Aber 
sie macht genau den gleichen Fehler, indem sie 
ausschließlich äußere Faktoren zu analysieren 
versucht, nämlich ostblockfeindliche Strategi- 
en westlicher Politiker. Es ist auch nicht richtig, 
daß diese Strategien in der linken Geschichts- 
forschung völlig aus den Augen verloren sind. 
Das realsozialistische Weltsystem wurde von 
Anfang an angefeindet. Genau damit wurden 
nämlich etliche innenpolitische Repressalien 
gerechtfertigt, oft völlig überspannt, oft nur zum 
Schein. Dieser Anfeindungen ist sich jeder 
Mensch bewußt, der in der DDR politisch aktiv 
war. Sie wurden rational zur Kenntnis genom- 
men, die paranoiden Überreaktionen des Staa- 
tes dagegen unmittelbar psychisch und phy- 
sisch. Insofern geht S. Wagenknecht von einer 
irrealen Grundlage aus. Es ist lächerlich, die 
antisozialistischen Strategien westlicher Politi- 
ker als das non plus ultra einer neuen Ge- 
schichtsbetrachtung hinzustellen, ohne deren 
Aufarbeitung in der Zukunft nichts mehr geht. 

Mitprovokanten Thesenwie:,mankann 
eben nur entweder Helsinki und die östliche 
Entspannungspolitik rechtfertigen oder die indi- 
rekte Strategie auf den Begriff bringen“ (S. 8) 
konnte ich zunächst nichts anfangen. Erst nach 
der Lektüre der gesamten Arbeitwußte ich, was 
damit gemeint war. 

Die Autorin benennt zwei Strategien, 
die gegen das sozialistische Weltsystem einge- 
setzt wurden. Die eine war die des „Frontalan- 
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griffs“, die bedingungslose en bloc - Konfronta- 
tion mit allen politischen und ökonomischen 
Mitteln. Diese Politik scheiterte daran, daß die 
Ostblockländer aufeinander angewiesen wa- 
ren, sich behaupteten und als überlebensfähig 
erwiesen. Daß die Geschlossenheit der Ost- 
blockstaaten nicht nur duch die gemeinsamen 
Feinde zustandekam, sondern auch durch die 
bedingungslose Indoktrination der Moskauer 
Zentrale, übersieht die Autorin. So werden zum 
Beispiel die durch den KGB instruierten Schau- 
prozesseindenLändern der „Volksdemokratien“ 
mit keinem Wort erwähnt. Sie gehören wahr- 
scheinlich zu den von S. Wagenknecht nicht 
besprochenen inneren Angelegenheiten der 
Ostblockländer. 

Als im Westen erkannt wurde, daß die 
Konfrontationspolitik nicht den gewüschten Er- 
folg hatte, und die sozialistischen Staaten durch 
diese eher gestärkt wurden, begann die Suche 
nach alternativen Konzepten. Das war etwa ab 
Mitte der fünfziger Jahre, vor allem nachdem 
das amerikanische Atomwaffenmonopol, auf 
dem die westliche Kalte- Kriegsstrategie ba- 
sierte, von der Sowjetunion durchbrochen wur- 
de. Die Autorin bezeichnet den Kalten Krieg als 
eine Waffe des Imperialistischen Weltsystems. 
Aber daß die Ostblockstaaten die Spannungen 
ebenso anheizten und damit natürlich auch 
eigene Interessen verbanden, zählt sie viel- 
leicht auch zu den „inneren Angelegenheiten“. 
Die neue „indirekte Strategie“ des Westens 
beinhaltete ein differenzierteres Vorgehen ge- 
genüber den einzelnen realsozialistischen 
Vasallenstaaten mittels Abrüstungsverhandlun- 
gen, Wirtschaftsabkommen, Kulturaustausch 
und so weiter. Hinter den Vorstellungen einiger 
westlicher Politiker, die Kriegsgefahr zu ent- 
schärfen und den Eisernen Vorhang durchläs- 
siger zu machen sieht S. Wagenknecht folgen- 
de Ziele: „1. die Desintegration des sozialisti- 
schen Weltsystems; 2. die Auflösung des mar- 
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xistischen Bewußtseins indenkommunistischen 
Parteien; 3. die Wiederherstellung der bürger- 
lichen ideologischen Hegemonie über die Be- 
völkerung der sozialistischen Länder.“ (S. 59) 

Mit der Anerkennung einer Politik des 
- friedlichen Nebeneinander und mit der Respek- 
tierung des machtpolitischen status quo durch 
die realsozialistischen Staaten soll das Gesetz 
des Systemantagonismus mißachtet und damit 
der Opportunismus zur Staatspolitik geworden 
sein. Sie meint am Ende des Buches, daß die 
„Indirekte Strategie“ als antisozialistische Stra- 
tegie durchaus in den kommunistischen Partei- 
en zur Kenntnis genommen wurde. Daß diese 
Befürchtungen nicht offen ausgesprochen und 
zur Disposition gestellt wurden, sieht sie als 
einen Grundfehler an. Außerdem bemängelt 
sie, daß es ab Mitte der fünfziger Jahre keine 
weiterführende kommunistische Strategie ge- 
geben hat, die offensiv nach außen vertreten 
werden konnte. Augenscheinlich hatte sich das 
sozialistische Weltsystem damit begnügt, daß 
sein Überleben nach der ersten Phase des 
Kalten Krieges, der „Konfrontationszeit“, gesi- 
chert sei. Das ist der Grundgedanke der Auto- 
rin. 

Aber für die Formulierung dieser „Zwei- 
Strategien-Idee“, dieansich glaubhaft undnach- 
vollziehbar ist, hätte ein kompakt formulierter 
Artikel ausgereicht. 171 Buchseiten sind zuviel. 
S. Wagenknecht gibt unglaublich viel Füllsel 
dazu und schreibt darin mehr über sich, als über 
das Thema. | 

Abrüstungsverhandlungen oder der 
KSZE - Prozeß waren demnach konkrete 
Strategieetappen der Konterrevolution. Daß es 
auf diese Weise nicht zu einem nuklearen Fias- 
ko gekommenist, scheintS. Wagenknecht nicht 
zu kümmern. Spielt.also das Überleben der 
Menschheit gegenüber dem Scheitern der mar- 
xistisch-leninistischen Idee eine untergeordne- 
te Rolle? | 
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Erst ab Seite 64 beginnt die Autorin 
eine kontinuierliche Quellenarbeit. Die vorheri- 
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gen Quellenzitate sind dürftig, oft nichtssagend 
beziehungsweise ihre Interpretationen sehr 
gewagt. Später kann sie ihre Darlegungen mit- 
tels Zitaten von De Gaulle, Dulles, Kennedy, 
Brzezinsky bis hin zu BRD-Politikern unterstüt- 
zen. Inihnen geht es um Vorstellungen, wie die 
Beziehungen zu den Öststaaten entwickelt 
werden könnten. Aber niemals wird die konkre- 
te Umsetzung dieser Vorstellungen in die reale 
Politik besprochen und niemals die einzelnen 
Reaktionen der Ostblockstaaten darauf. Au- 
ßerdem geht S. Wagenknecht nur bis an das 
Ende der sechziger Jahre. Auch wenn sie in 
ihrem Vorwort meint, daß es danach keine 
neuen Ideen für die indirekte Strategie gegeben 
hat, halte ich es für unzurechend, die noch 
folgenden zwei Jahrzehnte des sozialistischen 
Weltsystems wortlos zu übergehen. 

Für mich war es nicht einfach, die grau- 
enhaft unlebendige Sprache zu bewältigen, die 
voller langweiliger Gedankenwiderholungen ist 
und gespickt mit Vokabeln aus alten FDJ- Lehr- 
jahr- und Staatsbürgerkundefibeln.Wenn die 
Autorin schon verstaubte Denkklischees unre- 
flektiert übernimmt und kultiviert, muß sie es 
denn auch noch in der gleichen Sprache tun? 
Heißt es nicht, daß man einen Gedanken erst 
dann begriffen hat, wenn man ihn mit den 
eigenen Worten wiederholen kann? 

So wird die Aufhebung des amerikani- 
schen Atomwaffenmonopols durch die sowjeti- 
sche Atombombe mindestens ein halbes Dut- 
zend mal erwähnt. Auf der Seite 27 läßt sich die 
Autorin auf eine irrationale Argumentation ein, 
die sonst nur Militaristen benutzen, wenn es um 
die Reduzierungihrer Lieblingsspielzeuge geht: 
„..die Gesamtzahl der zu einem Atomangriff 
auf die Sowjetunion einsetzbaren US-Bomber 
belief sich auf etwa 1350. Dagegen lagen die 
entsprechenden sowjetischen Zahlen bei nur... 
350.“ Das heißt also, daß die Amis im Ernstfall 
1350 Atombomben auf die Sowjetunion abwer- 
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fen konnte, wärend die Sowjetunion mit klägli- 
chen 350 Atombomben zu antworten vermoch- 
te. 

Bezüglich der Adressaten der indirek- 
ten Strategie: heißt es auf der Seite 46: „T. die 
Führungen der kommunistischen Parteien; 2. 
die breite Mitgliedschaft der kommunistischen 
Parteien; 3. die Bevölkerung der sozialistischen 
Länder.“ Diese kleinlichen und oftmals sinnlo- 
sen Aufteilungen finden sich immer wieder. Ich 
habe noch nie ein Buch mit so häufigen Semi- 
kola gelesen. Außerdem gibt dieses Beispiel 
ein zweifelhaftes Denkmuster preis, Volk verti- 
kal in Eliten aufzuteilen. 

Besonders wichtige Stellen wurden kur- 
siv abgedruckt. Bei einem mündlichen Vortrag 
hieße das also, daß die Rezitatorin beziehungs- 
weise der Rezitator dann seine Stimme erhe- 
ben muß. An einer kursiv gedruckten, also 
wichtigen Stelle gibt es ein noch bedeutenderes 
Wort, welches unterstrichenwurde. Dieses Wort 
muß man wahrscheinlich schreien. Selbst die 
Schriftsprache ist in Eliten aufgeteilt. 

Das alles wäre einigermaßen zu ertra- 
gen, wenn da nicht die anmaßende Ignoranz 
gegenüber geschichtlichen Fakten wäre. Es ist 
unrichtig, daß „die sozialistische Weltbewe- 
gung der Vorkriegszeit im großen und ganzen 
über eine einheitliche Strategie des antikapita- 
listischen Kampfes verfügte“. (S. 35) Hat S. 
Wagenknecht nicht in der Schule gelernt, daß 
der Zwist zwischen SPD und KPD die Machter- 
greifung der Nazis ermöglichte? Nicht gelehrt 
wurde freilich, daß die Atacken der Kommuni- 
sten gegen die „sozialfaschistische“ SPD auf 
Moskaus Weisung geschahen. Der von der 
KPD und der NSDAP gemeinsam organisierte 
BVG-Streik im November 1932 gegen die sozi- 
aldemokratische Berliner Stadtregierung dürfte 
wohl das peinlichste Beispiel einer „antikapita- 
listischen Strategie“ gewesen sein. 

Das Ausklammern „systemimmanen- 


ter“ Probleme ist für mich ein Zeichen von 


Denkfaulheit und von Feigheit, Feigheit davor, 
sich den Tatsachen zu stellen. Antisozialisti- 
sche Strategien lassen sich’ nämlich nicht ver- 
einfacht als ein klassenbewußtes Handeln er- 
klären. Sicher hat man sich im Westen mit der 
marxistisch-leninistischen Lehre auseinander- 
gesetzt und ihre unmittelbare Bedrohung ge- 
gen die privatkapitalistische Produktionsweise 
zur Kenntnis genommen. Aber die Umsetzung 
dieser Idee in die Realität zeigte doch, daß sich 
in der Sowjetunion kalter, menschenfeindlicher 
Machtwillen durchsetzte, der zur Regierungs- 
politik wurde. Zwar wurden Betriebe und Boden 
verstaatlicht, Schulen eingerichtet und eine 


Grundversorgung der Bevölkerung angestrebt. 


Unbestreibar war das eine historische Leistung. 
Aber die Staatspolitik war eben auch gekenn- 
zeichnet von der Liquidierung von Avantgardi- 
stender Revolution, von Straflagern, von Schau- 
prozessen, vom Okkupatonskrieg gegen Finn- 
land und Polen, vom Freundschaftsvertrag mit 
Nazi- Deutschland, vom Massaker von Katyın. ... 
.Das gehört zusammen und mankann nicht das 
eine von dem anderen trennen. 

Jene Enggstirnigkeit, dieseskompromiß- 
loses Alles-oder-nichts-Denken um jeden Preis 
(dem auch die Autorin hoffnungslos verfallen 
ist) kennzeichnete auch die Entwicklung in den 
„Volksdemokratien“. Schließlich wurden in den 
Ostblockländern kommunistische Regierungen 
eingesetzt, ohne daß es dafür eine revolutionä- 
re Basis beziehungsweise Situatuion gegeben 
hat. Das war konsequente Moskauer Machtpo- 
litik. S. Wagenknecht bequemt sich nur einmal 
zu einer Äußerung über die Nachkriegszeit, 
indem sie Isaak Deutscher zitiert: „Der Kontrast 
zwischen Amerikas unermeßlichem Reichtum 
und Rußlands äußerster Armut warf einen ... 
dunklen Schatten auf diese Jahre und bestimm- 
te Stalins Politik.“ (S. 22) So billig kann man sich 
aus der Geschichte stehlen. 
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Um noch einmal auf die bundesdeut- 
schen Sozialdemokraten zurückzukommen: Die 
Enttäuschungen der Sozialisten über die Ent- 
wicklung in den sozialistischen Ländern liegt 
auf dem Weg zu Bad Godesberg. 

Zurück zum Buch: Die sowjetische Po- 
litik ließ sich also auf Abrüstungsveranstaltungen 
ein undwurde damitopportunistisch. Eckpunkte 
dieser Entwicklung waren unter anderem: 
„Die Ereignisse in Polen und Ungarn 1956, die 
beide deutlich gemachthatten, inwelchen Gren- 
zen nationalistische Tendenzen in den Volks- 
demokratien künftig als legitim gelten durften, 
ja von der sowjetischen Führung sogar geför- 
dert wurden.“ (S. 34) Förderte die Sowjetunion 
mit dem Einmarsch der Roten Armee nach 


. Ungarn nationalistische Tendenzen, legitimier- 


te sie diese, als sie den Volksaufstand zer- 
schlug? Dieses Beispiel ist um so verwirrender, 
weil es seit etwa einem Jahr heißt, daß Imre 
Nagy, die Vaterfigur des Aufstandes, für den 
KGB gearbeitet haben soll. Übrigens werden 
solche Geschichten, wie auch der 17. Juni 1953 
oder der Prager Frühling nach gewohntem Sche- 
ma als Konterrevolutionen bezeichnet. Der 
Begriff Liberalisierung wird durchweg in Anfüh- 
rungsstrichen benutzt. 

Ein weiteres Zeichen jener unheilvollen Ent- 
wicklung war: „Die undifferenzierte und pau- 


"Wennjemanddie Verwirklichung der Bürger- und 
Menschenrechte anstrebt, dann sind’s wir, ka- 
piert?" 
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schale Vergangenheitsabrechnung, wie sie sich 
mit dem XX. KPdSU- Parteitag verbindet, und 
die gleichzeitige Revision grundlegener The- 
sen des Marxismus-Leninismus (etwa die Ak- 
zeptanz eines parlamentaristischen Weges zum 
Sozialismus; ...)“(S. 34) Wenn es die Erlaubnis 
für einen parlamentaristischen Weg zum Sozia- 
lismus gegeben hat, warum durfte er dann 
nirgendwo beschritten werden? Und was die 
Vergangenheitsabrechnung auf dem XX. Par- 
teitag angeht, da hilft es nichts, wenn man sich 
mit der Bemerkung zurücklehnt, daß sich die 
Autorin nun endgültig disqualifiziert hat. Mehr 
als einmal schreibt sie, daß es seit der Chru- 
schtschow-Ära bergab ging. Nie, bis auf im 
oben stehenden Zitat fällt der Name Stalin. 
Vielleicht möchte sie ja auch keinen Personen- 
kult um das „Väterchen“ betreiben, unter des- 
sen Herrschaft noch alles so gut und so einfach 
war. Auch das ist ein Zeichen von Feigheit, weil 
keine Position bezogen wird. Ich kann mir aber 
auch vorstellen, daß alte, verknöcherte Damen 
und Herren ein Zeichen setzen wollten und für 
dessen Veröffentlichung eine junge Enthusia- 
stin begeisterten, mitbrauchten und „verbren- 
nen“ ließen. Schließlich wurde Sahra Wagen- 
knecht vom Parteivorstand der PDS wie eine 
heiße Kartoffel fallengelassen, damit die Partei 
salonfähigbleibt. Nix mitKlassenkampfromantik, 
es geht um Machtinteressen. 

Die Errichtung der Mauer kommt in 
ihrem Buch nicht vor. Aber es gibt eben doch 
indirekte Hinweise aufihren Nutzen. Dabei geht 
es allerdings nicht um die Verhinderung von 
Fluchten. Einen Punkt der „indirekten Strate- 
gie“ geißelt sie wie folgt: „Mindestens ebenso 
wichtig aber sei es, Wege zum direkten Eindrin- 
gen bürgerlicher Ideologie in die sozialistischen 
Staaten zu finden; dies vor allem durch die 
Vermehrung der unmittelbaren Kontakte, durch 
Tourismus, Austausch von Studenten, intensi- 
vierte wissenschaftliche und vor allem kulturel- 
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le Zusammenarbeit.“ (S. 81) Das Wegschlie- 


Ben etlicher Völker von der Welt war also ein 


äußerst wichtiges Gebot im Klassenkampf. Es 
ist recht und billig, wenn sich Menschen freiwil- 
lig in eine geschlossene Anstalt begeben, um 
sich auszukurieren. Aber sie sollten nicht davon 
ausgehen, daß wenn ihnen so ist, nun alle 
Menschen in die Geschlossene gehören. Wä- 
ren die sozialistischen Staaten wirklich so at- 
traktiv gewesen wie in den Verlautbarungen 
ihrer Medien, dann hätte der Westen eine Mau- 
er bauen müssen. Ist es nicht so, daß eine 
wissenschaftliche These, wie es die marxi- 
stisch - leninistische Lehre für sich beansprucht, 
bewiesen werden kann, indem man alle ihr 
widersprechenden Argumente an ihr mißt? 
Wie kommt eine junge Autorin darauf, 
so falsch und pauschal zu urteilen? Macht es 
Spaß, ein theoretisches Spiel mit seinen fest- 
gesetzten Regeln zu beherrschen? Dabei be- 
herrscht sie es noch nicht einmal. Dogmatische 
Widersacherfändenbeispielsweise einen Grund 
für den Vorwurf des „Formalismus“, weil in ihrer 
gesamten Arbeit nicht einmal das Wort Mensch 
fällt. Nichts schlimmeres darf einer Kommuni- 
stinoder einem Kommunisten widerfahren. Daß 
sie Ulbricht lobend erwähnt, der 1932 mit 
Goebbels gemeinsam den BVG- Streik organi- 
sierte und unter dessen Ägide in der DDR unter 
anderem die menscherfeindliche weil „formali- 
stische“ sachliche Architektur aus Kostengrün- 
den durchgesetzt wurde, deutet auf einen man- 
gelnden Klassenstandpunkt hin. Und bei 171 
Buchseiten nur zwei Klassikerzitate von Lenin 
zu rezitieren, das ist auch ein wenig dünne. 
Dafür wäre seinerzeit garantiert kein Papier- 
kontingent zur Verfügung gestellt worden. 


Dirk Moldt 
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Mediales 


Der Herbst ist traditionell die Jahreszeit, wo die 
meisten Bücher produziert werden u.a., weil in 
Frankfurt/Main die größte Buchmesse der Welt 
stattfindet, oder uns der bevorstehende Winter 
lange Abende beschert, an denen manj/frau zeit 
zum lesen fände (oder sich die Zeit vertreibt mit 
jemanden, der vielleicht gerade ein interessan- 
tes Buch gelesen hat). 

Egal, einer der produktivsten und interessante- 
sten Verlage der letzten Jahre im Spektrum der 
linken, westlichen Verlage ist mit Abstand die 
Edition ID-Archiv. Hier liegen fünf Neuerschei- 
nungen vor. Lange erwartet: Ralf Reinders / 
Ronald Fritzsch; Die Bewegung 2. Juni - 
Gespräche über Haschrebellen, Lorenz-Ent- 
führung, Knast (182 S. / 18,—DM). Ein längst 
überfälliges Buch zur Geschichte westdeut- 
schen Widerstandes der 68er Generation. Der 
„2.Juni“ war sozusagen der proletarische Flü- 
gel der Guerilla und dementsprechend waren 
sie auch praxisorientierter und nicht so intellek- 
tuell verquast, wie die RAF (die von einem 
bestimmten Zeitpunkt an, fast nur noch vom 
BKA verstanden wurde). Neben den Interviews 
mit den beiden Aktivisten enthält der Band den 
antiquarisch schwer gesuchten Text „Die Un- 
beugsamen vonder Spree“ und 27 Seiten „Chro- 
nologische Eckdaten“ zur Erläuterung. 

Lange gedauert: Jost Müller: Mythen der 
Rechten - Nation, Ethnie, Kultur (184 S. / 
20,—DM). Ein Buch, welches seit geraumer 
Zeit unter den Titel „Die Ideologie der Neuen 
Rechten“ angekündigt war. Auch wenn die 
FaschistInnen heute nicht mehr so offen auftre- 
ten, wie vielleicht noch vor wenigen Jahren, so 
hat doch der Bazillus des rechten Denkens 
weite Kreise der Gesellschaft erfaßt undklamm- 
heimlich in diversen politischen Bereichen Ein- 
zug gehalten (u.a. dank der SPD bei der 
Asyl‘politik‘). Wehret den Anfängen! 
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Lange gebraucht: Joachim Hirsch: Der natio- 
nale Wettbewerbsstaat - Staat, Demokratie 
und Politik im globalen Kapitalismus. (213 
S./28,—DM). Es gab ja Stimmen, die von einer 
„beachtlichen Reputation“ des Verlages spra- 
chen, wenn jetzt bereits so anerkannte Profes- 
soren und linke Theoretiker wie Hirsch publi- 
ziert werden, aber der Verlag war schon immer 
für Überraschungen gut. Also alle, die sich mit 
materialistischer Staatskritik auseinandersetz- 
ten möchten, hier haben sie einen guten Ein- 
stieg. 

Lange nicht so überrascht: Nanni Balestrini: I 
Furiosi - Die Wütenden. Roman. (141 S. / 
24,—DM). Balestrini, der wohl in Deutschland 
bekannteste italienische Romancier der radika- 
len Linke, wie es einen solchen in Deutschland 
schon lange nicht mehr gibt (z. B.: P.P. Zahl 
schreibt nur noch Krimis und von Christian 
Geissler hat man lange nichts mehr gehört). So 
könnte man/frau überrascht sein, daß die Ed. 
ID-Archiv jetzt auch noch Romane veröffent- 
licht, und dazu noch im Hardcover (!), aber 
letztendlich ist das nur konsequent, denn das 
politische Buch beschränkt sich eben nicht nur 
auf Sachbücher. Im Belestrinieigenen Stil (ohne 
Interpunktion und scheinbar willkürlichen Ab- 
sätzen) gehtesinpoetischer Form um Hooligans 
des AC Mailand (selbstredend ist das Vorsatz- 
papier scharz/rot gestreift), um triste Vorstädte, 
randvolle Fußballstadien und alles was noch 
damit zusammenhängt - eben ein Stück Italien, 
und ein gutes Stück politische Literatur vom 
Feinsten. 

Lange Kontinuität beweist mittlerweile die Zeit- 
schrift,Die Beute“. Im Heft 3/95 gehtes schwer- 
punktmäßig um Schwarze Löcher = Illusio- 
nen der Herrschaft - Utopien der Linken. 
(152 S. und wie immer 14,—DM), und stellt 
u.a. acht Literaturzeitschriften vor. 
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Menschen, die sich viel mit Büchern beschäfti- 
gen, stellen sich irgendwann die Fragen: „Was 
können Bücher bewirken?“ Vielleicht können 
sie Leben retten. Wie z.B. im Fall Mumia Abu- 
Jamal. In deutscher Erstausgabe liegt jetzt das 
Buch,,...ausder Todeszelle- Essays“ (Agipa- 
Press Bremen, 299 S. / 28,—DM), vor. Und 
vielleicht hilft dieses Buch, daß noch mehr 
Menschen sich für das Leben einsetzen - und 
aktuell eben für das Leben dieses engagierten 
Journalisten. Freiheit für Mumia Abu-Jamal! 
Herbst ist auch immer Kalenderzeit, und unter 
den Anarcho-Kalendern war diesmal der Karin 
Kramer-Verlag der schnellere. Der pech- 
raben-schwarze Anarcho-Kalender 1996 
(über 267 S. / 13,80 DM) in bewährter Form, 
auch wenn es dieses Jahr vielleicht nicht soviel 
Angriffsfläche bietet, wie die letzten Jahre. Aber 
immerhin kann jede/r BesitzerIn stolz verkün- 
den: Meine Tage sind gezählt. 

Ein Denkmal in der libertären Szene setzt sich 
Horst Stowasser mit seinem „Schinken“ Frei- 
heit Pur - Die Idee der Anarchie, Geschichte 
und Zukunft. (Eichborn Vlig. Frankfurt/M., 
397 5. / 44,—DM). Die Grundlage dieses Wer- 
kes war das Bändchen „Was ist eigentlich 
Anarchie?“ (Noch im Karin Kramer Verlag 
erhältlich), undeine absolute Fleißarbeit. Wenn 
auch einiges für manche Geschmäcker zu dürf- 
tig ausgefallen ist, so kann dieses Buch doch 
mit Fug und Recht als Standartwerk bezeichnet 
werden, und dürfte in keinem linksradikalen 
Bücherschrank fehlen. Also: Auf ein paar 
Bierchen verzichten (oder sonstige Genüße), 
oder zu Weihnachten schenken lassen, oder 
wenn jemand nur das Buch lesen möchte, dann 
drängelt eure Örtliche Stadtbibliothek dazu, es 
zu besorgen. 

Zur puren Freiheit gehört natürlich auch „Der 
Kampf um die Träume / Musik, Gesellschaft 
und Veränderung“ von Wolfgang Sterneck 
(KomistA Hanau, 383 S./ 29,80 DM). Alles über 
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div. Musikrichtungen in Bezug auf Politik, Ge- 
sellschaft usw. Sex, Drugs & Rock'n’ Roll. Für 
(politische) Menschen die sich für aktuelle Mu- 
sik und deren Geschichte interessieren, ein 
Muß. 

Ob Muß oder Mus sollte jeder selbst entschei- 
den. Aus dem Radio kommt ja nicht nur Musik 
raus sondern auch das sogenannte Talk-Radio 
(Neudeutsch). Ein Star dieser Form der Unter- 
haltung ist Kuttner, der sogar Talk-Radio im 
Fernsehen machenkann, und dawirjain einem 
Multimedia-Zeitalter leben, muß natürlich 
zwangsläufig das Buch zur Radio/Fernsehsen- 
dungfolgen: Jürgen Kuttner, Dasgroße Sprech- 
funk-Lesebuch (Hrsg. J. Köhler. Verlag 
Schwarzkopf & Schwarzkopf Berlin, 315 S. / 
36,—DM). Hier können nun eine Auswahl von 
Gesprächen nachgelesen werden, und die Fra- 
ge, ob das nun Sinn macht oder nicht sei dahin 
gestellt, seine Fans werden es lieben und kau- 
fen. 

Nicht alles, was einem im Briefkasten als Wurf- 
sendung zwecks Papierverschwendung rein- 
gedrückt wird, ist lesenswert. Vor kurzem gab 
es da ein Heftchen, wo extra draufstand „Keine 
Werbung“, und betitelt war mit „Neue Verfas- 
sung von Berlin“. Daß dieser Staat nicht für 
sich werben muß, wissen alle, die sich dieser 
Zwangsgemeinschaftbewußtsind. Aberesliest 
sich durchaus passabel, wenn man/frau weiß, 
daß dieses Heftchen ja nix mit der Realität zu 
tun hat - sozusagen schlechte sience-fiction. 
Aber was soll’s demnächst wird es wohl wieder 
ein neues Heftchen geben - nämlich mit der 
Neuen Verfassung von Berlin-Brandenburg - 
vermutlich genauso trocken, realitätsfremd und 
paragraphentrunken. 

Einen Stapel Bücher -vornehmlich Literatur- 
behalte ich mir für die nächste Ausgabe vor. 
Zum Schluß ist noch etwas Aktivität gefragt. Es 
gibt drei Exemplare vom „2. Juni“ zu verschen- 
ken. Ihrbrauchtbloßeine Karte an dietelegraph- 


57 


Redaktion (Stichwort: Mediales) zu schicken 
mit Eurer Meinung über die Rubrik „Mediales“. 


GewinnerlInnen (den Rechtsweg schließen wir 
eh aus). Einsendeschluß ist der 1. 12.95 (Post- 


Flüche, Beschimpfungen, Lobetc.-wirnehmen stempel). 
alles. Unter den Karten ziehen wir dann drei Bis dann... Knobi 
Meldungen 


Weißrussische Polizisten lernen 
_ in Basdorf 

Laut einer DPA-Meldung leistet Brandenburg 
Weißrußland Hilfe bei der Fortbildung von Po- 
lizisten. Ab Oktober werden 18 weißrussische 
Polizisten an einem Seminar der Landespolizei- 
schule Basdorf teilnehmen. Wie das Potsdamer 
Innenministerium mitteilte, geht es bei der zwei- 
wöchigen Veranstaltung um die Bekämpfung 
von Drogenschmuggel, Menschenhandel und 
Autoschiebereien. Neben Einsatzbeobach- 
tungen an der Oder-Neiße-Grenze sei auch ein 
Besuch in der Leitstelle im Potsdamer Polizei- 
präsidium geplant. | 

Aus deutscher Sicht, meint das Potsda- 
mer Innenministerium, werde Weißrußland zu- 
nehmend Transitland für Drogentransporte von 
Zentralasien nach Europa. Neben Branden- 
burg, heißt es bei DPA, fördert auch Nordrhein- 
Westfalen die weißrussische Polizei. 


Die russische Geheimpolizei über- 
fiel das Bellona-Büro in Murmansk 
Am 5. Oktober wurde das Bellona-Büro in Mur- 
mansk von der russischen Geheimpolizei über- 
fallen und Computer, Disketten, Kameras und 
anderes Material beschlagnahmt. Der Überfall 
wurde ohne eine Begründung ausgeführt. Die 
Mitarbeiter wurden mit Vernehmungen festge- 

halten. 

Bellona hat internationale Beachtung 
für ihre Arbeit auf dem Gebiet der radioaktiven 
Verseuchung durch Unterseeboote und in der 
Umwelt von Nord-Rußland gefunden. Der Lei- 
ter von Bellona, Frederic Hauge, meinte gegen- 
über der Nachrichtenagentur Reuter, daß der 
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Überfall in Bezug zu der Arbeit Bellonas stehe, 
Umweltbedrohungen aufderKola-Halbinsel und 
darüber hinaus aufzudecken. “Aber wir denken, 
daß das ein Mißverständnis ist.” Bellona arbei- 
tet als informeller Beobachter für die norwegi- 
sche Regierung über die radioaktive Verseu- 
chung auf Kola. Die norwegische Regierung hat 
sich wiederholt besorgt über die riesige Menge 
radioaktiven Mülls geäußert, der in Murmansk 
und anderen Häfen gelagert ist. 

Ironischerweise hatte wenige Tage zu- 
vor der russische Außenminister, Andrej 
Kosyrew, während eines Besuchs in Oslo ver- 
sprochen, die Beseitigung von nuklearem Müll 
auf der Kola-Halbinsel zu beschleunigen. 
Christian Rekkedal, Bellona-Stiftung 


Aktivisten der Organisation “Mutter 
Erde” wegen Protesten gegen 
Nukleartest festgenommen. 

Wie es in einer Presserklärung der internatio- 
nalen Umweltschutzorganisation “For Mother 
Earth” heißt, wurden zwanzig Aktivisten der 
Okologiegruppe während einer friedlichen 
Dremonstration vor der französischen Botschaft 
in Moskau am 2. Oktober festgenommen. Die 
Aktivisten begannen ihre Aktion um 14.30, um 
gegen den letzten Nukleartest auf Fangatoufa 

zu protestieren. 

Sie führten blaue Erdflaggen mit sich 
und entfalteten ein 15 Meter langes Transpa- 
rent, auf dem gefordert wurde: Stoppt den 
nuklearen Terrorismus!” Sie sprayten “Stop 
Hirochirac" an einen der Eingänge der Bot- 
schaft. Um 16 Uhr nahm die Polizei die Aktivi- 
sten fest, nachdem diese die Weisung ignoriert 
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hatten, ihren illegalen Protest zu beenden. Sie 
wurden zur Polizeistation gebracht. 

Die Aktivisten aus Weißrußland (4), 
Belgien (5), Kanada (1), Frankreich (1), den 
Niederlanden (3), der Slowakei (1), der Ukraine 
(2) und den USA wurden bis zum nächsten 
Morgen um 11 Uhr eingesperrt. | 

Die Leute von Mutter Erde glauben, 
daß hier die falschen Leute eingesperrtwurden. 
Es sind Präsident J. Chirac und andere franzö- 
sische Politiker, die heute vor Gericht stehen 
sollten. Ihr Atomwaffentestprogramm ist die 
wirkliche Gefahr für Gesellschaft, Wirtschaft, 
Gesundheit und Umwelt. Frankreich verletzt 
das Menschenrecht auch, indem es das Land 
der Maoris in Polynesien für sein Experiment 

"benutzte und nicht sein eigenes Gebiet in Euro- 
pa. Die indigenen Völker wie die Maoris, erklär- 
te die Organisation Mutter Erde, sind die ersten 
Opfer der weltweiten Nukleartestprogramme 
gewesen. Ebenso waren es die Touareg in 
Nord-Afrika, wo Frankreich sein Testprogramm 
begann, bevor es nach Polynesien verlegt wur- 
de. Die Briten testeten auf Aboriginal-Land in 
Australien, die USA testete auf dem Land der 
West-Schoschonen-Indianer in Nevada oder 
auf den Marschall-Inseln im Pazifik, China te- 
stet auf dem Gebiet der Uyguren in Nordwest- 
China, während Rußland die Länder der 
Kasachen unddie der Nenetsbei Nowaja Semija 
verseuchte. 

Am Nachmittag des 3. Oktober wurden 
die zwanzig: Aktivisten der internationalen 
Ökologiegruppe Mutter Erde von dem Anwalt 
Alex Ejewitch aus Moskau befreit. Ein kleiner 
Ukrainer, der fünfzehnjährige Oles Kulchinsky, 
wurde in ein Kindergefängnis gebracht, bis er in 
die Ukraine abtransportiert wird. 

Wladimir Sliwiak, For Mother Earth 


amnesty international-Meldung aus 


Indonesien / Osttimor: 
In Osttimor wurden Ende August nach teilweise 
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gewalttätigen Unruhen mindestens zehn Per- 
sonen festgenommen. Fünf weiteren Jugendli- 
chen droht nach diesen Ausschreitungen eben- 
falls die Festnahme. amnesty international 
meint, daß es den Behörden nicht das Recht 
abspreche, Gewalttäter zur Rechenschaft zu 
ziehen. Es sei jedoch zu befürchten, daß die 
Inhaftierten mißhandelt oder gefoltert werden 
könnten und die Sicherheitskräfte gewaltsame 
Ausschreitungen als Vorwand dazu benutzen 
könnten, gewaltlose Demokratieaktivisten zu 
inhaftieren. 

Vier osttimoresische Jugendliche - 
Helder, Bento Ximenes, Fernando Maia und 
Abilio - wurden nach Unruhen am 30. Juli 1995 
in der 65 Kilometer westlich der Stadt Dili 
gelegenen Stadt Ermera festgenommen. Die 
Demonstranten hatten sich offenbar gegen die 
für die Erzeuger niedrigen Kaffeepreise ge- 
wandt. Die vier Jugendlichen sollen derzeit in 
unterschiedlichen Gefängnissen festgehalten 
werden. Fünf weitere Jugendliche - Virgilio, 
Constancio, Angelo, Isidoro und Domingos - 
könnten aus denselben Gründen ebenfalls ei- 
ner Festnahme entgegensehen. 

Zehn Tage zuvor, am 20. Juli 1995, 
führten Unruhen im 130 Kilometer östlich von 
Dili gelegenen Baucau zu Festnahme von min- 
destens sechs Personen. In einer Presseerklä- 
rung sagte der Polizeichef von Baucau, Colonel 
Andreas Sugianto: “wir haben sechs Perso- 
nen festgenommen, die in naher Zukunft wegen 
ihrer Straftaten zur Verantwortung gezogen 
werden.” Er gab keine Auskunft darüber, was 
man den Gefangenen vomirft oder wo sie 
festgehalten werden. 

Unterschiedlichen Berichten zufolge 
wurden sowohl in Ermera als auch in Baucau 
weitaus mehr Personen festgenommen. 

Zum Hintergrund erklärt die Organisa- 
tion amnesty international: 

Seit November 1994 gibt es vermehrt Demon- 
strationen wegen der indonesischen Herrschaft 
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über Osttimor, die teilweise in gewaltsamen 
Auseinandersetzungen eskalieren. Die Behör- 
den reagieren darauf mit willkürlichen Festnah- 
men, Inhaftierungen von friedlichen Demon- 
stranten, Schlägen, Folter und mutmaßlichem 
staatlichen Mord. Nach Protesten im November 
1994 wurden über 100 Osttimoresen festge- 
nommen; 27 Personen sehen sich derzeit we- 
gen ihrer angeblichen Beteiligung an den De- 
monstrationen einem Verfahren gegenüber. Im 
Januar 1995 wurden in Baucau zwei bis fünf 
Personen getötet, als indonesische Truppen 
das Feuer eröffneten, um Unruhen in der Stadt 
niederzuschlagen. Es besteht Anlaß zur Sorge 
um die Personen, die kürzlich in Ermera und 
 Baucau festgenommen wurden, da einige de- 
rer, die nach den November-Unruhen inhaftiert 
wurden, im Militärgewahrsam geschlagen oder 
mit Elektroschocks mißhandelt wurden. Ihnen 
war offenbar auch der Kontakt zu Rechtsanwäl- 
ten und Familienangehörigen verwehrt worden. 


"Ey hömma, weisse eigentlich 
wat hier alles so abgeht ?..... 
.„.datun noch vielmehr..." 


Paneuropa-Union mit 
neuem Präsidium 
Rostock. Auf ihrer Bundesdelegiertenver- 
sammlung in Rostock hat die "Paneuropa-Uni- 
on Deutschland” ein neues Präsidium gewählt. 
Im Amt des Präsidenten bestätigt wurde der 
Europaparlamentsabgeordnete Siegbert Alber 
aus Stuttgart, wiederholt Referent beim 
“Studienzentrum Weikersheim”, und seine bei- 
den Vizepräsidenten, Bernd Posselt und Ex- 
CDU-Ministerpräsident Alfred Gomolka. 
Posselt, Autor in den “Weikersheimer Blättern” 
war im letzten Jahr Mitunterzeichner des von 
Schacht, Schwilk und Zitelmann initiierten “Ber- 
liner Appell”. Gomolka bedauerte nach seiner 
Absetzung als Ministerpräsident von Mecklen- 
burg-Vorpommern, kein “ostdeutscher Haider 
mehr werden” zu können, dazu fehle ihm “zwar 
nicht die Schönheit - wohl aber die Jugend”. Die 
beiden anderen Vizepräsidenten, der BDV- 
Funktionär und Mitautor des im “Hohenrain”- 


Verlag erschienenen Buches “50 Jahre Vertrei- 


bung”, Rudolf Wollner, und der ehemalige NS- 
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Stabsrichter Hans Filbinger hatten nicht mehr 
kandidiert. An ihre Stelle traten die Vizepräsi- 
dentin des Europaparlaments Ursula Schlei- 
cher und die ehemalige Europaparlamentsab- 
geordnete Renate-Charlotte Rabbethge. Zu 
Beisitzern gewählt wurden u.a. der Redakteur 
des PEU-Organs “Paneuropa-Deutschland", 
Hans-Christoph Bonfert, der 1994 wegen sei- 
ner Teilnahme an den “Dienstagsgesprächen” 
als Pressesprecher des Berliner Innensenators 
Heckelmann entlassen wurde, Hartmut 
Koschnyk, Ex-Generalsekretär des Bundes der 
Vertriebenen undBundesvorsitzender des“Ver- 
ein für das Deutschtum im Ausland” und der 
FAZ-Korrepondent Wolfgang Stock. 

(hma, Antifaschistische Nachrichten vom 
13.10.95) 


Gutsbesitzerdenken 
Osterholz-Scharmbeck. Mit einer Anzeige in 
der “Welt” gedenkt eine “Aktionsgemeinschaft 
Recht und Eigentum” dem 50. Jahrestag der 
“Enteignungen im Zuge der kommunistischen 
Boden- und Industriereform”, die nach der Be- 
freiung vom Faschismus in der ehemaligen 
sowjetischen Besatzungszone durchgeführt 
wurde. Die “Aktionsgemeinschaft" von angeb- 
lich “zwei Millionen Betroffnenen”, der 12 Ver- 
bände wie das “Heimatverdrängte Landvolk”, 
die “Interessengemeinschaft der SED-Opfer” 
und der “Deutsche Landbund” angehören, for- 
dert Wiedergutmachung und Rehabilitierung 
der Opfer, Rückgabe des geraubten Eigen- 
tums” u.a.m.. In einem Festakt gedenkt die 
“Aktionsgemeinschaft der Opfer der Gewalt- 
herrschaft”. Die Festansprache hält Dr. h.c. 
Rudolf Wassermann, ehemals SPD-Rechtsex- 
perte und Mitglied des Niedersächsischen 
Staatsgerichtshofes. Wassermann ist Mitautor 
des im Ullstein-Verlag erschienenen Buches 
‘Die selbstbewußte Nation” (Herausgeber: Ul- 
rich Schacht und Heimo Schwilk) und ständiger 
Mitarbeiter der Zeitschrift “MUT” des ehemali- 
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genNPD-Bundestagskandidaten Bernhard-Chri- 
stian Wintzek. 

(hma, Antifaschistische Nachrichten vom 
13.10.95) 


Nachtrag zu "Indonesisches 


Schmierentheater" 

Wie bei Redakltionsschluß zu erfahren war, 
erhob am 20. Oktober 1995 die Staatsanwalt- 
schaft in der indonesischen Hauptstatt Jakarta 
Anklage gegen Dr. Sri-Bintang Pamungkas. 
Dem regierungskritischen Wirtschaftsexperten 
wird in der Anklageschrift vorgeworfen, bei 
Vorträgen während seines Deutschland- 
besuches im April diesen Jahres den Diktator 
Suharto beleidigt und dem Ansehen der Repu- 
blik Indonesien Schaden zugefügt zu haben. Im 
Falle der Verurteilung drohen dem Angeklagten 
mehrere Jahre Freiheitsstrafe. 


Neuerscheinung 


Irmgard Pinn / Marlies Wehner 


Europhantasien 
Die islamische Frau aus westlicher Sicht 
257 Seiten, 99.80 DM, ISBN 3-927388-49-1 


Das westliche Bild der Muslimin, wie es durch die 
Medien, durch Romane und Bücher mit wissenschaft- 
lichem Anspruch vermittelt wird, basiert zu einem 
großen Teil auf Projektionen „abendländischer” Werte 
und Gefühle. Muslima gelten als unterdrückt, unselb- 
ständig, familienfixiert, ungebildet und rückständig. In 
diesem Buch geht es weniger darum, zu erläutern, wie 
es in „islamischen Ländern” wirklich zugeht oder was 
wirklich im Koran über Frauen gesagt wird. 


Ziel ist es vielmehr, Klischeebilder und deren-Kontruk- 
tions- und Reproduktionsprizipien aufzuzeigen, sowie 
die Diskussion darüber anzuregen, wie Mechanismen 
von Ausgrenzung auch in progressiven, feministi- 
schen, internationalistischen Kreisen wirken, welche 
Funktionen sie haben und welche Denk- und Hand- 
lungsblockaden überwunden werden können. 


Bestellungen an: 


Duisburger Institut für Sprach- und Sozialforschung, 
 Realschulstr. 51, 47051 Duisburg 
DISS Tel. 0203 20249, FAX 0203 287881 
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Hilfe für den Wiederaufbau des Misthauses 


Die sächsischen Bergsteiger undWanderer haben mit Bestürzung die Meldung vom Brand im 
berühmten "Misthaus" aufgenommen. Das über 300 Jahre alte Holzhaus im böhmischen Iser- 
Gebirge, vielen als einzigartige Heimstatt Gustav Ginzels bekannt, wurde dabei völlig 
zerstört. Gustav Ginzel, ein welterfahrener Lebenskünstler ohnegleichen, verliert mit seinem 
Domizil nicht nur-das Dach über dem Kopf, sondern auch eine reichhaltige Sammlung von 
Kostbarkeiten und Kuriositäten aus allen Kontinenten. Indianische Schmuckstücke aus 
Südamerika fielen den Flammen ebenso zum Opfer wie tibetische Gebetstafeln und 
Fotodokumentationen verschiedener Expeditionen, die Gustav u.a. in die Sahara, nach 
Zentralasien und auf den Cotopaxi, den höchsten Vulkan der Erde, führten. Zur Zeit weilt der 
62-jährige in Australien, ohne auch nur eine Vorstellung vom ganzen Ausmaß des Unglücks 
zıı habeıı. | 


Inzwischen ist die Bestürzung jedoch in Hilfsbereitschaft umgeschlagen. Bürger aus 
Tschechien sowie aus allen Teilen des Freistaates Sachsen, denen Gustav Ginzel zT. 
jahrzehntelang einen Platz in seinem Heim bot, haben spontan ihre Mitarbeit am 
Wiederaufbau des Misthauses zugesagt. Zur Koordinierung aller Anstrengungen wurde in 
Dresden ein "Kontaktbiro Misthaus-Aufbau" eingerichtet, das rund um die Ufr zu erreichen 
ist. Spenden für den Wiederaufbau können auf nachstehendes Misthaus-Spendenkonto 
eingezahlt werden. | 


Dresden, 31.08.1995 
i.Vetr. Thomas Heilfort, Michael Sassmann, Heide Stachorra 


Kontaktbüro Dresden : ‘ Jörg Puchmüller, Alttrachau 12, 01139 Dresden 
Tel.: 9-17 Uhr 0351-4873305 
Tel.: 18-8 Uhr 0351-8480101 


Fax: 0351-4873257 
Misthaus-Spendenkonto : Deutsche Bank Dresden | 
BLZ 87070000  Kto-Nr.: 5328000 


Empfänger : Kontaktbüro Misthaus-Aufbau J. Puchmüller 
oder  Postanweisung : Gustav Ginzel, CR 46850 Jizerka 8, Tschechien 


9) telegraph 10/95 


Daten, 


Umwelt-Bibliothek 


is ähnliches begrenzt war. 
Dieses Fenster in der scharfen Genehmigungspraxis für 


06.1 1.:5.Jahre Hausbesetzerbewegungin Ost- 

berlin (Teil |), Videos der Hausbesetzerwo- 

chenschau AK-Kraak aus dieser Zeit und Dis- 

skussion 

I3. I1.: "Sag niemals nie" Veranstaltung zum 

fünften Jahrestag der Räumung der besetzten 

Häuser in der Ostberliner Mainzer Straße, 

Video und Diskussion mit ehemaligen Bewoh- 

ner und einem damaligen Sprecher des Runden 

Tisch Instandbesetzung Prenzlauer Berg 

16.1 1.: Joint Venture - Gemälde + Lesung 

Mitch Cohen - Finissage 
InesEck - Vernissage 

sowie Prosa und Lyrik der beiden 

20.11. 5.Jahre Hausbesetzerbewegung in Ost- 

berlin (Teil 2), Videos der Hausbesetzerwo- 

chenschau AK-Kraak aus dieser Zeit und Dis- 

kussion 

Alle Veranstaltungen beginnen ca.20 Uhr 
B.Gatscha, Eröffnungsveranstaltung mit der 

Band "Lady ’s Swing" 

25. Juni: Informationsveranstaltung zum The- 

ma: Vegetarismus-Veganismus, mit Essen 
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Umwelt-Bibliothek Berlin e.V. 


10437 Berlin, Schliemannstr. 22, Tel. 4455714 


Fakten, Hinweise 


Bert Um sich gegenüber der zunehmenden 
mer Krise von Wirtschafts- und Sozialpolitik 
innenpolitische Ruhe zu erkaufen, hatte 
Honecker inVerhandlungen mit dem Bi- 
schof der Evang. Kirchen, Schön- 
herr, 1978 unter anderem eine inner- 

== kirchliche Druckerlaubnis zugestanden, 
barürssimesı die aber auf innerkirchliche Veranstal- 
tungshinweise, Bekanntmachungen und 


jeden bedruckten Papierfetzen wurde von den oppositio- 
nellen Gruppen im Lauf der Jahre immer mehr ausgewei- 
tet. Der Anfang einer systematischen Sammlung unter- 
drückter Nachrichten ist aber erst 1986 anzusetzen. Mit 
der Gründung des Oppositionsblattes "Grenzfall" und 
den "Umweltblättern" der Umwelt-Bibliothek. 
Nach dem gescheiterten Versuch der Stasi, mit der Zions- 
Affäre im November 1987 den "Grenzfall" und gleichzei- 
tig die Umwelt-Bibliothek und ihre Zeitschrift zu erledi- 
gen, übernahmen die Umweltblätter die Funktion des 
"Grenzfall" als DDR-weites oppositionelles Nachrich- 
tenblatt. 
Überall fanden sich Korrespondenten, die Nachrichten, 
Kommentare, allgemeine Lageschilderungen, Analysen 
aus den verborgensten Winkeln des Landes nach Ostber- 
lin sandten, die dann in den "Umweltblättern"erschienen. 
Da diese Informationen von immer mehr Leuten zur 
Argumentation benutzt wurden, waren die Behörden 
sogar gezwungen, intern Ablichtungen wichtiger Artikel 
aus dem"feindlich-negativen Pamphlet" an bestimmte 
Ämter zu geben. Und noch ärger: Überall in den Städten 
der DDR, zuweilen sogar in Dörfern, schossen oppositio- 
nelle Blätter unterschiedlichster Richtungen wie Pilze 
aus dem Boden. Das staatliche Wahrheitsmonopol war 
nicht mehr nur exemplarisch durchbrochen, es zerfiel. 
Das Regime verlor das Gesicht, konnte aber nur noch 
wenig dagegen tun. 
Reprint-Ausgabe mit Einleitung, ca. 1000 
Seiten, broschiert, in 3 Bänden. 
Der Kaufpreis beträgt 350 DM, 


‚blug 7 20. ‚Mehrwertsteuer und Versandkosten. 
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Auf Grund der Verschiebung des Prozesses 2. Aufruf! 
Wegen der Demonstrationen und Aktionen 
Pfingsten 1993 in Peenemünde 


gegen den Export von NVA-Kriegsschiffen an das inonesische 
Mitärregime 


findet am 13. November um 9 Uhr ' 


im Amtsgericht Wolgast a 


uU Thämelt und Holm Vogel 


ein Ba u.a wegen Landfriedensbruch und Gefährdung der Schifahrtswege statt 


Wir rufen zu einer Demonstration am 10. Oktober vor dem 
Amtgericht Wolgast auf. 


Es geht nicht nur um Solidarität für die beiden Demonstranten - sondern auch um den Protest 
gegen die Waffenhandelspolitik der Bundesrepublik und ihre Unterstützung von barbarischen 
Militärdiktaturen. Es geht dagegen, daß Arbeitsplätze und Wohlstand in Deutschland auf den 
Körpern von Gequälten und Ermordeten in der 3. Welt geschaffen und erhalten werden. 


